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VORWORT

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter ist 
Deutschlands Einrichtung für die Wahrung men-
schenwürdiger Unterbringung und Behandlung 
im Freiheitsentzug. Sie legt der Bundesregierung, 
dem Deutschen Bundestag, den Landesregierun-
gen und den Länderparlamenten hiermit ihren 
jährlichen Tätigkeitsbericht vor. Dieser umfasst 
den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2024.
Im Berichtsjahr 2024 sah sich die Nationale Stelle 
erneut erheblichen strukturellen und finanziellen 
Herausforderungen ausgesetzt und war aufgrund 
der fehlenden finanziellen Mittel gezwungen, Be-
suche über eine Dauer von sechs Wochen auszu-
setzen. Die in Aussicht gestellte unbedingt not-
wendige Budgetaufstockung erfolgte erst Ende 
November 2024 – zu spät, um eine kontinuier-
lich gesicherte Ausübung ihres Mandats zu ge-
währleisten. Gleichwohl besuchte die Nationale 
Stelle im Jahr 2024 insgesamt 49 Einrichtungen 
des Freiheitsentzugs und begleitete vier Ab-
schiebungsmaßnahmen. Dabei stellte sie erneut 
schwerwiegende Missstände fest, darunter sys-
tematische Verstöße gegen menschenrechtliche 
Mindeststandards sowie Verletzungen der durch 
Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes garantierten 
Menschenwürde.
Der inhaltliche Fokus der Tätigkeit im Jahr 2024 
lag auf drei zentralen Themenfeldern: der psych-
iatrischen Versorgung im Justizvollzug, der Be-
obachtung von Polizeieinsätzen – insbesondere 
im Kontext der Fußball-Europameisterschaft – 
sowie der Begleitung von Abschiebungen. Eine 
detaillierte Darstellung besonders schwerwie-
gender Missstände findet sich im Kapitel „Aktu-
elle Missstände“, während weitere Feststellungen 
in den einrichtungsspezifischen Abschnitten des 
Berichts dokumentiert sind. Dennoch ist bereits 
an dieser Stelle festzuhalten, dass auch im Jahr 
2024 weiterhin schwerwiegende Mängel festge-
stellt worden sind, teilweise solche, die schon in 
den Jahren zuvor beanstandet worden waren. So 
wurden Personen in fensterlosen besonders ge-
sicherten Hafträumen über Tage hinweg unter-
gebracht – teils nackt und ohne die notwendigste 
Grundausstattung. Gefangene mit psychischen 

Auffälligkeiten waren teils über Wochen hinweg 
gänzlich isoliert. In mehreren Bundesländern 
kam es zudem zu Fixierungen am Boden unter 
Verwendung metallener Fesseln – in einzelnen 
Fällen ohne richterliche Genehmigung oder auf 
unzureichender gesetzlicher Grundlage. Im Be-
reich des Maßregelvollzugs herrscht in einer 
großen Anzahl an Einrichtungen weiterhin eine 
strukturelle Überbelegung. Dort untergebrach-
te Personen mussten aufgrund fehlender Betten 
teilweise auf einer am Boden liegenden Matratze 
schlafen. Auch bei beobachteten Abschiebungen 
wurden gravierende Defizite festgestellt: Fami-
lien mit minderjährigen Kindern wurden vonei-
nander getrennt, nächtliche Abholungen stellten 
auch bei Abschiebungen von Kindern keine Aus-
nahme dar, und in einzelnen Fällen kam es zu pro-
blematischen Durchsuchungen mit Entkleidung.
Die in diesem Jahresbericht dokumentierten Be-
obachtungen unterstreichen eindrucksvoll den 
dringenden Handlungsbedarf der zuständigen 
Aufsichtsbehörden. Eine proaktive Umsetzung 
der Standards und Empfehlungen der Nationalen 
Stelle ist daher von umso größerer Bedeutung.
Zugleich verdeutlichen die Beobachtungen die 
dringende Notwendigkeit, der Nationalen Stelle 
dauerhaft die Mittel bereitzustellen, die sie für 
eine wirksame und nachhaltige Erfüllung ihres 
gesetzlich und völkerrechtlich verankerten Auf-
trags benötigt. Die im Jahr 2024 wiederholte Un-
tätigkeit der Aufsichtsbehörden und das viel zu 
späte Reagieren auf die fehlenden Ressourcen der 
Nationalen Stelle verdeutlichen, dass sie in ihrer 
Aufgabenwahrnehmung unter den bestehenden 
Bedingungen erheblich eingeschränkt wird. Die 
geringe personelle und finanzielle Ausstattung 
lässt in Verbindung mit der Vielzahl von zu über-
wachenden Einrichtungen in Deutschland (ca. 
13.000 Orte der Freiheitsentziehung) erkennen, 
dass dem wichtigen Aspekt einer solchen Gene-
ralprävention noch immer nicht genügend Rech-
nung getragen wird.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800– 3 –



4

Um die Dringlichkeit und Tragweite der be-
stehenden Mängel sichtbar zu machen, wurde 
diesen ein gesondertes Kapitel in diesem Bericht 
gewidmet, das die dramatische Unterausstattung 

sowie die hieraus resultierenden Einschränkun-
gen der Arbeit der Nationalen Stelle eingehend 
aufzeigt.

Rainer Dopp 
Staatssekretär a. D.  
Vorsitzender der Länderkommission 

Ralph-Günther Adam 
Leitender Sozialdirektor a. D. 
Leiter der Bundesstelle
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VERZEICHNIS FACHSPEZIFISCHER 
ABKÜRZUNGEN

Abs. Absatz

Art. Artikel

Az. Aktenzeichen

BMI	 Bundesministerium des Innern und für Heimat /
seit 06.05.2025 Bundesministerium des Innern

BVerfG	 Bundesverfassungsgericht

CPT	 European Committee for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading 
Treatment or Punishment (Europäischer Ausschuss zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe)

EGMR	 Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

EMRK	 Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

EU	 Europäische Union

EuGH	 Gerichtshof der Europäischen Union

GeSa Gefangenensammelstelle

GG Grundgesetz

GKS Grenzkontrollstation

JVA Justizvollzugsanstalt

JVK Justizvollzugskrankenhaus

NPM	 Nationaler Präventionsmechanismus

ODIHR	 OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights 
(Menschenrechtsinstitution der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 	
Europa)

OPCAT	 Optional Protocol to the Convention against Torture and other Cruel, Inhuman or
Degrading Treatment or Punishment (Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 	
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 	
oder Strafe)

PBL	 Personenbegleiter Luft
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Rn. 	 Randnummer

SPT	 Subcommittee on Prevention of Torture and other Cruel, Inhuman or Degrading
	 Treatment or Punishment (Unterausschuss der Vereinten Nationen zur Verhütung von 	
	 Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 	
	 Strafe)

StGB	 Strafgesetzbuch

StPO	 Strafprozessordnung

UN	 United Nations (Vereinte Nationen)
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I  
Die Nationale Stelle zur 
Verhütung von Folter: 
strukturelle Mängel und 
dringender Handlungs-
bedarf
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Seit ihrer Gründung steht die Nationale Stel-
le vor erheblichen Herausforderungen, die ihre 
Arbeitsfähigkeit und Wirksamkeit massiv ein-
schränken. Deutschland hat sich vor mehr als 16 
Jahren völkerrechtlich verpflichtet, einen funk-
tionierenden Nationalen Präventionsmechanis-
mus gegen Folter und unmenschliche Behand-
lung zu etablieren. Doch bis heute fehlt es an 
einer strukturellen und finanziellen Ausstattung, 
die diesem Anspruch gerecht wird.

Eine kritische finanzielle Lage – mit An-
sage

Von Beginn an wurde die Nationale Stelle mit 
minimalen Ressourcen ausgestattet. Die Mitglie-
der erhalten keine Entschädigung, sondern ledig-
lich eine Erstattung der Reisekosten. Von einer 
Geschäftsstelle mit nur wenigen tarifbeschäftig-
ten Mitarbeitenden1 werden sie bei ihrer Arbeit 
unterstützt. Diese Minimalausstattung zeugt von 
einer unzureichenden Wertschätzung der an-
spruchsvollen Aufgabe und der engagierten Mit-
glieder – ebenso wie die zeitliche Verzögerung 
bei der Bereitstellung der nachgewiesenen finan-
ziellen Bedarfe und der Umgang mit den Empfeh-
lungen.

Lediglich durch den außerordentlichen Einsatz 
der Mitglieder und eine im Jahr 2024 gewählte, 
gegen haushaltsrechtliche Vorgaben verstoßen-
de Vorgehensweise konnte ein vollständiger Ar-
beitsstillstand verhindert werden. Eine angemes-
sene Wertschätzung der Tätigkeit könnte etwa 
auch durch eine Entschädigung der Mitglieder 
erfolgen, ähnlich wie dies z.B. bei ehrenamtlichen 
Richtern der Fall ist.

Die Situation spitzte sich 2024 erneut zu: Trotz 
wiederholter Warnungen, dass das bestehende 
Budget durch Tariferhöhungen und steigende 
Kosten für Reisen und Unterkünfte nicht mehr 
ausreichen würde, blieb eine rechtzeitige An-
passung aus. Zusätzlich erhöhte das Land Hes-
sen als Vermieter der Büroräume der Nationalen 
Stelle die Miete, was die finanzielle Lage wei-
ter verschärfte. Die Mitglieder standen vor der 
schwierigen Entscheidung, entweder erhebliche 
finanzielle Risiken einzugehen oder die völker-
rechtlichen Verpflichtungen Deutschlands nicht 
mehr vollständig zu erfüllen. Sie entschieden sich 
für die Fortführung ihrer Arbeit – trotz aller Un-

1	 6 Stellen: 4,5 Wissenschaftliche Mitarbeitende und 1,5 in 
der Verwaltung.

sicherheiten. Erst Ende November 2024 wurden 
die dringend benötigten Mittel bewilligt.

Diese finanzielle Unsicherheit ist kein einmali-
ger Vorfall. Bereits 2018 arbeiteten die Mitglieder 
ohne gesicherte Finanzierung weiter und gingen 
in Vorlage, um dringend erforderliche Besuche in 
Einrichtungen des Freiheitsentzugs durchzufüh-
ren. Dass sich diese Situation 2024 wiederholte, 
zeigt ein beunruhigendes Muster struktureller 
Defizite.

Personelle Unterausstattung und Konse-
quenzen für die Prävention

Neben der finanziellen Unsicherheit bleibt 
auch die personelle Ausstattung völlig unzurei-
chend. Mit zehn ehrenamtlichen Mandatstra-
genden ist es schlichtweg nicht möglich, die rund 
13.000 Einrichtungen des Freiheitsentzugs in 
Deutschland regelmäßig zu besuchen, um die Si-
tuation vor Ort zu prüfen.2 Wichtige Folgebesu-
che, die sicherstellen sollen, dass Empfehlungen 
tatsächlich umgesetzt werden, können oft nicht 
erfolgen.

Für das Jahr 2025 wurde zwar eine Budgeterhö-
hung beschlossen, und ab 2026 soll eine dynami-
sche Finanzierung greifen. Doch diese Maßnah-
men können lediglich den derzeitigen Status quo 
absichern – eine grundlegende strukturelle Ver-
besserung bleibt aus. Im europäischen Vergleich 
bleibt Deutschland in diesem Bereich weiterhin 
deutlich zurück.3 

Herausforderungen in der Umsetzung der 
Empfehlungen

Ein weiteres zentrales Problem ist die oft unzu-
reichende Umsetzung der Empfehlungen der Na-
tionalen Stelle durch die Bundesländer. In vielen 
Fällen werden sachlich fundierte Maßnahmen-
vorschläge nicht weiterverfolgt oder sogar pau-
schal als „lebensfremd“ abgelehnt – selbst dann, 
wenn sie sich in anderen Einrichtungen bereits 
bewährt haben oder rechtlich verankert sind.

Besonders besorgniserregend ist, dass selbst 
auf Empfehlungen zu offensichtlichen men-

2	 Artikel 19 lit. a OPCAT.
3	 Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundes-
tags „Ausstattung und Kompetenzen der Nationalen Stelle 
zur Verhütung von Folter in Deutschland im Vergleich zu ähn-
lichen Einrichtungen in ausgewählten europäischen Staaten, 
die im Zuge des Fakultativprotokolls zur Anti-Folter-Konven-
tion der Vereinten Nationen (OPCAT) geschaffen wurden“, 
2020, WD 2 - 3000 - 021/20, S. 16.
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schenunwürdigen Zuständen nicht immer mit 
der notwendigen Konsequenz reagiert wird.

Beispiele dafür sind:

	- In Bayern werden Gefangene weiterhin
in durchsichtigen „Glaskäfigen“ unterge-
bracht4 – eine Praxis, die erhebliche men-
schenrechtliche Bedenken hervorruft.

	- In Nordrhein-Westfalen werden Gefangene
in besonders gesicherten Hafträumen mit
weniger als fünf Quadratmetern Grundflä-
che und ohne Zugang zu Tageslicht5 unter-
gebracht – Bedingungen, die den Mindest-
anforderungen für eine menschenwürdige
Unterbringung nicht gerecht werden.

	- In Baden-Württemberg mussten betroffene
Personen im Maßregelvollzug noch im Jahr
2023 ihre Notdurft in Steckbecken verrich-
ten,6 während sie von Kameras überwacht
wurden – obwohl die Nationale Stelle diese
Praxis bereits im Jahr 2022 scharf kritisiert
hatte.7

Diese Beispiele zeigen, dass menschenrechtli-
che Mindeststandards in Einrichtungen des Frei-
heitsentzugs nicht flächendeckend gewährleistet 
sind.

Die JVA Augsburg-Gablingen: Ein Beispiel 
für ungenutztes Präventionspotential

Die Missstände in der Justizvollzugsanstalt 
Augsburg-Gablingen (Bayern) verdeutlichen die 
Dringlichkeit frühzeitiger Reformen.

	- Bereits 2016 stellte die Nationale Stelle in
einer bayerischen Justizvollzugsanstalt fest,
dass Gefangene im besonders gesicherten
Haftraum unzureichend bekleidet waren.8 
Trotz dieser klaren Kritik blieb eine nach-
haltige Veränderung aus.

4	 Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz vom 11.09.2023 zum Bericht über den Besuch der JVA 
Bernau (2. Besuch), S. 1-3.
5	 Stellungnahme des Ministeriums der Justiz des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 06.02.2023 zum Bericht über den 
Besuch der JVA Werl, S. 3.
6	 Bericht über den Besuch der Forensischen Psychiatrie Bad-
Schussenried (Baden-Württemberg) am 19.10.2023.
7	 Besuchsberichte zu den Forensischen Psychiatrien Reiche-
nau und Ravensburg im Jahr 2022.
8	 Siehe Bericht über den Besuch der JVA Passau (Bayern) am 
02.03.2016.

	- 2022 wurde in der JVA Bernau (Bayern) der
Entzug von Matratzen in besonders gesi-
cherten Hafträumen beanstandet.9 Doch
anstatt die Bedingungen flächendeckend
zu verbessern, wurde die Empfehlung nicht
konsequent umgesetzt.

Solche Fälle zeigen, dass vorhandene Präven-
tionsmechanismen nicht die Wirkung entfalten 
können, die sie haben sollten – insbesondere, 
wenn empfohlene Maßnahmen nicht ernst ge-
nommen werden.

Deutschlands Verpflichtung zur Stärkung 
der Nationalen Stelle

Deutschland hat sich international dazu ver-
pflichtet, einen wirksamen Mechanismus zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher Be-
handlung zu gewährleisten. Die Realität zeigt 
jedoch, dass die Nationale Stelle mit ihrer be-
stehenden ehrenamtlichen Struktur bislang nicht 
die Voraussetzungen hat, um dieser Aufgabe ge-
recht zu werden.

Um diesen Missstand in der bisherigen Struk-
tur zu beheben, sind folgende Maßnahmen drin-
gend erforderlich:

1. Eine bedarfsgerechte finanzielle und perso-
nelle Ausstattung der Nationalen Stelle, um eine 
regelmäßige und wirksame Überprüfung im Sin-
ne von Artikel 19 OPCAT aller Einrichtungen des 
Freiheitsentzugs zu gewährleisten.

2. Eine stärkere institutionelle Verankerung,
die sicherstellt, dass Empfehlungen nicht nur do-
kumentiert, sondern auch konsequent umgesetzt 
werden.

3. Eine engere Zusammenarbeit zwischen
Bund, Ländern und der Nationalen Stelle, um 
menschenrechtliche Standards in der Praxis 
durchzusetzen und zu sichern.

Innerhalb der bisherigen ehrenamtlichen 
Struktur kann die völkerrechtliche Verpflichtung 
nur dann vollständig erfüllt werden, wenn sich 
die staatlichen Stellen aktiv an der Umsetzung 
der Empfehlungen beteiligen – bspw. durch die 
Einrichtung einer zuständigen Stelle mit entspre-
chender Entscheidungsbefugnis in den Regierun-
gen, etwa in der Staatskanzlei oder im Parlament. 
Andernfalls wäre die Umstellung auf hauptamtli-
che Mitglieder unumgänglich.

9	 Siehe Bericht über den Besuch der JVA Bernau (2.Besuch) 
(Bayern) am 01.12.2022.
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Die Nationale Stelle ist ein zentrales Instru-
ment zur Wahrung der Menschenrechte in 
Deutschland. Damit sie ihre Aufgabe wirkungs-
voll erfüllen kann, braucht sie politische Unter-
stützung, angemessene Ressourcen und eine klare 
Verpflichtung zur Umsetzung ihrer Empfehlun-
gen. Deutschland kann es sich nicht leisten, auf 
diesem Gebiet hinter seinen eigenen menschen-
rechtlichen Ansprüchen zurückzubleiben.
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II  
Aktuelle Missstände
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Trotz der dargestellten widrigen Umstände 
führte die Nationale Stelle im Jahr 2024 zahl-
reiche Besuche durch und dokumentierte dabei 
erneut schwerwiegende Missstände. Diese ver-
deutlichen nicht nur den akuten Handlungsbe-
darf durch die zuständigen Aufsichtsbehörden, 
sondern auch die unbedingte Notwendigkeit, der 
Nationalen Stelle die oben genannten Mittel und 
Ressourcen zur Verfügung zu stellen, die sie für 
eine effektive Wahrnehmung ihres Mandats be-
nötigt.

Menschenunwürdige Unterbringung

Aus der Dokumentation der besuchten Justiz-
vollzugsanstalt Augsburg-Gablingen (Bayern) 
ging hervor, dass Gefangene teilweise über Tage 
hinweg rund um die Uhr nackt im besonders ge-
sicherten Haftraum eingeschlossen waren – ohne 
Zugang zu natürlichem Licht. Zudem wurde ih-
nen die Matratze entzogen, sodass sie direkt auf 
dem Betonboden schlafen mussten. Erschwe-
rend kam hinzu, dass weder eine Decke noch eine 
Kopfunterlage bereitgestellt wurde.

Absonderungen im Justizvollzug

Auf der Sicherungsstation der Justizvollzugs-
anstalt Tegel (Berlin) wurden Gefangene – u.a. 
mit psychischen Auffälligkeiten und/oder Störun-
gen – über Wochen und Monate hinweg in teils 
käfigartigen Hafträumen unter völliger Isolation 
von allen Mitgefangenen untergebracht.

In der Justizvollzugsanstalt Würzburg (Bayern) 
befand sich eine dort untergebrachte Person gan-
ze 29 Tage im besonders gesicherten Haftraum. 
Dies wog umso schwerer vor dem Hintergrund, 
dass allein in der dortigen psychiatrischen Ab-
teilung vom Anfang des Jahres 2023 bis zum Be-
such im Juli 2024 insgesamt 435 Unterbringungen 
weiblicher und männlicher Gefangener in beson-
ders gesicherten Hafträumen dokumentiert wur-
den.

Fixierungen am Boden mit Metallfesseln 
im Justizvollzug

In den Justizvollzugsanstalten Stralsund und 
Waldeck (Mecklenburg-Vorpommern) erfolg-
ten Fixierungen auf einer am Boden liegenden 
dünnen Matratze und unter Verwendung metalle-
ner Fesseln. Erschwerend kommt hinzu, dass im 
Strafvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
auch sieben Jahre nach dem Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts vom 24. Juli 201810 weiterhin 
keine der verfassungsrechtlichen Mindestanfor-
derungen vorgeschrieben ist.

Massive Überbelegung

Das besuchte Krankenhaus des Maßregelvoll-
zugs Berlin war derart überbelegt, dass die dort 
untergebrachten Personen aufgrund fehlender 
Betten je nach Belegungsdruck auf Matratzen am 
Boden schlafen mussten und Kriseninterventi-
onsräume regelmäßig über längere Zeiträume für 
Patientinnen und Patienten genutzt wurden, die 
keine besondere Sicherungsmaßnahme benötig-
ten. Auch wurden Funktionsräume als Patienten-
zimmer genutzt, die in der Vielzahl weder über 
eine angemessene Ausstattung noch über eigene 
Toiletten verfügten.

Tagelange, rechtswidrige Fixierung

In der Forensischen Psychiatrie Osnabrück 
(Niedersachsen) wurde eine Person über meh-
rere Tage hinweg fixiert, obwohl keine, den Min-
destanforderungen des Bundesverfassungsge-
richts entsprechende, richterliche Genehmigung 
vorlag.

Fixierungen im Polizeigewahrsam

Bei Besuchen nordrhein-westfälischer Poli-
zeipräsidien wurde festgestellt, dass Fixierungen 
dort generell auf einer am Boden liegenden Mat-
ratze erfolgten und unter Verwendung metallener 
Fesseln. Da die Mindestanforderungen des Ur-
teils des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Juli 
2018 im Rahmen des Polizeigewahrsams nicht 
umsetzbar sind, fordert die Nationale Stelle seit 
dem Jahr 2015 die zuständigen Behörden regel-
mäßig dazu auf, auf Fixierungen im polizeilichen 
Bereich vollständig zu verzichten.

10	 2 BvR 309/15.
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Achtung des Kindeswohls

Im Rahmen einer Abschiebung vom Flugha-
fen Berlin/Brandenburg nach Chișinău (Repub-
lik Moldau) kam es in drei Fällen zu einer Tren-
nung von Familien mit minderjährigen Kindern. 
In einem Fall wurden lediglich der Vater und eine 
15-jährige Tochter abgeschoben, während die
Mutter mit den beiden jüngeren Kindern im Al-
ter von sechs und fünf Jahren zurückblieb. Dies
erachtete die Nationale Stelle als besonders kri-
tisch, da aus der Dokumentation hervorging, dass 
bei den betroffenen Kindern bereits vorab An-
passungsstörungen und Angstzustände beschei-
nigt worden waren.
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III  
Allgemeine  
Informationen  
über die Arbeit der 
Nationalen Stelle

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800 – 22 –



23

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter 
ist der deutsche Nationale Präventionsmecha-
nismus (NPM). Mit ihrer Einrichtung kam die 
Bundesrepublik Deutschland ihren völkerrecht-
lichen Verpflichtungen aus dem OPCAT nach. 
Die Nationale Stelle ist für Orte zuständig, an de-
nen Personen entweder aufgrund der Entschei-
dung einer Behörde oder auf deren Veranlassung 
oder mit deren ausdrücklichem oder stillschwei-
gendem Einverständnis die Freiheit entzogen ist 
oder entzogen werden kann. Ihre besondere Stel-
lung sowie einige weitere Hintergründe zum Auf-
bau der Nationalen Stelle werden im Folgenden 
dargestellt.

1 – Institutioneller Rahmen
Das Ziel der Verhütung von Folter und Miss-

handlung ist im OPCAT niedergelegt, welches 
die Antifolterkonvention der Vereinten Natio-
nen aus dem Jahr 1984 durch einen präventiven 
Ansatz ergänzt. Zu Beginn des Jahres 2025 hatten 
es 105 Staaten unterzeichnet und 94 Staaten rati-
fiziert.11

Artikel 3 OPCAT verpflichtet die Vertragsstaa-
ten, einen NPM einzurichten. Diese unabhängi-
gen nationalen Mechanismen sind präventiv tätig 
und prüfen die menschenwürdige Behandlung 
und Unterbringung an Orten der Freiheitsentzie-
hung. Aktuell sind dem 79 Vertragsparteien nach-
gekommen.12

Der deutsche NPM besteht im Zuständigkeits-
bereich des Bundes aus der Bundesstelle zur Ver-
hütung von Folter und im Zuständigkeitsbereich 
der Länder aus der Länderkommission zur Ver-
hütung von Folter. Beide arbeiten als Nationale 
Stelle zur Verhütung von Folter zusammen und 
stimmen ihre Tätigkeiten ab.

Nach Artikel 18 OPCAT sind die Vertragsstaa-
ten verpflichtet, die funktionale Unabhängigkeit 
der Präventionsmechanismen sowie die Unab-
hängigkeit von deren Personal zu garantieren und 
ihnen ausreichend Mittel zur Verfügung zu stel-
len.

Die Mitglieder der Bundesstelle werden vom 
Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz im Einvernehmen mit dem Bundes-

11	 URL: https://indicators.ohchr.org/ (abgerufen am 
21.02.2025).
12	 URL: https://www.apt.ch/knowledge-hub/opcat (abgerufen 
am 21.02.2025).

ministerium des Innern und dem Bundesministe-
rium der Verteidigung, die der Länderkommission 
von der Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister ernannt.13 Die Mitglieder unterste-
hen keiner Fach- oder Rechtsaufsicht und sind in 
ihrer Amtsführung weisungsunabhängig. Sie sind 
ehrenamtlich tätig. Eine vorzeitige Abberufung 
kann nur unter den strengen Voraussetzungen 
der §§ 21 und 24 des Deutschen Richtergesetzes 
erfolgen. Die hauptamtliche Geschäftsstelle hat 
ihren Sitz in Wiesbaden und ist organisatorisch 
der Kriminologischen Zentralstelle e.V. angeglie-
dert.

2 – Zuständigkeit
Hauptaufgabe der Nationalen Stelle ist es, 

Orte der Freiheitsentziehung aufzusuchen, auf 
Missstände aufmerksam zu machen und den 
Behörden Empfehlungen und Vorschläge zur 
Verbesserung der Situation der Untergebrach-
ten und zur Verhütung von Folter und sonstigen 
Misshandlungen zu unterbreiten. Nach Artikel 4 
Abs. 1 OPCAT sind Orte der Freiheitsentziehung 
solche, die der Hoheitsgewalt und Kontrolle des 
Staates unterstehen und an denen Personen ent-
weder aufgrund der Entscheidung von staatlichen 
Stellen, auf deren Veranlassung oder mit deren 
ausdrücklichem oder stillschweigendem Einver-
ständnis die Freiheit entzogen ist oder entzogen 
werden kann.

Hierzu zählen im Zuständigkeitsbereich des 
Bundes alle Gewahrsamseinrichtungen der Bun-
deswehr, der Bundespolizei und des Zolls, aber 
auch die Begleitung der zwangsweisen Durch-
führung von Abschiebungsmaßnahmen. Im Jahr 
2024 wurden 16.991 Personen auf dem Luftweg 
aus Deutschland abgeschoben.14

Die weit überwiegende Zahl der Einrichtungen 
fällt in den Zuständigkeitsbereich der Länder-
kommission. Hierzu gehören Justizvollzugsan-
stalten, Dienststellen der Landespolizeien, alle 
Gerichte mit Vorführzellen sowie Abschiebungs-
hafteinrichtungen, Psychiatrische Kliniken, Ein-

13	 Organisationserlass des Bundesministeriums der Justiz 
vom 20.11.2008 (Bundesanzeiger Nr. 182, S. 4277); Staatsver-
trag über die Einrichtung eines nationalen Mechanismus aller 
Länder nach Art. 3 des Fakultativprotokolls vom 18.12.2002 zu 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe vom 25.06.2009 (u.a. abgedruckt in GBl. 
BW vom 07.12.2009, S. 681).
14	 Deutscher Bundestag, 11.02.2025, Drucksache 20/14946. 
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richtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit ge-
schlossenen Plätzen und Heime für Menschen 
mit Behinderung. Orte der Freiheitsentziehung 
in diesem Sinne sind auch alle Alten- und Pfle-
geheime, in denen freiheitsentziehende Maß-
nahmen durchgeführt werden oder durchgeführt 
werden können.

Darüber hinaus soll die Nationale Stelle Stel-
lungnahmen zu bestehenden und im Entwurf 
befindlichen Rechtsvorschriften unterbreiten 
(Artikel 19 lit. c OPCAT). Im Berichtsjahr 2024 
hat sie zu fünf im Entwurf befindlichen Rechts-
vorschriften Stellung genommen und sich auf die-
se Weise an nationalen Gesetzgebungsverfahren 
beteiligt.15

3 – Befugnisse
Bund und Länder gewähren der Nationalen 

Stelle gemäß den Regelungen des Fakultativpro-
tokolls folgende Rechte:

	+ Zugang zu allen Informationen, welche die
Anzahl der Personen, denen an Orten der
Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 4
OPCAT die Freiheit entzogen wird, sowie
die Anzahl dieser Orte und ihre Lage betref-
fen;

	+ Zugang zu allen Informationen, welche die
Behandlung dieser Personen und die Bedin-
gungen ihrer Freiheitsentziehung betreffen;

	+ Zugang zu allen Orten der Freiheitsentzie-
hung und ihren Anlagen und Einrichtungen;

	+ die Möglichkeit, mit Personen, denen die
Freiheit entzogen wird, entweder direkt
oder, soweit dies erforderlich erscheint, über 
eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher 
sowie mit jeder anderen Person, von welcher 
die Nationale Stelle annimmt, dass sie sach-
dienliche Auskünfte geben kann, ohne Zeu-
gen Gespräche zu führen;

	+ die Entscheidung darüber, welche Orte sie
besuchen und mit welchen Personen sie Ge-
spräche führen möchte;

	+ in Kontakt mit dem Unterausschuss der Ver-
einten Nationen zur Verhütung von Folter
(SPT) zu stehen, ihm Informationen zu über-
mitteln und mit ihm zusammenzutreffen.

15	 Die Stellungnahmen der Nationalen Stelle sind auf ihrer 
Website veröffentlicht: https://www.nationale-stelle.de/aktu-
elles/stellungnahmen-zu-gesetzentwuerfen.html.

Nach Artikel 21 Abs. 1 OPCAT dürfen Perso-
nen, die der Nationalen Stelle Auskünfte ertei-
len, keinerlei Nachteilen oder Bestrafungen aus-
gesetzt werden. Sowohl die Mitglieder als auch 
die Mitarbeitenden der Geschäftsstelle sind ver-
pflichtet, die Vertraulichkeit von Informationen, 
die ihnen im Rahmen ihrer Aufgaben bekannt 
werden, auch über die Dauer ihrer Amtszeit hin-
aus zu wahren.

4 – Einzelanfragen
Im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. De-

zember 2024 wurden 141 Einzelanfragen (Erst-
anfragen) an die Nationale Stelle gerichtet. Es 
handelte sich hauptsächlich um Eingaben aus Jus-
tizvollzugsanstalten und Forensischen Kliniken 
aus allen Bundesländern. Gehäuft erreichten die 
Nationale Stelle im Berichtsjahr Beschwerden 
aus Bayern und Nordrhein-Westfalen, welche 
die Unterbringungssituation und die medizini-
sche Versorgung betrafen.

Die Nationale Stelle erreichen auch immer 
wieder Beschwerden von Angehörigen und an-
deren Personen, die sich nicht in einer Ein-
richtung befinden, in der freiheitsentziehende 
Maßnahmen durchgeführt werden. Da die Natio-
nale Stelle keine Ombudseinrichtung ist, hat sie 
grundsätzlich keine Befugnis, Beschwerden von 
Einzelpersonen direkt nachzugehen oder diesen 
abzuhelfen, den Anfragenden können jedoch die 
Adressen von geeigneten Anlauf- oder Beschwer-
destellen genannt werden, sofern diese bestehen.

Bei Hinweisen auf gravierende Missstände in 
einer Einrichtung nimmt die Nationale Stelle mit 
Einwilligung der Anfragenden Kontakt mit den 
zuständigen Aufsichtsbehörden auf. Ergibt sich 
aus einer Anfrage ein Hinweis auf eine akute Ei-
gen- oder Fremdgefährdung, kontaktiert die Na-
tionale Stelle umgehend die entsprechende Auf-
sichtsbehörde.

Die Hinweise aus Einzelanfragen sind für die 
Arbeit der Nationalen Stelle von erheblicher Re-
levanz, da sie die Aufmerksamkeit auf bestimmte 
Problembereiche lenken können. Zudem können 
konkrete Angaben Einfluss auf die Auswahl der 
Besuchsorte haben.
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5 – Folterprävention  
weltweit

Auch im Jahr 2024 waren der Austausch mit 
Partnerorganisationen und die Beteiligung an 
internationalen Veranstaltungen von großer Be-
deutung.

5.1 – Netzwerk deutschsprachiger NPM

Seit 2014 ist die Nationale Stelle Teil des Netz-
werks deutschsprachiger NPM (Deutschland, 
Österreich, Schweiz, Luxemburg und Lichten-
stein). Im Berichtsjahr organisierte sie turnus-
gemäß den jährlichen Erfahrungsaustausch zwi-
schen NPM im deutschsprachigen Raum, der 
am 14. und 15. November 2024 in Berlin in den 
Räumlichkeiten des Bundesministeriums der Jus-
tiz stattfand. Gemeinsam mit den Vertreterinnen 
und Vertretern des NPM Luxemburg (Ombuds-
man du Grand-Duché de Luxembourg), der ös-
terreichischen Volksanwaltschaft und der Natio-
nalen Kommission zur Verhütung von Folter der 
Schweiz befasste sie sich u.a. mit den Herausfor-
derungen, die mit Großveranstaltungen wie der 
Fußballeuropameisterschaft einhergehen, und 
der Frage, auf welche Weise die in diesem Zu-
sammenhang erfolgende Polizeiarbeit wirksam 
von den NPM überprüft werden kann. Auch der 
zukünftige Umgang mit der EU-Screening-Ver-
ordnung 2024/1356 und der damit verbundenen 
Einrichtung eines unabhängigen Überwachungs-
mechanismus wurde thematisiert.

5.2 – Internationaler Austausch

Im Rahmen des vom SPT organisierten Webi-
nars im November 2024 erhielten die NPM die 
Möglichkeit, sich zur Frage ihrer Unabhängigkeit 
auszutauschen.

Zudem nahm die Nationale Stelle an drei Ver-
anstaltungen im Rahmen des Europäischen 
NPM-Forums16 in Straßburg teil, die vom Euro-
parat mit Unterstützung der Europäischen Union 
ausgerichtet wurden. Im März 2024 lag der Fokus 
auf der Rechtsprechung des EGMR betreffend 
unfreiwillige Unterbringung und Behandlung auf-
grund psychischer Störungen. Der Schwerpunkt 
der Konferenz im Juni 2024 lag in der Rolle der 
NPM bei der Feststellung von Menschenrechts-
verletzungen an Orten der Freiheitsentziehung, 

16	 https://www.coe.int/en/web/implementation/european-
npm-forum.

an denen Personen, die noch nicht verurteilt sind, 
untergebracht werden (u.a. in Untersuchungshaft 
und im Polizeigewahrsam). Im September 2024 
wurde der Schutz der Gesundheitsbedingungen 
von Personen mit Suchtabhängigkeit, denen die 
Freiheit entzogen ist, thematisiert. Hierbei wur-
den die spezifischen Herausforderungen und 
Mängel im europäischen Justizvollzug beleuch-
tet. Herausgearbeitet wurde insbesondere die 
dringende Notwendigkeit, (gesetzliche) Schutz-
maßnahmen weiterzuentwickeln.

Bei dem durch die Menschenrechtsinstitution 
der Organisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (ODIHR) organisierten regio-
nalen Treffen für NPM in Warschau (2.-3. Juli 
2024) wurden die im Umgang mit ‚radikalisierten 
Menschen im Strafvollzug‘ auftretenden Heraus-
forderungen diskutiert.
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IV  
Justizvollzug
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1 – Schwerpunktthema Psy-
chiatrische Versorgung

Nach dem Abschluss des Schwerpunkts der 
vergangenen Jahre, der auf den Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs lag, hat die Länderkommission 
für die Jahre 2024 und 2025 ein neues zentrales 
Thema gewählt: die psychiatrische Versorgung 
im deutschen Justizvollzug.

Bei den Besuchen der Nationalen Stelle wird 
ihr regelmäßig von der steigenden Zahl Gefan-
gener mit psychischen Auffälligkeiten17 und/oder 
mit psychischen Störungen18 berichtet. Dies zeigt 
sich u.a. in der zunehmenden Anwendung von 
besonderen Sicherungsmaßnahmen wie Abson-
derungen oder Fixierungen – teils über längere 
Zeiträume –, die häufig als Reaktion auf psychi-
sche Auffälligkeiten von Gefangenen erfolgen. 
Auch geht diese Entwicklung oftmals mit einer 
erheblichen Überforderung des Personals einher, 
da viele Anstalten weder über ausreichend quali-
fiziertes Fachpersonal noch über geeignete infra-
strukturelle Ressourcen verfügen, um diese Her-
ausforderungen angemessen zu bewältigen.

Die Nationale Stelle betrachtet die Gewähr-
leistung einer angemessenen und fachgerechten 
psychiatrischen Versorgung als einen wesentli-
chen Bestandteil einer menschenwürdigen Be-
handlung und als grundlegende Voraussetzung 
für den Schutz der körperlichen Unversehrtheit.19 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass Ge-
fangene einen Anspruch auf Heilbehandlung be-
sitzen. So ist nach Artikel 56 Abs. 1 StVollzG „für 
die körperliche und geistige Gesundheit des Ge-
fangenen […] zu sorgen“.

Die zuständigen Aufsichtsbehörden tragen die 
Verantwortung, eine umfassende Gesundheits-
versorgung sicherzustellen, die den besonderen 
Bedürfnissen von Gefangenen Rechnung trägt. 
Dies schließt den Zugang zu qualifizierter psy-
chiatrischer Unterstützung ein, mit den Zielen 

17	 Psychische Auffälligkeiten sind in der Regel ein breit ge-
fasster Begriff, der sich auf ungewöhnliche Verhaltens- und 
Denkweisen bezieht; sie können Hinweise auf eine beginnen-
de krankhafte Entwicklung sein, haben in sich allein keinen 
Krankheitswert.
18	 Psychische Störungen hingegen sind klar abgegrenzte, 
diagnostisch definierte Krankheitsbilder, die mit spezifi-
schen Symptomen, anhaltendem Leidensdruck und Beein-
trächtigungen einhergehen. Vgl. Kapitel V „Psychische und 
Verhaltensstörungen“ des ICD-10-GM Version  2025, Link: 
https://klassifikationen.bfarm.de/icd-10-gm/kode-suche/
htmlgm2025/chapter-v.htm
19	 Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG.

Leidensdruck zu mindern, schweren Krankheits-
verläufen vorzubeugen und potenziell unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung zu verhin-
dern.

Gleichwohl besteht die Vermutung, dass Ge-
fangene – trotz eines gegebenen Behandlungs-
bedarfs – keine adäquate psychiatrische oder 
psychotherapeutische Versorgung erhalten. Im 
Rahmen der Besuche im Jahr 2025 soll dieser 
Vermutung verstärkt nachgegangen werden, um 
mögliche Versorgungslücken systematisch zu er-
fassen.

Der Fokus der Besuche der Nationalen Stelle 
lag im Jahr 2024 auf Justizvollzugskrankenhäu-
sern und Justizvollzugsanstalten mit psychiat-
rischen Abteilungen. Darüber hinaus wurden 
Justizvollzugsanstalten ohne spezialisierte psy-
chiatrische Abteilungen besucht, um die Unter-
schiede zu Einrichtungen mit entsprechenden 
Abteilungen detaillierter analysieren zu können.

Insgesamt besuchte die Nationale Stelle 20 
Einrichtungen des Justizvollzugs:20

	- Vier Justizvollzugskrankenhäuser in Baden-
Württemberg, Berlin, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen.21

	- Die JVA Kassel I mit Zentralkrankenhaus 
(Hessen) sowie die Krankenabteilung in der 
JVA Brandenburg an der Havel (Branden-
burg).22

	- Die JVA Stuttgart mit einer psychiatrischen 
Station in der Krankenabteilung (Baden-
Württemberg).

	- Drei Justizvollzugsanstalten mit eigener psy-
chiatrischer Abteilung in Bayern, Berlin 
und Schleswig-Holstein.23

20	 Eine umfassende Beschreibung der einzelnen Anstalten 
mit den jeweiligen positiven Beispielen, Feststellungen und 
Empfehlungen findet sich in den einrichtungsspezifischen 
Besuchsberichten, die auf der Website der Nationalen Stelle 
zur Verhütung von Folter zu finden sind (https://www.nationa-
le-stelle.de/besuche/laenderkommission/2024.html).
21	 Es handelt sich hierbei um die Justizvollzugskrankenhäuser 
Hohenasperg (BW), Plötzensee (BE), Lingen (NI) und Frön-
denberg (NW).
22	 Aufgrund ihrer ähnlichen Struktur und Funktionen (Zu-
ständigkeit für alle Gefangenen ihres jeweiligen Bundeslan-
des) werden diese im folgenden Text als Justizvollzugsanstalt 
mit Justizvollzugskrankenhaus behandelt.
23	 Es handelt sich hierbei um die Justizvollzugsanstalten 
Würzburg (BY), Tegel (BE) und Neumünster (SH).
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	- Zehn Justizvollzugsanstalten ohne speziel-
le psychiatrische Abteilungen in Bayern, 
Baden-Württemberg, Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt sowie Thüringen.24

Bei den Besuchen der Justizvollzugskranken-
häuser Plötzensee (Berlin) und Fröndenberg 
(Nordrhein-Westfalen), der Justizvollzugsan-
stalten mit Krankenhaus Brandenburg an der 
Havel (Brandenburg) und Kassel I (Hessen) so-
wie der Justizvollzugsanstalten Würzburg (Bay-
ern), Augsburg-Gablingen (Bayern), Stuttgart 
(Baden-Württemberg), Tegel (Berlin), Burg 
(Sachsen-Anhalt) und Neumünster (Schleswig-
Holstein) handelte es sich um erneute bzw. Fol-
gebesuche. Diese dienten auch der Überprüfung, 
inwieweit frühere Empfehlungen umgesetzt wor-
den sind.

Im Folgenden wird eine Übersicht zu den Er-
kenntnissen im Bereich der psychiatrischen Ver-
sorgung in den im Jahr 2024 besuchten Einrich-
tungen des Justizvollzugs gegeben. Dabei werden 
sowohl ein allgemeiner Überblick über die psy-
chiatrische Versorgungsstruktur als auch spezi-
fische positive und negative Feststellungen zur 
psychiatrischen Versorgung aufgezeigt, die die 
Nationale Stelle im Rahmen ihrer Besuche ge-
winnen konnte.

1.1 – Grundlegende stationäre psychiatri-
sche Versorgungsstruktur

Vor Beginn ihrer Besuchstätigkeit im Rahmen 
des Themenschwerpunkts führte die Nationale 
Stelle Anfang des Jahres 2024 eine Abfrage bei 
den zuständigen Aufsichtsbehörden aller Bun-
desländer durch. Ziel dieser Abfrage war es, zu er-
mitteln, welche Einrichtungen des Justizvollzugs 
in den jeweiligen Bundesländern über speziali-
sierte stationäre psychiatrische Behandlungsab-
teilungen verfügen.

Als Ergebnis dieser Abfrage wurden Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten unter den Bun-
desländern ersichtlich, die sich im Laufe der Be-
suche der o.g. Einrichtungen verdeutlichten.

Die Bundesländer Baden-Württemberg,  
Berlin, Brandenburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz 

24	 Es handelt sich hierbei um die Justizvollzugsanstalten Augs-
burg-Gabligen, München, Hof (BY), Rottenburg am Neckar 
(BW), Bremen (HB), Stralsund, Waldeck (MV), Meppen (NI), 
Burg (ST) und Hohenleuben (TH).

und Sachsen verfügen jeweils über ein Justiz-
vollzugskrankenhaus. In diesen gibt es psychia-
trische Abteilungen, in denen erwachsene sowie 
zum Teil25 auch junge26 weibliche und männliche 
Gefangene stationär behandelt werden können.27 
Zusätzlich unterhalten die Bundesländer Baden-
Württemberg, Berlin und Niedersachsen auch 
Justizvollzugsanstalten mit eigenen Abteilungen 
für die stationäre psychiatrische Versorgung von 
Gefangenen.

Die Bundesländer Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland,  
Sachsen-Anhalt und Thüringen verfügen we-
der über ein Justizvollzugskrankenhaus noch 
über eine Anstalt mit psychiatrischer Abteilung. 
Aus diesem Grund besitzen sie u.a. Koopera-
tionsvereinbarungen sowohl mit öffentlichen 
Krankenhäusern oder Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs als auch mit Justizvollzugskranken-
häusern anderer Bundesländer,28 um Gefangene 
mit psychischen Auffälligkeiten und/oder Störun-
gen aus ihrem Bundesland stationär behandeln zu 
können.

Andere Bundesländer, wie Bayern oder  
Schleswig-Holstein, unterhalten zwar kein 
Justizvollzugskrankenhaus für die stationä-
re Behandlung, verfügen jedoch über mehrere 
Justizvollzugsanstalten mit psychiatrischen Ab-
teilungen. Diese Abteilungen bieten stationäre 
sowie teilstationäre psychiatrische Behandlun-
gen für betroffene Gefangene des jeweiligen Bun-
deslands an.

Nach ersten Erkenntnissen der Nationalen 
Stelle wird jedoch nur ein Teil der Gefangenen 
mit psychischen Auffälligkeiten und/oder Stö-
rungen in Justizvollzugskrankenhäusern oder in 
Justizvollzugsanstalten mit psychiatrischen Ab-
teilungen behandelt. Ein weiterer Teil der betrof-

25	 Im besuchten JVK Lingen (Niedersachsen) werden keine 
jungen Gefangenen auf der psychiatrischen Abteilung behan-
delt; deren Behandlung erfolgt auf der psychiatrischen Abtei-
lung der Jugendanstalt Hameln (Niedersachsen).
26	 Die Terminologie schließt hier Jugendliche, Heranwach-
sende und diejenigen jungen Erwachsenen ein, die im Jugend-
strafvollzug untergebracht sind.
27	 Das Zentralkrankenhaus der JVA Kassel I (Hessen) ver-
fügt nicht über eine psychiatrische Abteilung im gesetzlichen 
Sinne, sondern über eine sog. Station für verhaltensauffällige 
Gefangene, auf der allerdings überwiegend Gefangene mit 
psychiatrischen Erkrankungen untergebracht sind.
28	 Bspw. besitzt das Land Thüringen eine Kooperationsver-
einbarung mit dem Justizvollzugskrankenhaus Leipzig (Sach-
sen) oder das Land Bremen mit dem Justizvollzugskranken-
haus Lingen (Niedersachsen).
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fenen Gefangenen wird innerhalb der jeweiligen 
Justizvollzugsanstalten durch das dortige psy-
chologische Personal oder – sofern vorhanden 
– durch das psychiatrische bzw. das konsiliarpsy-
chiatrische Fachpersonal betreut.29

Die Besuche der Nationalen Stelle haben zu-
dem Gegebenheiten aufgezeigt, die darauf hin-
deuten, dass Gefangene mit psychischen Auffäl-
ligkeiten und/oder mit psychischen Störungen 
nur unzureichende, teilweise nicht angemessene 
oder in einigen Fällen gar keine psychiatrische 
Behandlung erhalten.

Die folgenden strukturellen Herausforderun-
gen sind bei dem Zugang zu psychiatrischer Ver-
sorgung zu bedenken.

1.1.1 – Kooperationen und Verwaltungs-
vereinbarungen mit externen Ein-
richtungen 

Es ist jederzeit eine adäquate medizinische Ver-
sorgung der Gefangenen sicherzustellen. Dies 
kann u.a. in Zusammenarbeit mit externen Ein-
richtungen erfolgen.

	+ Die psychiatrischen Stationen der besuchten 
Justizvollzugskrankenhäuser Fröndenberg 
(Nordrhein-Westfalen), Brandenburg a. H. 
(Brandenburg) sowie die psychiatrische Ta-
gesklinik der JVA Neumünster (Schleswig-
Holstein) besitzen Kooperationsverträge 
mit externen Einrichtungen und Trägern der 
Psychiatrie, welche mehrheitlich das psychi-
atrische Fachpersonal ihrer Behandlungs-
teams stellt.

	+ Im JVK Brandenburg a. H. (Brandenburg) 
beträgt die durchschnittliche Wartezeit, bis 
Gefangene aufgenommen werden können, 
je nach Krankheitsbild und Kapazität, zwi-
schen 0 und 10 Tagen.

Die im Jahr 2024 besuchten Justizvollzugs-
anstalten ohne psychiatrische Abteilungen ver-
fügten mehrheitlich nicht über vergleichbare 
Kooperationsverträge. Stattdessen waren sie 
bei der Behandlung von Gefangenen mit psychi-
schen Auffälligkeiten und/oder psychischen Stö-
rungen auf das psychologische – und teilweise 

29	 Zudem besteht in einigen Bundesländern die (zusätzliche) 
Möglichkeit einer psychiatrischen Behandlung über Teleme-
dizin.

konsiliarpsychiatrische – Personal angewiesen. 
In Fällen, die eine stationäre Behandlung erfor-
derten, sahen die Versorgungskonzepte dieser 
Anstalten zumeist eine Verlegung in das zustän-
dige Justizvollzugskrankenhaus, eine Anstalt mit 
psychiatrischer Abteilung oder, wie im Fall der 
Justizvollzugsanstalten Stralsund und Waldeck 
(Mecklenburg-Vorpommern), in eine Einrich-
tung der Allgemeinen oder Forensischen Psychi-
atrie vor.

Dabei wurde festgestellt, dass die Umsetzung 
dieser Konzepte von Justizvollzugsanstalt zu Jus-
tizvollzugsanstalt stark variierte und teilweise er-
hebliche Schwierigkeiten hinsichtlich der Verle-
gungszeit aufwies:

	- JVA Stuttgart (Baden-Württemberg): Bis 
zur Aufnahme in die psychiatrische Abtei-
lung wird durchschnittlich von einer Warte-
zeit zwischen acht und zwölf Wochen ausge-
gangen.

	- JVA München (Bayern): Die psychiatrische 
Abteilung der zuständigen JVA Straubing ist 
häufig so stark ausgelastet, dass kaum Kapa-
zitäten für die Aufnahme weiterer Gefange-
ner verfügbar sind.

	- JVA Tegel (Berlin): Gefangene mit auffälli-
gem psychischen Verhalten und/oder psychi-
atrischen Störungen werden über Wochen 
und Monate hinweg auf der Sicherungssta-
tion B1 isoliert. Die Berliner Senatsver-
waltung für Justiz und Verbraucherschutz 
erklärte gegenüber der Nationalen Stelle, 
dass grundsätzlich u.a. eine ambulante oder 
stationäre psychiatrische Behandlung im 
JVK Plötzensee möglich sei.30 Die zentrale 
Frage, warum dennoch psychisch auffällige 
Gefangene über lange Zeiträume – teils un-
ter menschenunwürdigen Bedingungen – auf 
der Sicherungsstation der JVA Tegel verblei-
ben und Verlegungen in geeignete stationä-
re Einrichtungen offenbar ausblieben oder 
erst nach erheblicher Verzögerung erfolgten, 
blieb unbeantwortet.

	- Justizvollzugsanstalten Stralsund und Wal-
deck (Mecklenburg-Vorpommern): Es 
stehen für die stationäre psychiatrische Be-
handlung von Gefangenen insgesamt drei 

30	 Stellungnahme der Berliner Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz zu dem Bericht über den Besuch der 
JVA Tegel am 28.08.2024.
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Betten in den Forensischen Psychiatrien 
des Bundeslandes zur Verfügung. Diese Ka-
pazitäten können jedoch nur dann genutzt 
werden, wenn der hohe Belegungsdruck in 
den Forensischen Kliniken dies zulässt, d.h. 
keine Notwendigkeit für die Unterbringung 
von Maßregelvollzugspatienten besteht. In 
Gesprächen mit Bediensteten und Fachper-
sonal der besuchten Justizvollzugsanstalten 
wurde deutlich, dass die in den Forensischen 
Psychiatrien vorhandenen Betten trotz die-
ser Kooperation den tatsächlichen Bedarf 
der beiden Anstalten nicht ausreichend de-
cken können.31

	- JVA Burg (Sachsen-Anhalt): Auch hier ist
die Kapazität im zuständigen JVK Leipzig
(Sachsen) mit insgesamt drei psychiatri-
schen Betten für den Justizvollzug Sachsen-
Anhalts begrenzt.

	- JVA Hohenleuben (Thüringen): Für den
Justizvollzug Thüringens stehen im zustän-
digen JVK Leipzig (Sachsen) fünf Betten
für psychiatrische Fälle zur Verfügung. Auf-
grund häufiger Vollbelegung des JVK, insbe-
sondere im psychiatrischen Bereich, kommt
es regelmäßig zu längeren Wartezeiten vor
einer Verlegung. 

Auch insgesamt ist zu beachten, dass nahezu 
alle besuchten Justizvollzugskrankenhäuser War-
telisten führen, wobei die durchschnittliche Dau-
er der Wartezeit stark variiert:

	- Im JVK Hohenasperg (Baden-Württem-
berg) variiert die Dauer der Wartezeit je
nach Schwere der Erkrankung zwischen we-
nigen Tagen und Wochen.

	- Im JVK Plötzensee (Berlin) liegt sie in der
Regel zwischen ein bis zwei Wochen.

	- Im JVK Brandenburg a. H. (Brandenburg) 
beträgt sie meist wenige Tage.

	- Im JVK Kassel (Hessen) beträgt die durch-
schnittliche Wartezeit für die Aufnahme auf
der Station für verhaltensauffällige Gefange-
ne zwei Wochen.

	- Im JVK Lingen (Niedersachsen) sind mit-

31	 Zudem besteht in bestimmten Krisensituationen die Mög-
lichkeit, Gefangene in Allgemeinpsychiatrien Mecklenburg-
Vorpommerns zu verlegen. Allerdings sind diese Verlegungen 
mit einem erheblichen Sicherungsaufwand verbunden und 
werden in der Regel nur für einen Zeitraum von wenigen Ta-
gen realisiert.

unter Aufnahmen innerhalb von ein bis zwei 
Tagen möglich. In anderen Fällen – insbe-
sondere, wenn der einzige videoüberwachte 
Haftraum auf der psychiatrischen Station 
belegt ist – kann sich die Wartezeit über 
mehrere Wochen erstrecken.

	- Im JVK Fröndenberg (Nordrhein- 
Westfalen) beträgt die Wartezeit auf den
psychiatrischen Stationen im Durchschnitt
ein bis drei Monate.

Ausgehend von ihren im Jahr 2024 durchge-
führten Besuchen gelangt die Nationale Stelle 
zu dem Ergebnis, dass die bestehenden Kapazi-
täten für die stationäre psychiatrische Behand-
lung von Gefangenen nicht ausreichen, um dem 
tatsächlichen Bedarf gerecht zu werden. Wäh-
rend einige Anstalten erfolgreich mit externen 
psychiatrischen Einrichtungen kooperieren, 
sind andere aufgrund fehlender Kapazitäten und 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Verlegung in 
Justizvollzugskrankenhäuser oder Justizvollzugs-
anstalten mit spezialisierten Abteilungen stark 
eingeschränkt.

Der Mangel an zeitnaher therapeutischer 
Behandlung im Justizvollzug wiegt besonders 
schwer, da die Haftbedingungen eine zusätzliche 
psychische Belastung darstellen.32 Hinzu kommt 
ein deutlich erhöhter Behandlungsbedarf: Im 
Vergleich zur Allgemeinbevölkerung leiden Ge-
fangene zwei- bis viermal häufiger an psychoti-
schen Erkrankungen und schweren Depressio-
nen sowie bis zu zehnmal häufiger an antisozialen 
Persönlichkeitsstörungen.33

Um die aufgezeigten Defizite zu beheben, ist es 
dringend erforderlich, Maßnahmen zu ergreifen 
– wie bspw. den weiteren Ausbau der bestehen-
den Kapazitäten sowie den Neubau von Justiz-
vollzugsanstalten mit psychiatrischen Stationen,
die Schaffung zusätzlicher Kapazitäten in Justiz-
vollzugskrankenhäusern sowie die Förderung
von Kooperationen mit externen psychiatrischen 
Einrichtungen.

Der Zugang zu adäquater psychiatrischer Hilfe 
und die Einhaltung menschenrechtlicher Stan-
dards müssen dabei zentrale Leitlinien darstellen.

32	 Vgl. Dignity Manual (2021): Monitoring health in places of 
detention. An Overview for Health Professionals, S. 180.
33	 Siehe WHO (2022): Addressing the noncommunicable di-
sease (NCD) burden in prisons in the WHO European Re-
gion. Interventions and policy options, S. 16.
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1.1.2 – Aufnahmekriterien zur psychia-
trischen Behandlung

Der Staat ist verpflichtet, den Zugang aller Ge-
fangenen zu einer adäquaten medizinischen Ver-
sorgung zu gewährleisten, die auch den Zugang 
zu qualifizierter psychiatrischer Betreuung ein-
schließt.

Im Fall von Gefangenen mit schweren diagnos-
tizierten psychischen Behinderungen oder Stö-
rungen, deren Zustand sich durch den Verbleib in 
der Justizvollzugsanstalt verschlimmern könnte, 
muss sichergestellt werden, dass sie in geeignete 
psychiatrische Einrichtungen verlegt werden.34

Gefangenen, die aufgrund spezieller Bestim-
mungen von bestimmten psychiatrischen Be-
handlungsangeboten ausgeschlossen werden, 
sollen äquivalente psychiatrische Versorgungsop-
tionen angeboten werden, die ihren individuellen 
Bedürfnissen entsprechen.

Die Konzepte der Justizvollzugsanstalten mit 
psychiatrischen Abteilungen Stuttgart (Baden-
Württemberg), Tegel (Berlin), Neumünster 
(Schleswig-Holstein) sowie der medizinischen 
Abteilung der JVA München (Bayern) beinhal-
ten mehrheitlich als Ausschlusskriterien einer 
Aufnahme akute Eigen- und/oder Fremdgefähr-
dung sowie akute Entzugssymptome. Dies führte 
konkret dazu, dass betroffene Gefangene nicht in 
entsprechende Anstalten verlegt werden konn-
ten, sondern zum Teil über Monate hinweg in ih-
ren Anstalten – teilweise unter menschenunwür-
digen Bedingungen – abgesondert wurden.35

Die Anwendung von Ausschlusskriterien wie 
akute Eigen- und/oder Fremdgefährdung sowie 
akute Entzugssymptome für die Aufnahme in 
psychiatrische Abteilungen von Justizvollzugsan-
stalten gestaltet sich aus mehreren Gründen pro-
blematisch. Gefangene, die unter solchen akuten 
Zuständen leiden, benötigen oftmals eine sofor-
tige und spezialisierte Behandlung. Gerade die-
sen besonders vulnerablen Personen wird jedoch 
durch die Ausschlusskriterien der Zugang zu den 
dafür vorgesehenen Einrichtungen verwehrt. 
Dies ist besonders kritisch zu bewerten, da re-
guläre Justizvollzugsanstalten häufig nicht über 

34	 Regel 109 der Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen 
für die Behandlung der Gefangenen (Resolution 70/175 der 
Generalversammlung, Annex, verabschiedet am 17.12.2015, 
auch Nelson-Mandela-Regeln genannt).
35	 Siehe Punkte 1.2.1.1. und 1.2.1.2.

die notwendige personelle oder infrastrukturelle 
Ausstattung verfügen, um eine angemessene Be-
treuung und Behandlung sicherzustellen.

Das Verbleiben einer psychisch auffälligen und/
oder erkrankten Person in ihrer regulären Justiz-
vollzugsanstalt, bedingt durch bestimmte (Aus-
schluss-)Kriterien – ohne Zugang zu notwendiger 
(psychiatrischer) Gesundheitsversorgung – kann 
einer Behandlung gleichkommen, die Artikel 3 
EMRK entgegensteht.36

	+ Um die Versorgung schwer psychiatrisch 
erkrankter Gefangener in Justizvollzugsan-
stalten Schleswig-Holsteins weiterhin zu 
verbessern, ist ein Neubau mit 25 Behand-
lungsplätzen auf dem Gelände der JVA Lü-
beck geplant. Dieser soll über spezialisierte 
Bereiche wie einen Akutbereich zur Krisen-
intervention und Diagnostik, einen Sub-
akutbereich zur Stabilisierung sowie einen 
Bereich für längerfristige Behandlungen ver-
fügen.

Im Gegensatz zu den o.g. Konzepten, die Ge-
fangenen mit akuten Eigen- oder Fremdgefähr-
dungen häufig den Zugang zu psychiatrischer 
Behandlung aufgrund von Ausschlusskriterien 
erschweren, zielt das geplante Projekt darauf ab, 
auch diesen vulnerablen Gruppen eine bedarfs-
gerechte und umfassende Behandlung zu ermög-
lichen.

1.2 – Schwerpunktbezogene Feststellungen 
und Empfehlungen

1.2.1 – Absonderungen

Die o.g. Herausforderungen bei der Verlegung 
von Gefangenen mit psychischen Auffälligkei-
ten und/oder Störungen in geeignete Einrichtun-
gen haben regelmäßig zur Folge, dass Betroffene 
mit (akuter) Eigen- oder Fremdgefährdung so-
wie Entzugssymptomen in der Zwischenzeit in 
besonders gesicherten Hafträumen, auf Sicher-
heitsstationen oder in videoüberwachten Haft-
räumen mit vandalensicherem Mobilliar (z.B. 
Schlichthafträumen) untergebracht bzw. ver-
wahrt werden.

36	 EGMR, Urteil vom 20.01.2009, Sławomir Musiał ./. Polen, 
Individualbeschwerde Nr. 28300/06, Rn. 87; CPT/Inf (2022) 
18, Rn. 71.
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1.2.1.1 – Einzelhaft

Als Absonderung wird die vollständige Isolie-
rung von allen Mitgefangenen verstanden.37 Wird 
eine solche Maßnahme über mehr als 24 Stunden 
vollzogen, handelt es sich um eine unausgesetzte 
Absonderung (Einzelhaft),38 die nur dann durch-
geführt werden darf, wenn sie unerlässlich ist, d.h. 
wenn sie nicht durch andere mildere Mittel er-
setzt werden kann, zu welchen eine angemessene 
psychiatrische Versorgung zählen sollte.39

Eine Absonderung in unausgesetzter Form 
geht mit einer außerordentlichen Belastung für 
die betroffenen Gefangenen einher.40 In diesem 
Rahmen verfügen die Gefangenen teilweise le-
diglich über die Gelegenheit eines einstündigen 
Hofgangs täglich und müssen die übrigen 23 Stun-
den in den jeweiligen Haft- bzw. Absonderungs-
räumen verbringen. Der Europäische Ausschuss 
zur Verhütung von Folter (CPT) betont, dass eine 
solche Vollzugsform schädliche Auswirkungen 
auf die psychische und somatische Gesundheit 
der betroffenen Personen haben und unter be-
stimmten Umständen eine unmenschliche und 
erniedrigende Behandlung darstellen kann.41

Nach Ansicht des Kammergerichts Berlin 
können Einschlusszeiten von 23 Stunden täglich 
einen Verstoß gegen die Menschenwürde darstel-
len.42

In diesem Zusammenhang soll auch auf die 
Verfahrensweisen in den Justizvollzugskranken-
häusern der Justizvollzugsanstalten Brandenburg 

37	 Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, § 88 
StVollzG, Rn. 6: Hierbei wird zwischen einer vorübergehen-
den Absonderung (§ 88 Abs. 2, Nr. 3 StVollzG) und einer dau-
ernden Absonderung im Sinne der Einzelhaft oder unausge-
setzten Absonderung (§ 89 StVollzG) unterschieden.
38	 § 89 Abs. 1 StVollzG; Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 
2021, 5. Auflage, § 89 StVollzG, Rn. 1.
39	 Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, § 89 
StVollzG, Rn. 2: „Unerlässlich ist die Einzelhaft nur dann, 
wenn sie nicht durch andere Maßnahmen ersetzt werden 
kann; die Anstalt hat daher zunächst alle sonstigen Mittel ein-
zusetzen, um der unausgesetzten Absonderung vorzubeugen 
oder ihre Notwendigkeit zu beheben; dazu werden insbeson-
dere ärztlich-psychiatrische Maßnahmen geeignet sein“.
40	 Vgl. bereits Jahresbericht 2010/2011 der Nationalen Stelle; 
siehe auch Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze 
Kommentar, 8. Auflage, 2021, II § 78 29, S. 684.
41	 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 53.
42	 Berliner Kammergericht, Urteil vom 17.02.2015, Az.: 9 U 
129/13, Rn. 38.

a. H. (Brandenburg)43 und Kassel I (Hessen)
sowie auf der Inneren Abteilung des JVK Plöt-
zensee (Berlin) und der somatischen Abteilung
des JVK Fröndenberg (Nordrhein-Westfalen)
eingegangen werden. Die dort untergebrachten
Gefangenen verbringen – teils über mehrere Wo-
chen hinweg – täglich 23 Stunden eingeschlossen
in ihren Zimmern. Dadurch befinden sie sich oft-
mals in vollständiger Isolation von anderen Ge-
fangenen. Besonders betroffen sind auch junge
Gefangene, da diese überwiegend einzeln unter-
gebracht werden.

Eine Absonderung ist so kurz wie möglich zu 
halten. Es sollen Maßnahmen ergriffen werden, 
die zur Reduzierung der Zeitdauer dienen und so-
mit den negativen Auswirkungen auf die psychi-
sche und physische Gesundheit der Betroffenen 
entgegenwirken können.

Eine engmaschige externe Überprüfung der 
Fortdauer ist jedenfalls dann zwingend erforder-
lich, wenn die Absonderung über eine Dauer von 
mehr als 15 aufeinanderfolgenden Tagen hinweg 
erfolgt (Langzeit-Einzelhaft).44 Zudem regt die 
Nationale Stelle an, eine vorbeugende Kontrolle 
dieser Maßnahmen durch eine unabhängige und 
neutrale Instanz zu gewährleisten (Richtervorbe-

43	 Auf der externen Bettenstation im Universitätsklinikum 
der JVA mit JVK Brandenburg a. H. sind die dort unterge-
brachten Gefangenen sogar grundsätzlich für 24 Stunden am 
Tag in ihrem Zimmer untergebracht. Laut der dortigen An-
staltsleiterin sei im Einzelfall, nach ärztlicher Entscheidung 
sowie ärztlichen Vorgaben zu Zeit und Ort, ein Aufenthalt an 
der frischen Luft möglich. Das Ministerium der Justiz und für 
Digitalisierung des Landes Brandenburg teilte in seiner Stel-
lungnahme vom 27.03.2025 mit, dass Beschäftigungsmöglich-
keiten wie Spiele und Lesematerial zur Verfügung stünden. 
Moderate Bewegung würde bei geeigneten Gefangenen mit 
Hilfsmitteln wie Terrabändern gefördert. Im JVK der JVA 
Brandenburg a. H. würde im Rahmen ärztlicher Visiten ge-
prüft, ob Gefangene an Aktivitäten wie Spielenachmittagen 
oder Bewegung im Freien teilnehmen können. Diese Ange-
bote würden vom Bereich Bildung und Freizeit organisiert. 
Sozial- und Freizeiträume existieren derzeit nicht, ihre Ein-
richtung sei baulich aufwendig und werde geprüft.
44	 Regel 43 Abs. 1 der Nelson Mandela-Regeln mit den Ver-
boten a) der unausgesetzten Einzelhaft, also einer Einzelhaft 
von unbestimmter Dauer, und b) der Langzeit-Einzelhaft, d.h. 
einer Einzelhaft von über 15 Tagen; Interim report of the Spe-
cial Rapporteur of the Human Rights Council on torture and 
other cruel, inhuman or degrading treatment or punishment, 
05.08.2011, A/66/268, Rn. 26: der UN-Sonderberichterstatter 
über Folter betrachtet dies als den Zeitpunkt, ab dem mög-
liche irreversible Folgen für die betroffene Person entstehen.
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halt45).

In den im Jahr 2024 besuchten Justizvoll-
zugsanstalten München (Bayern), Stuttgart 
(Baden-Württemberg), Tegel (Berlin), Stral-
sund (Mecklenburg-Vorpommern), Waldeck 
(Mecklenburg-Vorpommern), Burg (Sachsen-
Anhalt), Hohenleuben (Thüringen), Kassel I 
(Hessen) und im JVK Fröndenberg (Nordrhein- 
Westfalen) wurden Gefangene mit psychischen 
Auffälligkeiten und/oder Störungen über Wochen 
und teilweise Monate hinweg abgesondert.46

Derart lange Absonderungen sind zu vermei-
den, da sie menschenrechtlich nicht vertretbar 
sind. Um die negativen Auswirkungen abzumil-
dern, soll Betroffenen ausreichend Gelegenheit 
zu Kontakt zu anderen Personen und zu sinnvol-
ler Betätigung gegeben werden. In jedem Fall ist 
eine adäquate und ausreichende Betreuung der 
betroffenen Person sicherzustellen.

Besonders kritisch fiel in diesem Zusammen-
hang die Sicherheitsstation B1 der JVA Tegel 
(Berlin) auf. Sowohl die Nationale Stelle als auch 
Mitarbeitende der Anstalt und der Berliner Voll-
zugsbeirat47 bewerteten die dortigen Unterbrin-
gungsbedingungen als menschenunwürdig.

Auf der Sicherheitsstation B1 werden u.a. Ge-
fangene mit psychischen Auffälligkeiten unter-
gebracht. Darunter befinden sich, so berichteten 
die dortigen Mitarbeitenden, auch Gefangene 
mit schwerwiegenden psychischen Störungen.

Die betroffenen Gefangenen verbringen 
grundsätzlich 23 Stunden täglich eingeschlossen 
in ihrem Haftraum. Zwei dieser Hafträume sind 
mit metallenen Trenngittern versehen und erin-
nern eher an „Käfige“.48 Ihre tägliche Freistun-
de verbringen die Betroffenen einzeln, wodurch 
sie vollständig von anderen Gefangenen isoliert 

45	 Vgl. analog im Maßregelvollzug in Nordrhein-Westfalen. 
Dort sind alle Formen der Absonderung an eine gerichtliche 
Genehmigung (sog. Richtervorbehalt) gebunden (§ 32 Abs. 3 
Strafrechtsbezogenes Unterbringungsgesetz NRW – StrUG 
NRW).
46	 Die längste Absonderung im Zeitraum vom 01.01.2023 bis 
zum Besuchszeitpunkt wurde in der JVA München (Bayern) 
mit einer Dauer von ca. einem Jahr festgestellt.
47	 Siehe Punkt 2 a) des Schreibens des Berliner Justizvollzugs-
beirats vom 07.08.2023 an den Leiter der Justizvollzugsanstalt 
Tegel.
48	 Die Trenngitter dienen – laut dem Anstaltspersonal – dazu, 
Bedienstete beim Öffnen und Betreten des Haftraums vor 
körperlichen Übergriffen zu schützen.

sind.49 Die Beschäftigungsmöglichkeiten sind 
stark begrenzt. Erschwerend kommt eine durch-
schnittliche Verweildauer auf der Station von 116 
Tagen im Jahr 2023 und 70 Tagen im Jahr 2024 
hinzu.

Angesichts dieser Bedingungen forderte die 
Nationale Stelle in ihrem Besuchsbericht die 
Berliner Senatsverwaltung für Justiz und Ver-
braucherschutz auf, tiefgreifende bauliche und 
konzeptionelle Veränderungen auf der Station B1 
der JVA Tegel vorzunehmen. Bis zur Umsetzung 
dieser Maßnahmen ist die dortige Unterbringung 
von Gefangenen zu unterlassen.

In ihrer Stellungnahme vom 30. April 2025 teil-
te die Berliner Senatsverwaltung für Justiz und 
Verbraucherschutz mit, dass zur Verbesserung 
der Unterbringungsbedingungen auf der Siche-
rungsstation B1 der JVA Tegel ein umfassendes 
Maßnahmenpaket geplant sei, welches konzep-
tionelle, organisatorische und bauliche Verände-
rungen umfasse. So sei u.a. vorgesehen, für die 
dort untergebrachten Gefangenen ein dreistufi-
ges Sicherheitsmodell einzuführen, bei dem die 
Einschränkungen abhängig vom Gefährdungspo-
tenzial abgestuft würden. Zudem wurde betont, 
dass auf der Sicherungsstation Kommunikation, 
Mitgestaltung und soziale Interaktion – u. a. mit 
Bediensteten und Mitgefangenen – gezielt geför-
dert werden sollen, um der dort bislang bestehen-
den (teils totalen) Isolation entgegenzuwirken.

1.2.1.2 – Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum

Bei der Unterbringung im besonders gesicher-
ten Haftraum handelt es sich um eine eingriffsin-
tensivere Form der Absonderung. Der isolieren-
de Charakter dieser Maßnahme wird durch die 
spärliche Ausstattung der Räume sowie häufig 
durch die zusätzlich angeordnete Kameraüber-

49	 Mitarbeitende der Sicherungsstation B1 teilten der Na-
tionalen Stelle mit, dass die dortigen Gefangenen weiterhin 
die Möglichkeit des Ruf-Kontaktes zu anderen Gefangenen 
durch ihr Haftraumfenster hätten und es sich demenspre-
chend nicht um eine vollständige Isolierung handle. Aus Sicht 
der Nationalen Stelle ist dies keineswegs mit dem Kontakt zu 
Mitgefangenen bei einer regulären Unterbringung im Justiz-
vollzug gleichzusetzen. Zudem gaben mehrere Gefangene der 
Justizvollzugsanstalt Tegel gegenüber der Delegation an, dass 
die hohe Anzahl und Lautstärke von Ruf-Gesprächen aus den 
Fenstern aus ihrer Sicht ein großes Problem darstellen wür-
den, da die Geräuschkulisse ihren Schlaf im hohen Maße be-
einträchtige.
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wachung und ggf. den Entzug der Bewegung im 
Freien verschärft.50

Daher regt die Nationale Stelle regelmäßig an, 
eine vorbeugende Kontrolle dieser Maßnahmen 
durch eine unabhängige und neutrale Instanz zu 
gewährleisten (Richtervorbehalt).

Dauer

	+ In der JVA Brandenburg a. H. (Branden-
burg) wurden im Zeitraum vom 1. Januar 
2023 bis zum Besuchszeitpunkt im Septem-
ber 2024 lediglich zwölf Unterbringungen 
im besonders gesicherten Haftraum ange-
ordnet. Keine davon dauerte länger als zwei 
Tage, die Mehrheit endete innerhalb eines 
Tages. Dies scheint von einem bedachten 
Umgang mit dieser Sicherungsmaßnahme zu 
zeugen.

Erstreckt sich eine Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum über einen längeren 
Zeitraum, bestehen erhebliche Zweifel, ob diese 
in Anbetracht der langen Dauer verhältnismäßig 
sein kann. Insbesondere steht diese Vorgehens-
weise im Kontrast zur Begründung der Maßnah-
me, welche sich auf den „akuten Zustand“51 der 
betroffenen Person und die damit verbundene 
Gefahr von Selbstverletzung, Suizid oder Ge-
walttätigkeiten stützt. In den Fällen, in denen ein 
solcher Akutzustand andauert, sind Maßnahmen 
zu ergreifen, die diesem entgegenwirken; u.a. ist 
der psychiatrische Dienst beizuziehen.

In den besuchten Justizvollzugsanstalten 
Stuttgart (Baden-Württemberg), Augsburg-
Gablingen (Bayern), München (Bayern), Tegel 
(Berlin), Bremen, Waldeck (Mecklenburg- 
Vorpommern), Burg (Sachsen-Anhalt) sowie 
im JVK Lingen (Niedersachsen) wurden Ge-
fangene über eine Woche oder länger – bis zu 24 
Stunden täglich – im besonders gesicherten Haft-
raum untergebracht.

Die Unterbringung mit der längsten Dauer wur-

50	 Die Kriseninterventionsräume im JVK Plötzensee (Berlin) 
werden von der Nationalen Stelle in diesem Kapitel unter „be-
sonders gesicherte Hafträume“ geführt, da diese funktional 
die gleichen Sicherungsanforderungen wie ein besonders ge-
sicherter Haftraum erfüllen und ebenfalls der Unterbringung 
von Gefangenen in außergewöhnlichen Krisensituationen 
dienen.
51	 Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze Kommen-
tar, 8. Auflage, 2021, II § 78 42, S. 688.

de in der JVA Würzburg (Bayern) mit 29 Tagen 
festgestellt. Dies ist auch in Anbetracht der ho-
hen Anzahl an Unterbringungen im besonders ge-
sicherten Haftraum – seit Beginn des Jahres 2023 
bis zum Besuchszeitpunkt im Juli 2024 insgesamt 
435 Unterbringungen weiblicher und männlicher 
Gefangener in der psychiatrischen Abteilung der 
Justizvollzugsanstalt mit einer Belegungsfähig-
keit von 46 Plätzen – äußerst besorgniserregend.

In seiner Stellungnahme vom 5. Mai 2025 er-
klärte das Bayerische Staatsministerium der Jus-
tiz, dass die hohe Zahl der o.g. Unterbringungen 
in der JVA Würzburg auf deren besondere Zu-
ständigkeit für psychiatrische Fälle in Nord- bzw. 
ganz Bayern zurückzuführen sei. Häufig würden 
Gefangene mit akuter Selbst- oder Fremdgefähr-
dung dorthin verlegt. In solchen Fällen stelle eine 
Unterbringung im besonders gesicherten Haft-
raum oftmals das einzige geeignete Mittel zum 
Schutz der Betroffenen dar, wobei die rechtlichen 
Voraussetzungen regelmäßig überprüft würden.

Aus Sicht der Nationalen Stelle reicht der Hin-
weis auf die besondere Zuständigkeit der JVA 
Würzburg für psychiatrische Fälle weder zur 
Rechtfertigung der außergewöhnlich hohen An-
zahl noch der langen Dauer von Unterbringungen 
im besonders gesicherten Haftraum aus. Gerade 
eine psychiatrisch spezialisierte Abteilung, wie 
die in der JVA Würzburg, sollte über therapeuti-
sche Alternativen verfügen, um akute Krisen an-
ders als durch langanhaltende Isolationen zu be-
wältigen. Der Vergleich mit der JVA Brandenburg 
a. H. (Brandenburg) oder dem JVK Fröndenberg 
(Nordrhein-Westfalen) – beides Einrichtungen 
mit ähnlichem Versorgungsauftrag – zeigt, dass 
auch unter vergleichbaren Bedingungen ein zu-
rückhaltender und verhältnismäßiger Umgang 
mit der Maßnahme der Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum möglich ist.

Im JVK Plötzensee (Berlin) wurde ein Ge-
fangener für insgesamt 54 Tage in einem Krisen-
interventionsraum untergebracht – einem Raum, 
der in Bezug auf Funktionalität und Sicherungs-
anforderungen einem besonders gesicherten 
Haftraum nahezu gleichzusetzen ist.

Unterbringungen im besonders gesicherten 
Haftraum sind lediglich als ultima ratio und unter 
klaren und engen Voraussetzungen anzuordnen. 
Sie sind so kurz wie möglich zu halten.
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Unterbringungsbedingungen

Eine Unterbringung im besonders gesicherten 
Haftraum über eine nicht nur kurzfristige Dauer 
ist jedenfalls dann unzulässig, wenn die Ausstat-
tung der Räume die Menschenwürde beeinträch-
tigt.

Einsicht in den Toilettenbereich

Eine Kameraüberwachung soll nur dann erfol-
gen, wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Per-
sonen unerlässlich ist. Hierbei sollen die Über-
wachungskameras so angebracht sein, dass der 
Toilettenbereich nicht oder unkenntlich bspw. 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Al-
lenfalls bei einer Unterbringung aufgrund akuter 
Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr erscheint 
eine im Einzelfall abgewogene Entscheidung 
denkbar, einen Haftraum temporär ohne Ein-
schränkung zu überwachen.

Eine Unterbringung mit permanenter Kame-
raüberwachung stellt einen erheblichen Eingriff 
in grundrechtlich geschützte Rechtspositionen 
dar;52 die Beobachtung einer Person während der 
Benutzung der Toilette stellt zudem einen schwe-
ren Eingriff in deren Persönlichkeitsrechte dar.53

	+ Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben in 
Berlin,54 Hessen,55 Mecklenburg-Vorpom-
mern,56 Niedersachsen,57 Sachsen-An-
halt58 und Thüringen59 waren die besonders 
gesicherten Hafträume der dortigen Justiz-
vollzugsanstalten mit Kameras ausgestattet, 
die eine Verpixelung des Toilettenbereichs 
ermöglichen.

52	 BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, Az.: 2 BvR 1111/13, Rn. 
32.
53	 So wird durch eine Beobachtung des Toilettengangs das 
Schamgefühl der Betroffenen in besonderer Weise beein-
trächtigt. Vgl. u.a. LG Regensburg, Beschluss vom 20.01.2022, 
Az.: SR StVK 245/21, Rn. 22: „Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ist für die Vollzugsbeamten beson-
dere Sensibilität geboten, wenn Maßnahmen durchgeführt 
werden, während Gefangene die Toilette benutzen. Denn hier 
wird regelmäßig die durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 
1 Abs. 1 GG geschützte Intimsphäre beeinträchtigt“.
54	 § 23 Abs. 3 JVollzDSG Bln.
55	 § 37 Abs. 4.5 Verwaltungsvorschriften zu den Hessischen 
Vollzugsgesetzen.
56	 § 25 Abs. 7 JVollzDSG M-V.
57	 § 81a Abs. 2 NJVollzG.
58	 § 144 Abs. 4 JVollzGB I LSA.
59	 § 33 Abs. 3 ThürJVollzDSG.

	+ Zudem war eine solche Verpixelung auch in 
den besonders gesicherten Hafträumen der 
Justizvollzugsanstalten München (Bayern), 
Neumünster (Schleswig-Holstein) und 
Brandenburg a. H. (Brandenburg) vorhan-
den.

Im Gegensatz dazu stehen die im Jahr 2024 be-
suchte JVA Stuttgart (Baden-Württemberg), 
drei besuchte Justizvollzugsanstalten in Bayern 
(Augsburg-Gablingen, Hof, Würzburg), die JVA 
Waldeck (Mecklenburg-Vorpommern) sowie 
das JVK Fröndenberg (Nordrhein-Westfalen), 
bei denen der Toilettenbereich weiterhin unver-
pixelt auf den Überwachungsmonitoren abgebil-
det wird.

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
gab in seiner Stellungnahme zum Bericht über 
den Besuch der JVA Augsburg-Gablingen be-
kannt, dass im Zuge der Erneuerung von Video-
anlagen in mehreren bayerischen Justizvollzugs-
anstalten die Möglichkeit geschaffen wurde, den 
Toilettenbereich auch in besonders gesicherten 
Hafträumen ohne gefährdende Gegenstände zu 
verpixeln. Es werde geprüft, ob die Verpixelung 
mit dem effektiven Schutz des Lebens und der 
Gesundheit der Gefangenen vereinbar sei.

Das Ministerium für Justiz, Gleichstel-
lung und Verbraucherschutz Mecklenburg- 
Vorpommern teilte in seiner Stellungnahme 
vom 30. April 2025 mit, dass in der JVA Waldeck 
derzeit technische Möglichkeiten zur Verpixe-
lung des Toilettenbereichs geprüft würden. In 
der Zwischenzeit werde die gewünschte Nicht-
einsehbarkeit des Toilettenbereichs durch eine 
mechanische Abdeckung an den Überwachungs-
monitoren gewährleistet.

Während in den o.g. Bundesländern konkre-
te Maßnahmen zur Verpixelung des Toiletten-
bereichs in besonders gesicherten Hafträumen 
ergriffen oder zumindest geprüft werden, ver-
folgt das Ministerium der Justiz des Landes  
Nordrhein-Westfalen weiterhin eine entgegen-
gesetzte Linie: Eine Verpixelung des Toilettenbe-
reichs in den besonders gesicherten Hafträumen 
wird aus Aspekten der Sicherheit entschieden ab-
gelehnt. Dies erscheint vor dem Hintergrund des 
bundesweiten Vergleichs nicht nachvollziehbar. 
Sowohl die Erfahrungen aus besuchten Einrich-
tungen, in denen eine solche Verpixelung bereits 
genutzt wird, als auch die Anzahl an Landesge-
setzen, in denen die Nutzung dieser technischen 
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Vorrichtung vorgeschrieben wird, belegen, dass 
es sich um eine praktikable und rechtlich aner-
kannte Lösung handelt.

Kopfunterlage, Decke und Matratze

In besonders gesicherten Hafträumen ist dar-
auf zu achten, dass die Ausstattung der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigt. Sie sollen 
grundsätzlich mit einer Matratze, einer Decke 
und einer Kopfunterlage ausgestattet sein.

In den Justizvollzugsanstalten Stuttgart  
(Baden-Württemberg), Hof (Bayern), Tegel  
(Berlin) und Brandenburg a. H. (Brandenburg) 
sowie dem JVK Plötzensee (Berlin) erhielten im 
besonders gesicherten Haftraum untergebrachte 
Gefangene keine Kopfunterlage. In der JVA Ho-
henleuben (Thüringen) bekamen die Betroffe-
nen zudem keine Decke.

In seiner Stellungnahme vom 27. März 2025 teil-
te das Ministerium der Justiz und für Digitalisie-
rung des Landes Brandenburg mit, dass die JVA 
Brandenburg a. H. derzeit die Anschaffung von 
reißfesten, schwer entflammbaren und desinfi-
zierbaren Spezialkissen sowie Matratzen mit in-
tegriertem Kopfteil prüfe. Nach Abschluss dieser 
Prüfung werde ggf. eine Empfehlung an andere 
Justizvollzugsanstalten erfolgen.

Die Berliner Senatsverwaltung für Justiz und 
Verbraucherschutz teilte in ihrer Stellungnahme 
vom 30. April 2025 mit, dass einheitliche Ausstat-
tungsstandards für besonders gesicherte Hafträu-
me im Berliner Justizvollzug erarbeitet würden. 
Diese würden sich an den Empfehlungen der Na-
tionalen Stelle zur Verhütung von Folter orientie-
ren und auch Kopfunterlagen und Sitzmöglich-
keiten berücksichtigen.

Das Thüringer Ministerium für Justiz, Migra-
tion und Verbraucherschutz erklärte wiederrum 
in seiner Stellungnahme vom 27. März 2025 wei-
terhin keine Decke und Kopfunterlage als Teil 
der Grundausstattung im besonders gesicherten 
Haftraum vorhalten zu wollen. Eine Aushändi-
gung sei lediglich im Einzelfall vorgesehen und 
nur dann zulässig, wenn keinerlei Eigen- oder 
Fremdgefährdung festgestellt werde. Diese Ent-
scheidung steht im Widerspruch zur Notwendig-
keit einer menschenwürdigen Unterbringung im 
besonders gesicherten Haftraum.

Besonders kritisch wurde die Ausstattung der 
besonders gesicherten Hafträume in der JVA 
Augsburg-Gablingen (Bayern) bewertet. Die 

dort untergebrachten Gefangenen erhielten in 
einigen Fällen weder Kopfunterlage und Decke 
noch eine Matratze. Das mit einer Unterbrin-
gung ohne Matratze verbundene Liegen auf dem 
Betonboden kann zu Hämatomen und anderen 
körperlichen Beschwerden führen.

In seiner Stellungnahme vom 16. Januar 2025 
erklärte das Bayerische Staatsministerium der 
Justiz, dass die Wegnahme bzw. Vorenthaltung 
der Mindestausstattung nach einer besonderen 
Verhältnismäßigkeitsprüfung, im Einzelfall zur 
Abwendung der Gefahr eines Suizids erforderlich 
sei. Seit Oktober 2024 seien alle bayerischen An-
stalten dazu verpflichtet, dem Staatsministerium 
unverzüglich darüber zu berichten, wenn Teile 
der Grundausstattung entnommen oder vorent-
halten würden.

Die Einführung einer unmittelbaren Berichts-
pflicht bei Vorenthaltung der Mindestausstat-
tung stellt eine sinnvolle und praktikable Lösung 
dar, um mehr Transparenz und Kontrolle zu ge-
währleisten.

Der Entzug von Kopfunterlagen, Kissen und 
Matratzen über eine nicht nur kurzfristige Dauer 
bleibt allerdings in hohem Maße problematisch, 
da diese Maßnahme unverhältnismäßig restriktiv 
erscheint. Zudem ist fraglich, ob diese tatsäch-
lich geeignet ist, eine (akute) Selbstgefährdung 
signifikant zu verhindern. Stattdessen sollten bei 
akuter Suizidalität alternative Ansätze wie ver-
besserte therapeutische Maßnahmen und eine in-
tensivere Betreuung in Betracht gezogen werden.

Kleidung

In einem besonders gesicherten Haftraum un-
tergebrachten Personen ist eine angemessene, 
undurchsichtige Bekleidung auszuhändigen.

In den besuchten Justizvollzugsanstalten in 
München, Hof (Bayern) und Bremen sowie zum 
Teil im JVK Plötzensee (Berlin) erhielten Gefan-
gene zur Bekleidung im besonders gesicherten 
Haftraum lediglich eine Papierunterhose. In der 
JVA Stralsund (Mecklenburg-Vorpommern) 
wurde den Betroffenen in einigen Fällen die Klei-
dung entzogen und lediglich ein durchsichtiger 
Overall ausgehändigt. Dies war auch in der JVA 
Rottenburg (Baden-Württemberg) der Fall, al-
lerdings erhielten die betroffenen Gefangenen 
dort zusätzlich zum Overall eine durchsichtige 
Papierunterhose.
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Das Entziehen von Kleidungsstücken bei einer 
Unterbringung mit permanenter Kameraüberwa-
chung stellt einen unverhältnismäßigen Eingriff 
in grundrechtlich geschützte Rechtspositionen 
und eine Verletzung der Menschenwürde dar.60

In diesem Zusammenhang ist die JVA Augs-
burg-Gablingen (Bayern) besonders kritisch 
hervorzuheben. Bei der Einsichtnahme in die 
Dokumentation der Anstalt wurde deutlich, dass 
in mindestens acht Fällen eine Unterbringung im 
besonders gesicherten Haftraum ohne jegliche 
Kleidung – auch ohne Papierunterwäsche – er-
folgte. In keinem dieser Fälle wurde erfasst, aus 
welchem Grund die betroffenen Personen nackt 
in dem Raum verbleiben mussten. Erschwerend 
kam hinzu, dass bei den ohne Bekleidung unter-
gebrachten Gefangenen in allen Fällen eine Ka-
meraüberwachung angeordnet wurde, bei der der 
besonders gesicherte Haftraum vollumfänglich 
abgebildet wurde.

Sitzgelegenheit

Den Gefangenen soll ermöglicht werden, eine 
normale Sitzposition einzunehmen.

Bei einer Unterbringungsdauer von mehreren 
Stunden oder Tagen ist ein Verweilen im Stehen 
oder am Boden sitzend menschenunwürdig.

	+ Besuchte Anstalten in Bayern (JVAen Augs-
burg-Gablingen, Hof und Würzburg), Ber-
lin (JVK Plötzensee), Brandenburg (JVA 
Brandenburg a. H.), Niedersachsen (JVK 
Lingen), Nordrhein-Westfalen (JVK Frön-
denberg) sowie in Schleswig-Holstein (JVA 
Neumünster) hielten für die Gefangenen in 
den besonders gesicherten Hafträumen Sitz-
gelegenheiten in normaler Höhe vor.

Während in den Justizvollzugsanstalten Augs-
burg-Gablingen und Würzburg (Bayern) sowie 
Bremen Sitzwürfel vorhanden waren, war zum 
Besuchszeitpunkt in keinem belegten beson-
ders gesicherten Haftraum ein solcher zu finden. 
Auch ging aus der eingesehenen Dokumenta-
tion hervor, dass den im besonders gesicherten 
Haftraum untergebrachten Gefangenen in der 
JVA Augsburg-Gablingen in keinem Fall ein Sitz-
würfel zur Verfügung gestellt worden war. Die  

60	 BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, Az.: 2 BvR 1111/13, Rn. 
32; EGMR, Urteil vom 7.07.2011, Hellig ./. Deutschland, Indi-
vidualbeschwerde Nr. 20999/05, Rn. 56 f.

Nationale Stelle betont, dass eine Sitzgelegenheit 
stets zur Grundausstattung jedes besonders gesi-
cherten Haftraums gehören und nur in schriftlich 
begründeten sowie nachvollziehbar argumentier-
ten Einzelfällen den betroffenen Gefangenen 
temporär entzogen werden sollte.

Die besonders gesicherten Hafträume 
der besuchten Anstalten in den Bundeslän-
dern Baden-Württemberg (JVAen Stutt-
gart und Rottenburg), Hessen (JVA Kassel I),  
Mecklenburg-Vorpommern (JVAen Stralsund 
und Waldeck), Niedersachsen (JVA Meppen),  
Sachsen-Anhalt (JVA Burg) und Thüringen 
(JVA Hohenleuben) waren lediglich mit einer am 
Boden liegenden Matratze ausgestattet. Dies war 
auch in den besuchten Justizvollzugsanstalten 
München (Bayern) sowie Tegel (Berlin) der Fall, 
jedoch wurde der Nationalen Stelle von diesen 
beiden Anstalten mitgeteilt, dass Sitzgelegenhei-
ten für die besonders gesicherten Hafträume be-
stellt worden seien.

In seiner Stellungnahme vom 27. März 2025 teil-
te das Thüringer Ministerium für Justiz, Migra-
tion und Verbraucherschutz mit, dass nach dem 
erfolgreichen Abschluss eines Pilotprojekts zur 
Einführung von Sitzgelegenheiten im besonders 
gesicherten Haftraum der JVA Goldlauter nun-
mehr geplant sei, diese in allen Justizvollzugsan-
stalten des Bundeslands vorzuhalten.

Das Ministerium für Justiz, Gleichstel-
lung und Verbraucherschutz Mecklenburg- 
Vorpommern gab in seiner Stellungnahme vom 
30. April 2025 bekannt, Sitzwürfel bzw. entspre-
chende klappbare Matratzen anschaffen und ent-
sprechend vorhalten zu wollen.

Zudem teilte das Ministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz des Landes Sachsen-Anhalt 
in seiner Stellungnahme vom 2. Mai 2025 mit, 
dass bereits seit Ende des Jahres 2023 mit der Er-
probung sog. Faltmatratzen,61 die sowohl als Lie-
gefläche als auch – aufgestellt – als Sitzgelegen-
heit genutzt werden könnten, begonnen worden 
sei, und diese mit einem positiven Ergebnis ab-
geschlossen worden sei. Vor diesem Hintergrund 
sollen nun landesweit alle besonders gesicherten 

61	 Dahingehend möchte die Nationale Stelle anmerken, dass 
Faltmatratzen zwar als gepolsterte Rückenlehne dienen kön-
nen, diese den Gefangenen jedoch kein Sitzen in normaler 
Höhe ermöglichen. Faltmatratzen sollten daher im besonders 
gesicherten Haftraum nicht die einzige Sitzgelegenheit dar-
stellen, sondern eher als ergänzende Möglichkeit dienen.
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Hafträume schrittweise mit den genannten Mat-
ratzen ausgestattet werden.

Schließlich ordnete das Hessische Ministe-
rium der Justiz und für den Rechtsstaat am 14. 
November 2024 per Erlass an, alle besonders 
gesicherten Hafträume in den Justizvollzugsan-
stalten Hessens unverzüglich mit Faltmatratzen 
oder Sitzwürfeln auszustatten.

Zugang zu Tageslicht

Ein natürlicher Lichteinfall soll in allen beson-
ders gesicherten Hafträumen sichergestellt wer-
den.

Fehlen Fenster oder sind diese undurchsichtig, 
wird die zeitliche Orientierung erschwert oder 
sogar verwehrt. In solchen Fällen ist sicherzustel-
len, dass Gefangene die Möglichkeit besitzen, die 
Uhrzeit einzusehen, da dies zur Normalisierung 
der belastenden Situation beitragen kann.

Auch dem CPT zufolge sollen Hafträume, „die 
für die Einzelhaft verwendet werden, […] die glei-
chen Mindeststandards erfüllen wie jene, die auf 
die Unterbringung von anderen Gefangenen An-
wendung finden.“62 Dazu gehört auch der Zugang 
zu Tageslicht.63

Dies wird allerdings nicht immer gewährleistet. 
Die besonders gesicherten Hafträume der be-
suchten Justizvollzugsanstalten Bremen,64 Augs-
burg-Gablingen (Bayern) und Kassel I (Hessen) 
befinden sich teils bzw. gänzlich im Keller der 
Anstalten. Im Fall der JVA Augsburg-Gablingen 
ist dies besonders irritierend, da es sich um einen 
Neubau handelt, was grundlegende Fragen zur 
Einhaltung moderner baulicher Standards und 
humaner Haftbedingungen aufwirft.

Die Senatorin für Justiz und Verfassung  
Bremen erklärte in ihrer Stellungnahme vom 21. 

62	 CPT, Standards – Einzelhaft für Gefangene (2011), Rn. 58.
63	 Ebenda.
64	 Die dortigen besonders gesicherten Hafträume waren mit 
einem Fenster aus Glasbausteinen ausgestattet und waren so-
mit praktisch blickdicht.

März 2025, dass versucht werde, längere Aufent-
halte in den tageslichtlosen besonders gesicher-
ten Hafträumen nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Im Fall einer längeren Unterbringung werde an-
gestrebt, die Räume im Neubau zu nutzen. Zu-
dem seien zur Normalisierung der belastenden 
Unterbringungssituation, sämtliche besonders 
gesicherten Hafträume mit Uhren ausgestattet 
worden.

In den besonders gesicherten Hafträumen 
der besuchten Justizvollzugsanstalten Mün-
chen65 und Hof (Bayern) sowie im JVK Lingen  
(Niedersachsen) waren die Fenster mit einer un-
durchsichtigen Folie beklebt, welche den Einfall 
von Licht mindert und den Blick nach draußen 
verhindert.

Dies war auch im besuchten JVK Fröndenberg 
der Fall, jedoch teilte das Ministerium der Jus-
tiz des Landes Nordrhein-Westfalen in seiner 
Stellungnahme vom 24. Januar 2025 mit, dass im 
Nachgang des Besuchs der Nationalen Stelle ein 
Fensterausschnitt in einer Höhe von rund 20 cm 
von der Folie entfernt worden sei, wodurch ein 
natürlicher Lichteinfall in die besonders gesi-
cherten Hafträume ermöglicht werde.

1.2.1.3 Psychiatrische Versorgung

Im Fall der Absonderung eines Gefangenen 
mit psychischen Auffälligkeiten und/oder psychi-
schen Störungsbildern ist eine engmaschige, auf 
die Problematik bzw. Erkrankung des Gefange-
nen abgestimmte psychiatrische Betreuung und 
Behandlung zu gewährleisten.

Die häufigsten Begründungen der beobachte-
ten mehrtägigen Unterbringungen im besonders 
gesicherten Haftraum waren „psychische Auffäl-
ligkeiten“, „Eigen- und/oder Fremdgefährdung“ 
sowie „Suizidalität“, wobei zu beachten ist, dass 

65	 In seiner Stellungnahme vom 05.05.2025 teilte das Bayeri-
sche Staatsministerium der Justiz mit, dass infolge der Emp-
fehlung der Nationalen Stelle nun in der Justizvollzugsanstalt 
München im besonders gesicherten Haftraum untergebrach-
te Gefangene jederzeit die Uhrzeit ablesen könnten.
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einige dieser Gründe gleichzeitig vorlagen.
Im Zusammenhang mit der Begründung durch 

„Suizidalität“ verweist die Nationale Stelle re-
gelmäßig auf das Konzeptpapier zum Suizid-
präventionsraum der JVA Leipzig mit Kranken-
haus (Sachsen). Ziel des Raumkonzepts ist „die 
Schaffung eines positiven Klimas zur Behandlung 
von Suizidalität sowie der Ermöglichung einer 
angstfreien Äußerung von suizidalen Zuständen. 
Durch die bauliche Gestaltung dieses Raums sol-
len optimale Kontrollmöglichkeiten durch die 
Bediensteten und gleichzeitig eine entspannte 
Unterbringungsmöglichkeit für den akut suizid-
gefährdeten Gefangenen sichergestellt werden.“

Die Nationale Stelle regt an, die Einrichtung 
eines solchen Suizidpräventionsraums in den Jus-
tizvollzugsanstalten aller Bundesländer in Er-
wägung zu ziehen.

In den Fällen, in denen ein Akutzustand andau-
ert, sind stets Maßnahmen zu ergreifen, die die-
sem entgegenwirken; u.a. ist der psychiatrische 
Dienst beizuziehen.

Dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) zufolge genügt es dabei 
nicht, wenn ein psychisch auffälliger Gefangener 
lediglich untersucht und diagnostiziert wird.66 
Eine angemessene Behandlung und medizinische 
Überwachung ist ebenfalls zu gewährleisten; der 
bloße Zugang zu Psychologen oder Psychiatern 
ohne darauf abgestimmte Behandlung sei in die-
sem Zusammenhang nicht ausreichend.67

Zwar stehen in den Justizvollzugsanstalten Psy-
chologinnen und Psychologen zur Verfügung, de-
ren Kapazitäten sind jedoch angesichts der ho-
hen Zahl an psychisch auffälligen bzw. erkrankten 
Gefangenen häufig stark eingeschränkt. Zudem 
verfügen diese – anders als Psychiaterinnen und 
Psychiater – nicht über die Befugnis, selbststän-
dig medikamentöse Behandlungen oder andere 
psychiatrisch-medizinische Maßnahmen zu ver-
anlassen, die in vielen Fällen notwendig wären.

Tatsächlich wurden Betroffene oftmals so lange 
„verwahrt“, bis eine Verlegung in eine geeignete 
Einrichtung mit psychiatrischer Abteilung, ein 
Justizvollzugskrankenhaus oder eine kooperie-
rende psychiatrische Einrichtung erfolgen konn-

66	 Siehe EGMR, Urteil vom 10.04.2013, Claes ./. Belgien, Indi-
vidualbeschwerde Nr. 43418/09.
67	 Vgl. hierzu: EGMR, Urteil vom 10.04.2013, Claes ./. Bel-
gien, Individualbeschwerde Nr. 43418/09, Rn. 95.

te. Dies kann aufgrund der zum Teil unzureichen-
den Versorgungslage (Punkt 1.1.1 dieses Kapitels) 
mehrere Wochen bis Monate dauern.

Besonders problematisch wird diese bereits 
ohnehin schon belastende Situation, wenn die 
„Verwahrung“ in dafür nicht geeigneten oder 
menschenunwürdigen Räumlichkeiten erfolgt. 
So wurden die besonders gesicherten Hafträume 
der Justizvollzugsanstalten Augsburg-Gablingen 
(Bayern) und Bremen sowie die Sicherungsstati-
on B1 der JVA Tegel (Berlin) von der Nationalen 
Stelle – aufgrund der aufgezeigten gravierenden 
Mängel – als nicht geeignet für eine mehrtägige 
Unterbringung von Gefangenen bzw. für men-
schenunwürdig befunden.

Die Nationale Stelle hegt Zweifel, ob die Be-
dingungen einer längerfristigen Unterbringung 
in besonders gesicherten Hafträumen oder ver-
gleichbaren Räumlichkeiten zur Absonderung 
– geprägt durch eine karge Ausstattung und die 
Isolierung von allen anderen Mitgefangenen – 
eine angemessene Therapie für Gefangene mit 
psychischen Auffälligkeiten und/oder mit psych-
iatrischen Störungen zulassen.

Je nach personeller Ausstattung im Bereich des 
psychologischen oder psychiatrischen Fachper-
sonals in der jeweiligen Anstalt erhalten Gefan-
gene mit psychischen Auffälligkeiten und/oder 
mit psychiatrischen Störungen während der Zeit 
der Absonderung eine unterschiedlich intensive 
Betreuung und Behandlung. In diesem Zusam-
menhang wurde festgestellt, dass die im Jahr 2024 
besuchten Justizvollzugsanstalten ohne spezielle 
psychiatrische Abteilung mehrheitlich über kein 
fest angestelltes psychiatrisches Fachpersonal 
verfügten. Alternativ arbeiteten sie mit Konsiliar-
psychiaterinnen und -psychiatern zusammen, die 
als externe Fachärztinnen und -ärzte in der Regel 
auf Anmeldung durch die Anstaltsärztinnen und 
-ärzte hinzugezogen werden und über begrenzte 
Stundenkontingente verfügen.

Es wird betont, dass die psychiatrische Versor-
gung von Gefangenen in Justizvollzugsanstalten 
– insbesondere bei betroffenen Personen in Ab-
sonderung – in adäquatem Umfang und mit der 
nötigen Regelmäßigkeit sicherzustellen ist.
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1.2.2 – Fesselung

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen Fixiergürtel aus Textil ver-
wendet werden, die arretiert werden können.68

Die Verwendung von metallenen Fesseln birgt 
für die betroffenen Personen ein hohes Verlet-
zungsrisiko.

+ Die besuchte JVA-Tegel (Berlin) hält aus-
schließlich Textilfesseln vor. In der JVA Bre-
men werden im Regelfall Textilfesseln und
nur im Einzelfall, bei besonderen Gefähr-
dungslagen, Fesseln aus Metall genutzt.

In der Mehrzahl der anderen im Jahr 2024 be-
suchten Anstalten kamen ausschließlich Fesseln 
aus Metall zum Einsatz.

Lediglich die Justizvollzugsanstalten Hof  
(Bayern) und Neumünster (Schleswig- 
Holstein) nutzten in bestimmten Situationen, 
wie bspw. bei medizinischen Vorführungen, auch 
Einweg-Textilfesseln.

Es wird angeregt, den Anwendungsbereich der 
genutzten Fesseln aus Textil stetig zu erweitern.

1.2.3 – Fixierung

1.2.3.1 - Anzahl und Dauer

Wegen der Schwere des Eingriffs dürfen Fixie-
rungen lediglich als ultima ratio unter klaren und 
engen Voraussetzungen angeordnet werden. Sie 
müssen auf den kürzest möglichen Zeitraum be-
schränkt werden.

Vor dem Hintergrund der Belegungsfähigkeit 
des JVK Hohenasperg (Baden-Württemberg) 
mit 125 Plätzen war die dortige Anzahl an Fixie-
rungen im Vergleich zu anderen Einrichtungen 
auffällig hoch. So stellte die Nationale Stelle bei 
der Einsicht in die Dokumentationen mit Be-
sorgnis fest, dass seit Beginn des Jahres 2023 bis 
zum Besuchszeitpunkt am 9. Juli 2024 insgesamt 
222 Fixierungen durchgeführt worden waren.

In seiner Stellungnahme vom 25. April 2025 be-
schränkte sich das Ministerium der Justiz und für 
Migration des Landes Baden-Württemberg da-
rauf, den rechtlichen Rahmen und die Durchfüh-

68	 Es wird z.B. auf die Handfixiergürtel der Firmen Segufix 
oder Bonowi verwiesen.

rung der Maßnahmen zu beschreiben, ohne dabei 
auf die konkreten Gründe einzugehen, die zu der 
auffällig hohen Anzahl an Fixierungen im JVK 
Hohenasperg führten.

Es bestehen erhebliche Zweifel, ob Fixierun-
gen mit einer Dauer von mehreren Tagen oder so-
gar Wochen verhältnismäßig sein können.

Im JVK Fröndenberg (Nordrhein-Westfalen) 
waren die Dauern der Fixierungen im Vergleich 
zu anderen besuchten Anstalten exorbitant lang. 
So ging aus den erhaltenen Unterlagen des JVK 
hervor, dass seit dem 1. Januar 2023 sechs Fixie-
rungen von Gefangenen mit einer Dauer von 
mehr als 10 Tagen durchgeführt worden waren, 
drei davon über 15 Tage. Die längste Fixierung 
dauerte 20 Tage und 23 Stunden an. Erschwerend 
kam hinzu, dass ein Teil dieser Fixierungen auf 
der Intensivstation ohne jegliche Sitzwache er-
folgte.69

Für eine möglichst schonende Durchführung 
der Fixierung ist ein Bandagen-System zu ver-
wenden.

In der Justizvollzugsanstalt Stralsund  
(Mecklenburg-Vorpommern) wurden im Zeit-
raum vom 1. Januar 2023 bis zum Besuchszeit-
punkt acht Fixierungen über eine Dauer von bis 
zu 26 Stunden durchgeführt. Erschwerend kam 
hinzu, dass die Fixierungen auf einer am Boden 
liegenden dünnen Matratze und unter Verwen-
dung metallener Fesseln erfolgten. Dies war auch 
in der JVA Waldeck der Fall.

Allein schon die Fixierung am Boden vermittelt 
den Betroffenen ein unnötiges Gefühl der Hilflo-
sigkeit und des Ausgeliefertseins und kann daher 
kaum als menschenrechtskonform angesehen 
werden. Darüber hinaus erhöht die Nutzung von 
metallenen Fesseln die Verletzungsgefahr und ist 
daher nicht akzeptabel.

Das Ministerium für Justiz, Gleichstel-
lung und Verbraucherschutz Mecklenburg- 
Vorpommern teilte in seiner Stellungnahme 
vom 30. April 2025 mit, dass die JVA Waldeck 
mittlerweile zwei Fixiermatratzen angeschafft 
habe. Im März 2025 seien Bedienstete, haupt-
sächlich aus dem Allgemeinen Vollzugsdienst und 
dem Medizinischen Dienst, in der Bedienung der 
Fixiermatratzen geschult worden.

69	 Siehe dazu Punkt 1.2.3.2 – Verfassungsrechtliche Mindest-
anforderungen.
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Die Nationale Stelle begrüßt, dass in der JVA 
Waldeck nunmehr auf alternative Fixiermatrat-
zen und Gurtsysteme zurückgegriffen werden 
soll. Sie weist allerdings eindringlich darauf hin, 
dass eine Fixierung nur unter der Voraussetzung 
zulässig ist, dass alle verfassungsrechtlichen Min-
destanforderungen erfüllt sind.

1.2.3.2 – Verfassungsrechtliche Min-
destanforderungen

Fixierungen dürfen ausschließlich dann durch-
geführt werden, wenn die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen gewährleistet werden können.

Die ständige Eins-zu-eins-Betreuung bei Fi-
xierungen ist durch therapeutisches oder pfle-
gerisches Personal zu gewährleisten. Für eine 
nicht nur kurzfristige Fixierung ist zudem eine 
richterliche Entscheidung erforderlich.70 Die 
Maßnahme soll mit der betroffenen Person nach-
besprochen werden.71 Außerdem ist diese nach 
Beendigung der Maßnahme auf die Möglichkeit 
hinzuweisen, die Zulässigkeit der durchgeführten 
Fixierung gerichtlich überprüfen zu lassen.72

Trotz dieser verfassungsrechtlichen Vorgaben 
wurde der Nationalen Stelle bei ihren Besuchen 
im Justizvollzug im Jahr 2024 mehrheitlich mitge-
teilt, dass eine ständige Eins-zu-eins-Betreuung 
durch therapeutisches oder pflegerisches Perso-
nal in vielen Fällen nicht gewährleistet werden 
könne. Stattdessen wurde diese Aufgabe mehr-
heitlich von Bediensteten des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes übernommen, die teils über speziel-
le Fortbildungen in diesem Bereich verfügten.

Diese Problematik spiegelt sich auch in 
den Landesrechten der besuchten Bun-
desländer Nordrhein-Westfalen, Baden- 
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen wider, die 
nicht im Einklang mit der verfassungsrechtlichen 
Mindestanforderung einer Eins-zu-eins-Betreu-
ung durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal stehen. In dem Strafvollzugsgesetz 
Mecklenburg-Vorpommern wird keine der ver-
fassungsrechtlichen Mindestanforderungen um-

70	 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
71	 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang: 
Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwach-
senen“.
72	 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.

gesetzt.

Die Landesrechte müssen die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen berücksichtigen und 
dementsprechend angepasst werden.

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 24. Juli 2018 ist die Anforderung einer 
Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal, welches sich in der 
unmittelbaren Nähe befindet, durch die beson-
deren Gesundheitsgefahren begründet,73 die 
während einer Fixierung auftreten können und 
einer unmittelbaren fachlich fundierten Reakti-
on bedürfen. Durch den Einsatz von therapeuti-
schem oder pflegerischem Personal kann zudem 
deeskalierend auf die Person eingewirkt werden, 
um eine schnelle Beendigung der Maßnahme zu 
ermöglichen.

Unabhängig vom jeweiligen Ort der Durchfüh-
rung bestehen die gleichen Gesundheitsgefahren 
für die Betroffenen. Zumindest die Anforderung 
einer Betreuung durch therapeutisches und pfle-
gerisches Personal muss deshalb auch bei einer 
Übertragung des Fixierungsurteils auf andere 
Orte der Freiheitsentziehung – wie Justizvoll-
zugsanstalten – gelten, zumal sich das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts auf eine medizinische 
Klinik bezieht, in der die beschriebenen Gefah-
ren geringer sein sollten als in einer Vollzugsan-
stalt.

Wenn die Mindestanforderungen aus dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts im Justizvoll-
zug nicht umsetzbar sind, dürfen Fixierungen 
dort nicht durchgeführt werden.74

Besonders kritisch beurteilt die Nationale Stel-
le, dass bei Fixierungen auf der Intensivstation 
des JVK Fröndenberg (Nordrhein-Westfalen) – 
die über eine Dauer von bis zu 20 Tagen vollzogen 
wurden75 – keinerlei Sitzwache anwesend war. Die 
Leitung des JVK erklärte, dass diese Praxis darauf 
beruhe, dass die Vitalfunktionen der betroffenen 
Person durch medizinische Geräte überwacht 
würden. Sie verwies zudem auf § 70 Abs. 7 Straf-
vollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen, wonach 
bei einer intensivmedizinischen Behandlung „die 
ständige Überwachung mittels technischer Gerä-

73	 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
74	 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 91: Der CPT empfiehlt, die Anwen-
dung der Fixierung in Justizvollzugsanstalten abzuschaffen.
75	 Siehe Punkt 1.2.3.1.
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te [ausreiche], wenn zur Abwendung der mit der 
Fixierung verbundenen Gesundheitsgefahren 
eine Sitzwache nicht erforderlich“ sei.

In seiner Stellungnahme vom 24. Januar 2025 
begründete das zuständige Ministerium der Jus-
tiz des Landes Nordrhein-Westfalen die Praxis 
damit, dass diese ausschließlich im JVK Frön-
denberg erfolge. Aufgrund der kontinuierlichen 
Aufzeichnung und der Warnfunktion würde die 
technische Überwachung als gleichwertig zur 
persönlichen Eins-zu-eins-Betreuung gemäß den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angese-
hen.

Den Anforderungen des Bundesverfassungsge-
richts wird eine solche Auslegung nicht gerecht. 
Diesem zufolge hat bei einer Fixierung „von Ver-
fassungs wegen eine Eins-zu-eins-Betreuung zu 
erfolgen“76. Diese schlägt sich in dem ständigen 
und unmittelbaren Kontakt zwischen der betreu-
enden und der fixierten Person nieder. Sie dient 
nicht nur dazu, eine körperliche Gefährdung der 
fixierten Person zu verhindern und diese nicht 
mit den mit einer Fixierung verbundenen Ge-
sundheitsgefahren allein zu lassen, sondern auch 
deren psychische Belastung zu minimieren. Die 
Anwesenheit qualifizierter Fachkräfte, die gezielt 
in Deeskalations- und Beruhigungstechniken ge-
schult sind, kann wesentlich dazu beitragen, bei 
der Bewältigung der Krise zu unterstützen und 
Traumatisierungen vorzubeugen. Nur auf diese 
Weise wird die Eins-zu-eins-Betreuung der be-
sonderen Schwere des Eingriffs und den damit 
verbundenen Gesundheitsgefahren gerecht.

Eine rein technische Überwachung durch Ge-
räte, auch wenn diese kontinuierlich Aufzeich-
nungen liefern und über Warnfunktionen verfü-
gen, kann diesen Anforderungen nicht gerecht 
werden und darf die ständige und unmittelbare 
Präsenz von Fachpersonal keinesfalls ersetzen.

1.2.4 – Baulicher Zustand

Es ist sicherzustellen, dass Gebäude zur Unter-
bringung von Gefangenen regelmäßig instandge-
halten, modernisiert und an aktuelle Standards 
angepasst werden, um eine sichere und gesund-
heitsfördernde Umgebung zu gewährleisten.

Ein angemessener baulicher Zustand von Jus-
tizvollzugsanstalten ist essenziell, um den grund-

76	 BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/18, Rn. 
29.

legenden Anforderungen an Sicherheit, Hygiene 
und an eine menschenwürdige Unterbringung ge-
recht zu werden. Veraltete und sanierungsbedürf-
tige Gebäude können nicht nur die Lebensbedin-
gungen der dort untergebrachten Gefangenen 
negativ beeinflussen,77 sondern auch die Arbeits-
bedingungen des Personals erschweren.

Bei den Besuchen der Justizvollzugs-
krankenhäuser Hohenasperg (Baden- 
Württemberg) und Plötzensee (Berlin), der 
JVA Kassel I (Hessen), der JVA Hohenleuben 
(Thüringen) sowie des Altbaus der JVA Bremen 
wurde festgestellt, dass sich die Gebäude teils in 
einem stark sanierungsbedürftigen Zustand be-
finden.

Die Senatorin für Justiz und Verfassung  
Bremen teilte in ihrer Stellungnahme vom 21. 
März 2025 hierzu mit, dass die JVA Bremen seit 
20 Jahren schrittweise saniert werde. Derzeit 
würde Hafthaus II modernisiert, mit geplanter 
Fertigstellung Anfang 2029. Eine anschließende 
Sanierung von Hafthaus I sei vorgesehen, jedoch 
bislang finanziell nicht abgesichert.

Das Ministerium der Justiz und für Migration 
des Landes Baden-Württemberg gab in seiner 
Stellungnahme vom 25. April 2025 an, dass die Sa-
nierung von Bau 4 des JVK Hohenasperg geplant 
sei. Langfristig sollen die Baumaßnahmen aller-
dings auf eine zukünftige Nutzung des Standorts 
als Sozialtherapeutische Anstalt ausgerichtet 
sein. Aufgrund des baulichen Zustands und be-
grenzter Erweiterungsmöglichkeiten sei zudem 
ein Neubau eines Justizvollzugskrankenhauses 
mit 205 Plätzen auf dem Gelände der JVA Stutt-
gart geplant.

Als besonders kritisch bewertete die Nationa-
le Stelle den baulichen Zustand der Teilanstalt 
II der JVA Tegel (Berlin). Die dortigen Flure, 
Hafträume und zum Teil auch die Haftraummö-
blierung waren stark abgenutzt und voller „Krit-
zeleien“. Auch die Böden wiesen deutliche Ver-
schleißspuren auf.

Es bestehen erhebliche Zweifel hinsichtlich 
der Eignung der Teilanstalt II zur Unterbringung 
von Gefangenen – Kritik, die die Nationale Stelle 
bereits bei dem Besuch der JVA Tegel am 6. Ok-
tober 2021 äußerte.78

77	 Vgl. analog CPT/Inf (2022) 18, https://rm.coe.
int/1680a80c61, Rn. 111.
78	 https://www.nationale-stelle.de/besuche/laenderkommis-
sion/2021.html
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Als besorgniserregend erachtete die Nationale 
Stelle die Einschätzung der Berliner Senatsver-
waltung für Justiz und Verbraucherschutz. Nach-
dem in einer Stellungnahme vom 22. April 2022 
angekündigt worden war, dass der Umbau sowie 
eine umfassende Grundinstandsetzung der Teil-
anstalt II im Jahr 2026 beginnen sollten, teilte die 
Senatsverwaltung im Oktober 2024 mit, dass wei-
tergehende, grundlegende Baumaßnahmen mit 
Blick auf die aktuellen Sparvorgaben im Landes-
haushalt Berlin zunächst nicht realisierbar seien. 
Aufgrund der gegenwärtigen Haushaltssituation 
und unter Abwägung der jeweiligen Dringlich-
keiten weiterer anstehender Bauprojekte sei 
eine erste Veranschlagung von Baumitteln für die 
Grundsanierung der Teilanstalt II nunmehr frü-
hestens ab 2029 realistisch.

In ihrer Stellungnahme zu dem Bericht über 
den Besuch der JVA Tegel am 28. August 2024 
teilte die Berliner Senatsverwaltung ergänzend 
mit, dass im September 2025 mit einem Neubau 
der Teilanstalt I der JVA Tegel begonnen werden 
soll. Bis Ende 2028 sollen dort 216 Einzelhaft-
räume entstehen, die perspektivisch auch eine 
Verlagerung von Gefangenen aus der Teilanstalt 
II ermöglichen sollen, um die dort geplanten 
Umbau- und Sanierungsmaßnahmen effizienter 
durchführen zu können.

Die Nationale Stelle ist bezüglich der erneut 
verschobenen Sanierung der Teilanstalt II der 
JVA Tegel äußerst besorgt. Angesichts des fort-
schreitenden baulichen Verfalls warnt sie vor 
einer weiteren Verschlechterung der Unterbrin-
gungsbedingungen und mahnt dringend an, kurz-
fristige Übergangslösungen zu schaffen, um men-
schenrechtlichen Standards gerecht zu werden.

1.2.5 – Mehrfachbelegung

Eine regelmäßige Unterbringung in Einzelhaft-
räumen soll gewährleistet werden.

Selbst bei einer ausreichenden Raumgröße 
kann sich eine Mehrfachbelegung belastend aus-
wirken sowie Krisen und Konflikte zwischen 
den Gefangenen begünstigen.79 Die mangelnde 
Privatsphäre kann Aggressionen auslösen, Zwi-
schenfälle provozieren und dabei die Verwirk-
lichung des angestrebten Ziels der Resozialisie-

79	 Vgl. Anna Schliehe, Ben Crewe, “Top bunk, bottom bunk: 
cellsharing in prisons” in The British Journal of Criminology, 
März 2022, Volume 62, Issue 2, S. 484–500.

rung behindern. Auch kann dies die Behandlung 
und Genesung von Gefangenen mit psychischen 
Störungen erschweren. Daher ist im Regelfall 
eine Einzelunterbringung gesetzlich vorgese-
hen.80

	+ Eine vollständige Umsetzung des gesetzlich 
verankerten Grundsatzes der Einzelunter-
bringung konnte die Nationale Stelle im Jahr 
2024 in der JVA Tegel (Berlin) sowie in der 
JVA Brandenburg a. H. (Brandenburg) fest-
stellen.

In den besuchten Justizvollzugsanstalten 
Stuttgart (Baden-Württemberg), Hohenleu-
ben (Thüringen) sowie im JVK Hohenasperg 
(Baden-Württemberg) wurden Gemeinschafts-
hafträume mit bis zu vier Gefangenen belegt. 
Besonders kritisch wurde zudem die Gemein-
schaftsunterbringung in der Krankenabteilung in 
der JVA München (Bayern) mit bis zu sechs Ge-
fangenen pro Raum bewertet.

In seiner Stellungnahme vom 25. April 2025 be-
stätigte das Ministerium der Justiz und für Mig-
ration des Landes Baden-Württemberg, dass 
gemeinschaftliche Unterbringungen im JVK Ho-
henasperg grundsätzlich zu Konflikten zwischen 
Gefangenen führen können. Einzelunterbrin-
gungsmöglichkeiten seien dort jedoch nur in sehr 
begrenztem Umfang verfügbar. Der gestiegene 
Bedarf an stationär-psychiatrischer Behandlung 
lasse eine Umwidmung von Gemeinschafts- zu 
Einzelhafträumen derzeit nicht zu, da dies die 
Kapazitäten des Justizvollzugskrankenhauses 
verringern und die psychiatrische Versorgung im 
gesamten Justizvollzug einschränken würde. In 
der Praxis werde dieser Problematik begegnet, 
indem Gemeinschaftshafträume in Einzelfäl-
len zeitweise nur mit einem Gefangenen belegt 
würden, wenn dieser aufgrund seiner Krankheit 
nicht gemeinschaftsfähig sei. Im geplanten Neu-
bau seien überwiegend Einzelhafträume vorgese-
hen.

Das Bayerische Staatsministerium der Jus-
tiz gab in seiner Stellungnahme vom 5. Mai 2025 
an, dass auf dem Gelände der JVA München eine 
neue Krankenabteilung mit rund 100 Plätzen er-

80	 § 18 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über den Vollzug der Frei-
heitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßregeln der 
Besserung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz - StVollzG): 
„Gefangene werden während der Ruhezeit allein in ihren 
Hafträumen untergebracht.“ Eine ähnliche Formulierung ist 
in vielen Strafvollzugsgesetzen der Länder zu finden.
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richtet werden solle. Etwa die Hälfte der Plät-
ze sei in Einzel- oder Doppelzimmern vorgese-
hen, die übrigen Räume seien für maximal drei 
Personen ausgelegt. Das Ministerium verwies 
allerdings auch auf die geltenden gesetzlichen 
Landesbestimmungen, denen zufolge eine ge-
meinschaftliche Unterbringung von bis zu acht 
Gefangenen zulässig ist.

Die Nationale Stelle sieht insbesondere die 
Möglichkeit einer Belegung mit bis zu acht Per-
sonen pro Haftraum als äußerst kritisch an. Eine 
solche Belegungsdichte widerspricht aus ihrer 
Sicht dem Grundgedanken eines auf Resoziali-
sierung und individuelle Förderung ausgerich-
teten Strafvollzugs und lässt sich kaum mit dem 
Anspruch auf menschenwürdige Unterbringung 
vereinbaren. Auch im Kontext der geplanten 
Krankenabteilung wirft die vorgesehene Drei-
fachbelegung erhebliche Bedenken auf. Insbe-
sondere für erkrankte oder psychisch belastete 
Gefangene kann eine Unterbringung in Mehr-
bettzimmern die notwendige Ruhe und Intim-
sphäre gravierend beeinträchtigen und somit so-
wohl Behandlungserfolge gefährden als auch das 
Stationsklima belasten.

Die Nationale Stelle betont daher erneut die 
Notwendigkeit, den gesetzlich vorgesehenen Re-
gelfall81 der Einzelunterbringung nicht nur for-
mell, sondern auch praktisch konsequent umzu-
setzen.

1.2.6 – Mehrfachbelegung ohne separat 
entlüftete und baulich abgetrenn-
te Toilette

Die Unterbringung von mehreren Gefange-
nen in einem Haftraum ohne abgetrennte und 
gesondert entlüftete Toilette verstößt gegen die 
Menschenwürde.82 Hierbei ist es unerheblich, ob 
Gefangene einer gemeinsamen Unterbringung 
zugestimmt haben, da das Grundrecht der Men-
schenwürde kein disponibles Rechtsgut ist, auf 
das man verzichten könnte.83

Im Fall einer unvermeidbaren, temporären 
Mehrfachbelegung ist diese ausschließlich in 
Hafträumen mit separat entlüfteten und baulich 
abgetrennten Toiletten vorzunehmen.

81	 Art. 20 Abs. 1. S. 1 BayStVollzG.
82	 BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BvR 409/09, Rn. 
33.
83	 BVerwG, Urteil vom 17.10.2000, Az.: 2 WD 12/00; Siehe 
auch Arloth, StVollzG, 3. Aufl., § 18, Rn. 2.

In der JVA Würzburg (Bayern) verfügten einige 
mehrfach belegbare Hafträume nicht über einen 
baulich abgetrennten Toilettenbereich. In einer 
solchen Situation wird die durch Artikel 1 Abs. 1 
GG geschützte Menschenwürde verletzt.84

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
teilte in seiner Stellungnahme vom 5. Mai 2025 
mit, dass in Folge der Empfehlung der Nationa-
len Stelle, die o.g. Räume nunmehr ausschließlich 
einzeln belegt würden.

1.2.7 – Größe der Hafträume

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm85 exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen. Für den Fall, dass der Sanitärbereich 
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für diesen zu 
addieren, sodass die Gesamtfläche mindestens 
7 qm beträgt. Bei Mehrfachbelegung muss eine 
Fläche von 4 qm für jede weitere Person exklusive 
des Sanitärbereichs hinzukommen.

Mit einer Raumgröße von unter 9 qm inkl. des 
Toilettenbereichs unterschritten einige doppelt 
belegte Hafträume der JVA Rottenburg (Baden-
Württemberg) die Standards der Nationalen 
Stelle deutlich.

1.2.8 – Junge Gefangene

Junge Gefangene sollen so untergebracht wer-
den, dass sie so weit wie möglich vor schädlichen 
Einflüssen geschützt und die besonderen, ihrem 
Alter gemäßen Bedürfnisse berücksichtigt wer-
den.

Entsprechend der Nelson-Mandela-Regeln 
empfiehlt die Nationale Stelle grundsätzlich, 
,,junge Gefangene (...) von Erwachsenen getrennt 
unterzubringen“.86 Bei Personen, die das acht-
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
ist zudem „das Wohl des Kindes ein Gesichts-

84	 Vgl. hierzu: Lübbe-Wolff (2016), „Die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug und Unter-
suchungshaftvollzug“, S. 269; EGMR, Urteil vom 25.04.2013, 
Canali ./. Frankreich, Individualbeschwerde Nr. 40119/09; 
OLG Karlsruhe, Urteil vom 19.07.2005, Az.: 12 U 300/04.
85	 6 qm stellen den absoluten Mindeststandard dar. Kleinere 
Hafträume verstoßen nach Auffassung der Nationalen Stelle 
gegen Art. 1 des Grundgesetzes. Darüberhinausgehende ge-
setzliche Anforderungen sind zu beachten und werden be-
grüßt.
86	 Regel 11 lit. d der Nelson Mandela-Regeln (Resolution 
70/r75 der Generalversammlung, Annex, verabschiedet am 
17.12.2015).
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punkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist“.87 
Hierzu gehört auch die Gewährleistung des Tren-
nungsgrundsatzes.88

In den besuchten Justizvollzugskranken-
häusern Plötzensee (Berlin) und Fröndenberg 
(Nordrhein-Westfalen) sowie in der JVA Bran-
denburg a. H. (Brandenburg) und auf der psy-
chiatrischen Abteilung der JVA Neumünster 
(Schleswig-Holstein) war dies nicht gewähr-
leistet. Junge Gefangene – darunter zum Teil 
auch Minderjährige – wurden auf derselben Sta-
tion wie die erwachsenen Gefangenen unterge-
bracht.89

Als Folge dessen waren die jungen Gefangenen 
bis zu 23 Stunden täglich eingeschlossen.

Der Trennungsgrundsatz soll gerade dem Wohl 
der jungen Gefangenen dienen. Ein 23-stündiger 
Einschluss täglich über einen längeren Zeitraum 
zur Einhaltung dieses Grundsatzes ist daher in 
keinem Fall angemessen.

Die Nationale Stelle möchte in diesem Zusam-
menhang auf die psychiatrische Vollzugsabtei-
lung der Jugendanstalt Hameln (Niedersachsen) 
verweisen.90 Diese Abteilung verfügt über insge-
samt 20 Haftplätze und ist für junge Gefangene 
im Alter zwischen 14 und 24 Jahren zuständig, die 
aufgrund psychischer Erkrankungen nicht am-
bulant behandelbar sind oder nach einer statio-
nären Therapie auf den Vollzugsalltag vorberei-
tet werden sollen. Ein besonderer Schwerpunkt 
des dortigen Behandlungskonzepts liegt auf der 
gemeinsamen Freizeitgestaltung, die nicht nur 
eine therapeutische Wirkung entfalten, sondern 
zugleich als sinnvolles und strukturierendes Be-
schäftigungsangebot dienen soll. So haben die 
dort untergebrachten jungen Gefangenen u.a. 
die Möglichkeit, zusammen mit Bediensteten 
an vielfältigen Aktivitäten teilzunehmen – etwa 
beim Sport, beim Spielen von Gesellschaftsspie-
len, beim Musizieren, Puzzeln oder in anderen 
Gruppensettings.

87	 Art. 3 Abs. 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 20.11.1989 über die Rechte des Kindes (UN-Kinder-
rechtskonvention).
88	 Art. 37 lit. c der UN-Kinderrechtskonvention.
89	 In der JVA Neumünster (Schleswig-Holstein) nur junge Ge-
fangene über 18 Jahre.
90	 Die Nationale Stelle besuchte die Jugendanstalt Hameln 
zuletzt am 17.03.2023.

1.2.9 – Personalsituation

Eine ausreichende, den Aufgaben entsprechen-
de personelle Besetzung soll stets sichergestellt 
werden.

Die Nationale Stelle ist sich der aktuellen Her-
ausforderungen bei der Rekrutierung qualifizier-
ten psychiatrischen Fachpersonals bewusst.

Dennoch werfen eng begrenzte Stundenkon-
tingente von Fachärztinnen oder Fachärzten, wie 
in den besuchten Justizvollzugsanstalten Mün-
chen (Bayern) und Tegel (Berlin), Fragen zur 
Kontinuität und Verlässlichkeit der psychiatri-
schen Versorgung auf – insbesondere in akuten 
psychischen Krisensituationen. In den benann-
ten Einrichtungen erfolgt ausschließlich eine 
konsiliarpsychiatrische Betreuung, in der Regel 
auf Anfrage der Anstaltsärztinnen und -ärzte, wo-
bei die Häufigkeit der Besuche von den externen 
Fachärztinnen und Fachärzten festgelegt wird.

Dieses Modell kann zu einer fehlenden Stetig-
keit der Behandlung führen, was die Effektivität 
der Versorgung beeinträchtigen kann. Zwar mag 
die individuelle Besuchsfrequenz für bestimmte 
Gefangene in Einzelfällen ausreichen, doch an-
gesichts der hohen Anzahl an Haftplätzen – ins-
besondere in den größeren Anstalten wie der JVA 
Tegel und der JVA München mit jeweils über 800 
Plätzen – ist es fraglich, ob dieses Modell lang-
fristig eine adäquate psychiatrische Versorgung 
gewährleistet. Besonders problematisch wird es 
für Gefangene mit psychischen Auffälligkeiten, 
die ihren eigenen Behandlungsbedarf oft nicht 
selbst erkennen oder kommunizieren können. In 
solchen Fällen besteht die Gefahr, dass dringend 
erforderliche therapeutische Maßnahmen verzö-
gert oder nicht rechtzeitig eingeleitet werden.

Um eine effektive Betreuung zu gewährleisten, 
sollen die Psychiaterinnen und Psychiater regel-
mäßig vor Ort sein und über ein ausreichendes 
Stundenkontingent verfügen. Nur auf diese Wei-
se kann eine kontinuierliche, engmaschige und 
bedarfsgerechte psychiatrische Versorgung ge-
währleistet werden.
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Der Großteil der besuchten Justizvollzugsan-
stalten hatte zudem offene Stellen im Allgemei-
nen Vollzugsdienst. Mehrheitlich gaben Mit-
glieder des Personalrats bei Besuchen an, dass 
das Personal im Allgemeinen Vollzugsdienst auf-
grund der Unterbesetzung überlastet sei. Zu-
dem wurde der Nationalen Stelle wiederholt 
über ausfallende Freizeitangebote und reduzierte 
Aufschlusszeiten berichtet, da die Anstalten für 
deren Umsetzung über zu wenig Sicherheitsper-
sonal verfügten.

2 – Weitere Feststellungen 
und Empfehlungen im 
Bereich Justizvollzug

Es folgen Empfehlungen und Feststellungen, 
die im Jahr 2024 – unabhängig vom diesjährigen 
Schwerpunkt – bei den Besuchen in Einrich-
tungen des Justizvollzugs getätigt wurden und 
ebenfalls von entscheidender Bedeutung für die 
Gewährleistung einer menschenwürdigen Be-
handlung und Unterbringung sind.

2.1 – Arrest

Arrest ist ausschließlich als ultima ratio und un-
ter klaren und engen Voraussetzungen anzuord-
nen. Er ist so kurz wie möglich zu halten.91

Im Jahr 2024 beobachtete die Nationale Stel-
le bei ihren Besuchen der Justizvollzugsanstal-
ten Hof (Bayern), Bremen, Stralsund und Wal-
deck (Mecklenburg-Vorpommern), Meppen 
(Niedersachsen) sowie Burg (Sachsen-Anhalt) 
mehrwöchige Arrestmaßnahmen. Diese waren 
in der Regel mit einem täglichen Einschluss von 
23 Stunden verbunden, während die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten auf ein absolutes Minimum 
begrenzt blieben. Die Maßnahmen erstreckten 
sich über eine Dauer von bis zu vier Wochen.

Der CPT ist der Auffassung, dass die Höchst-
dauer des Arrests angesichts der potenziell sehr 
schädlichen Folgen für die psychische und/oder 
physische Gesundheit der betroffenen Gefange-

91	 Dahingehend ist in Hessen (§ 55 Abs. 2 Nr. 8 HStVollzG), 
Hamburg (§ 86 Abs. 1 Nr. 8 HmbStVollzG) und Sachsen (§ 90 
Abs. 2 Nr. 8 SächsStVollzG) eine maximale Dauer von zwei 
Wochen vorgeschrieben, während bspw. in Brandenburg (§ 
100 Abs. 3 BbgJVollzG) Arrest nicht als Disziplinarmaßnah-
me vorgesehen ist.

nen bei erwachsenen Gefangenen nicht mehr als 
14 Tage betragen sollte. Er empfiehlt regelmäßig, 
die Höchstdauer dieser Disziplinarmaßnahme zu 
reduzieren und ggf. die Landesgesetze dahinge-
hend zu ändern.92

Es ist darauf zu achten, dass die Ausstattung 
der Arresträume die Menschenwürde nicht be-
einträchtigt.

In den besuchten Justizvollzugsanstalten Hof 
(Bayern), Tegel (Berlin) und Bremen waren die 
Arresträume mit käfigartigen Trenngittern aus-
gestattet.

Die Matratze des Arrestraums in der Teilan-
stalt II der JVA Tegel (Berlin) war aus Schaum-
stoff und hatte bereits einige große Löcher. Das 
Bettgestell wirkte zudem stark abgenutzt und 
war voller „Kritzeleien“; auch war die dortige Toi-
lette erheblich verdreckt. Angesichts dieser men-
schenunwürdigen Unterbringungsbedingungen 
forderte die Nationale Stelle in ihrem Besuchs-
bericht die Berliner Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz auf, die Unterbringung 
von Gefangenen in diesem Raum umgehend aus-
zusetzen, bis tiefgreifende Verbesserungen vor-
genommen wurden.93

Darüber hinaus mussten, in Ermangelung eines 
Tischs sowie eines Stuhls, betroffene Gefangene 
in besichtigten Arresträumen mitunter auf dem 
Boden sitzend oder auf dem Bett essen.

Die Nationale Stelle erkennt an, dass es aus 
Sicherheitsgründen in Einzelfällen erforderlich 
sein kann, bestimmte Gefangene in Räumen un-
terzubringen, die nicht regulär möbliert sind. In 
solchen Fällen sollte jedoch darauf geachtet wer-
den, dass geeignete Möbel94 bereitgestellt wer-
den, die den Betroffenen ermöglichen, ihre Mahl-
zeiten in Würde einzunehmen. Dies schließt 

92	 Siehe u.a. CPT/Inf (2022) 18, Rn. 82.
93	 Die Justizvollzugsanstalt Tegel (Berlin) teilte im Nachgang 
des Besuchs mit, dass der besagte Arrestraum, mittlerweile 
nicht mehr für den Arrestvollzug genutzt werde. Dieser sei 
baulich verändert (das Trenngitter sowie die verwahrloste 
Matratze wurden entfernt) und anschließend einer anderen 
Nutzung zugeführt worden.
94	 Die Nationale Stelle möchte in diesem Zusammenhang 
erneut auf die sogenannten herausfordernden Möbel verwei-
sen, die robust und ohne scharfe Kanten sind. Diese Möbel 
gibt es u.a. als Sessel und als Tisch; siehe z.B. im Besuchs-
bericht (auch bildlich dargestellt) zum MRV Marsberg vom 
30.06.2023, URL: 20230730_Bericht_MRV_Marsberg.pdf.
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ausdrücklich aus, dass Mahlzeiten auf dem Bett95 
oder sitzend auf dem Boden eingenommen wer-
den müssen.

Eine geeignete Raumausstattung, die es den 
Gefangenen ermöglicht, in einer menschenwür-
digen Weise zu essen, ist sicherzustellen.

Gefangene, die sich im Arrest in der JVA Burg 
(Sachsen-Anhalt) befanden, mussten ihre Frei-
stunde in einer käfigartigen, nach oben vergitter-
ten Vorrichtung verbringen, die sich im Außenbe-
reich der Anstalt befindet.

Der vergitterte Bereich stellt aus Sicht der Na-
tionalen Stelle keinen angemessenen Ort für die 
Freistunde dar. Sie hat dem Ministerium für Jus-
tiz und Verbraucherschutz des Landes Sachsen-
Anhalt dringend nahegelegt, den Käfig nicht 
mehr zu nutzen und diesen abzubauen.96

2.2 – Schutz der Privat- und Intimsphäre

2.2.1 – Durchsuchung mit vollständiger 
Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach dem Bundesverfas-
sungsgericht einen schwerwiegenden Eingriff 
in das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar.97 Sie 
dürfen nicht routinemäßig, unabhängig von fall-
bezogenen Verdachtsgründen, durchgeführt wer-
den.98

Es ist sicherzustellen, dass eine Durchsuchung, 
die mit einer Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs einhergeht, jeweils aus 
einer Entscheidung im Einzelfall hervorgeht. Die 
Bediensteten sind hierfür zu sensibilisieren.

95	 Dies beeinträchtigt die Sauberkeit des Bettes; diese soll ge-
währleistet werden, vgl. Regel Nr. 21 der Nelson Mandela-Re-
geln.
96	 In seiner Stellungnahme vom 02.05. 2025 gab das Ministe-
rium für Justiz und Verbraucherschutz des Landes Sachsen-
Anhalt an, die Kritik sowie die Empfehlung der Nationalen 
Stelle zur o.g. vergitterten Vorrichtung auf dem Freistunden-
hof unter enger Beteiligung der Leitung der Justizvollzugsan-
stalt Burg prüfen zu wollen. Anschließend würden ggf. weitere 
Veranlassungen getroffen.
97	 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33; Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 21.
98	 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn. 
16; BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 
22. In diesem Sinne vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.10.2020, 
Roth ./. Deutschland, Individualbeschwerden Nrn. 6780/18 
und 30776/18, Rn. 69, 72 – Verletzung von Artikel 3 EMRK.

Ist eine vollständige Entkleidung erforderlich, 
soll eine die Intimsphäre schonende Praxis der 
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei 
der jeweils eine Körperhälfte bekleidet bleibt.

In nahezu allen besuchten Justizvollzugsanstal-
ten wurde der Nationalen Stelle berichtet, dass 
sämtliche neu aufgenommenen Personen unter 
vollständiger Entkleidung durchsucht würden. 
Eine solche körperliche Durchsuchung mit Ent-
kleidung finde ebenfalls nach Kontakten mit 
Besucherinnen und Besuchern statt. Auch die 
Mehrzahl der zuständigen Ministerien beton-
te trotz der Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts die unbedingte Notwendigkeit ei-
ner Durchsuchung mit vollständiger Entkleidung 
aller neu aufgenommenen Gefangenen.

Insbesondere lehnt das Ministerium der Jus-
tiz des Landes Nordrhein-Westfalen die Vor-
gehensweise einer Durchsuchung im Wege der 
Halbentkleidung mit dem Verweis ab, dass „es 
[…] lebensfremd [sei], auszuschließen, dass Ge-
fangene den Suchgegenstand während der Durch-
suchung nicht in die bedeckten Körperregionen 
verschieben“99 würden.

Auch das Thüringer Ministerium für Justiz, 
Migration und Verbraucherschutz teilte in seiner 
Stellungnahme vom 27. März 2025 mit, die von der 
Nationalen Stelle empfohlene Durchführung der 
Durchsuchung in zwei Phasen aus praktischen 
und rechtlichen Gründen kritisch zu betrachten, 
da sie den Eingriff in die Grundrechte verlängern 
und Manipulationsmöglichkeiten bieten würde. 
Die Empfehlung solle daher nicht grundsätzlich, 
jedoch ggf. nach Prüfung in geeigneten Einzelfäl-
len aufgegriffen werden.

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
hielt in seiner Stellungnahme vom 5. Mai 2025 
fest, dass aus Sicherheitsgründen weiterhin regel-
mäßig eine vollständige Entkleidung erforderlich 
sei, wenn andere Durchsuchungsformen – etwa 
mit einem Handdetektor – als nicht ausreichend 
angesehen würden. Eine nur teilweise Entklei-
dung biete demnach keine hinreichende Sicher-
heit, da verbotene Gegenstände leicht zwischen 
bekleideten und bereits entkleideten Körperpar-
tien verborgen werden könnten. In geeigneten 
Fällen sei auch eine Durchsuchung in zwei Pha-
sen denkbar, um die Intimsphäre besser zu schüt-
zen.

99	 Siehe S. 10 der Stellungnahme des Ministeriums der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 07.01.2025 zum Bericht 
über den Besuch der JVA Wuppertal-Vohwinkel.
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+ Demgegenüber sahen die anstaltsinter-
nen Regelungen der Justizvollzugsanstal-
ten Stuttgart (Baden-Württemberg), Bre-
men, Burg (Sachsen-Anhalt), Neumünster
(Schleswig-Holstein) und Brandenburg a.
H. (Brandenburg) bei Durchsuchungen mit
vollständiger Entkleidung vor, dass die Maß-
nahme sowohl nach Entscheidung im Ein-
zelfall als auch in zwei Phasen durchgeführt
wird.

+ Zudem teilte die Berliner Senatsverwaltung
für Justiz und Verbraucherschutz in ihrer
Stellungnahme vom 30. April 2025 mit, dass
die von der Nationalen Stelle empfohlene
phasenweise Entkleidung bei Durchsuchun-
gen künftig in die anstaltsinterne Neure-
gelung der JVA Tegel aufgenommen werde.
Auch das Ministerium für Justiz, Gleichstel-
lung und Verbraucherschutz Mecklenburg-
Vorpommern gab in seiner Stellungnahme
vom 30. April 2025 an, dass im Nachgang
des Besuchs der Nationalen Stelle eine die
Intimsphäre schonende Praxis der Entklei-
dung in der JVA Waldeck eingeführt worden
sei.

In Anbetracht der zahlreichen positiven Bei-
spiele im Justizvollzug, wie auch analog der 
Verfahrensweise in einer Vielzahl an Einrich-
tungen der Forensischen Psychiatrie,100 sind 
die Argumentationen des Ministeriums der 
Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen, des  
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz, so-
wie des Thüringer Ministeriums für Justiz, Mi-
gration und Verbraucherschutz nicht nachvoll-
ziehbar. Von einem gestiegenen Sicherheitsrisiko 
oder einer verlängerten Dauer der Maßnahme 
berichtete keine der Einrichtungen, in denen 
Durchsuchungen mit Entkleidung in zwei Pha-
sen durchgeführt werden.

2.2.2 – Duschen

Um die Intimsphäre der Gefangenen ausrei-
chend zu wahren, soll in Gemeinschaftsduschen 
zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein 
oder die Möglichkeit gegeben werden, einzeln zu 
duschen.

100	Im Maßregelvollzug ist diese Vorgehensweise zum Teil ge-
setzlich verankert: § 70 Abs. 2 BremPsychKG; Durch einen 
Erlass vom 15.08.2023 geregelte Handhabung in Nordrhein-
Westfalen, der zufolge Durchsuchungen mit Entkleidung we-
niger belastend erfolgen sollen, z.B. durch eine teilweise bzw. 
phasenweise Entkleidung.

Die Gemeinschaftsduschen der Justiz-
vollzugsanstalten Stuttgart und Rottenburg  
(Baden-Württemberg), Augsburg-Gablingen 
und München (Bayern), Stralsund und Wal-
deck (Mecklenburg-Vorpommern) sowie 
Burg (Sachsen-Anhalt)101 verfügten über keine 
Duschabtrennungen. Nach Angaben der jewei-
ligen Anstaltsleitung erfolgte der Verzicht auf 
jegliche Abtrennungen in den Gemeinschaftsdu-
schen überwiegend aus Sicherheitsgründen. Ins-
besondere wurde darauf hingewiesen, dass offene 
Duschräume eine bessere Überwachung durch 
das Personal ermöglichen und dadurch körperli-
che oder sexuelle Übergriffe unter den Gefange-
nen erschwert würden.

+ Demgegenüber waren die Gemeinschafts-
duschen im JVK Hohenasperg (Baden- 
Württemberg) sowie in den Justizvollzugs-
anstalten Hof und Würzburg (Bayern), Plöt-
zensee und Tegel (Berlin), Brandenburg
a. H. (Brandenburg), Kassel I (Hessen),
Fröndenberg (Nordrhein-Westfalen), Neu-
münster (Schleswig-Holstein) und Ho-
henleuben (Thüringen) mit Abtrennungen
zwischen den einzelnen Duschplätzen aus-
gestattet oder wiesen zumindest teilweise
separierte Duschbereiche auf.

Keine der genannten Anstalten – darunter auch 
Einrichtungen mit höherer Sicherheitsstufe – be-
richtete in diesem Zusammenhang von einem 
Anstieg der Übergriffe.

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
teilte in seiner Stellungnahme zum Bericht über 
den Besuch der JVA München mit, in Reaktion 
auf die Empfehlung der Nationalen Stelle, in allen 
Gemeinschaftsduschen der Anstalt, soweit noch 
nicht geschehen, zumindest eine Dusche pro 
Raum teilweise abzutrennen. Das Ministerium 
für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz 
Mecklenburg-Vorpommern gab in seiner Stel-
lungnahme zum Bericht über den Besuch der JVA 
Waldeck an, die Anschaffung von Vorrichtungen 
für partielle Abtrennungen mindestens einer Du-
sche in den Gemeinschaftsduschen veranlasst zu 
haben.

Das Hessische Ministerium der Justiz und für 
den Rechtsstaat ordnete per Erlass vom 24. März 

101	In seiner Stellungnahme vom 02.05.2025 gab das Ministe-
rium für Justiz und Verbraucherschutz des Landes Sachsen-
Anhalt an, die Nachrüstung von Trennwänden in Gemein-
schaftsduschen prüfen zu wollen.
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2025 an, in allen hessischen Justizvollzugsanstal-
ten zu prüfen, ob Duschabtrennungen unter Be-
rücksichtigung der Sicherheitsaspekte installiert 
werden können.

2.2.3 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle

Zur Schonung des Schamgefühls soll, neben der 
Urinabgabe unter Beobachtung, grundsätzlich 
eine alternative Möglichkeit der Drogenkontrol-
le angeboten werden, sodass betroffene Personen 
die für sie weniger einschneidende Methode wäh-
len können.

Eine Urinabgabe unter direkter Beobachtung 
kann erheblich in die Intimsphäre der Betroffe-
nen eingreifen.

	+ Die Nationale Stelle hat auch bei ihren Be-
suchen im Jahr 2024 unterschiedliche, die 
Intimsphäre der betroffenen Personen 
schonende Methoden der Drogenkontrol-
le erfasst. So etwa mittels eines Abstrichs 
im Mund wie in den JVAen Neumünster 
(Schleswig-Holstein) und Hohenleuben 
(Thüringen), des Einsatzes eines Marker-
systems (Baden-Württemberg) oder der 
Möglichkeit der Blutabnahme über die 
Fingerkuppe, die freiwillig erfolgen kann 
(Nordrhein-Westfalen).

In allen besuchten Justizvollzugsanstalten in 
Bayern, in der JVA Bremen, im JVK Lingen und 
der JVA Meppen (Niedersachsen), in der JVA 
Kassel I (Hessen) und der JVA Brandenburg a. H. 
(Brandenburg) erfolgten die Drogenkontrollen 
ausschließlich mittels Urinabgabe unter direkter 
Beobachtung. In den besuchten Justizvollzugsan-
stalten in Mecklenburg-Vorpommern sowie in 
der JVA Tegel (Berlin) standen neben dieser Me-
thode zwar auch alternative Drogentestverfah-
ren zur Verfügung, jedoch konnten die Betroffe-
nen nicht selbst darüber entscheiden, auf welche 
Weise die Kontrolle erfolgt. Stattdessen wurde 
die jeweilige Testmethode von der Anstalt abhän-
gig von der Situation und dem nachzuweisenden 
Wirkstoff vorgegeben, wobei mehrheitlich die 
Urinkontrolle unter direkter Beobachtung zum 
Einsatz kam.

In seiner Stellungnahme vom 5. Mai 2025 er-
klärte das Bayerische Staatsministerium der 
Justiz, dass es alternativen, weniger belastenden 
Methoden zur Urinkontrolle grundsätzlich offen 
gegenüberstehe. Ein Marker-System werde künf-

tig als freiwillige Alternative zur Urinabgabe un-
ter Sichtkontrolle angeboten.

Das Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpom-
mern gab in seiner Stellungnahme vom 30. April 
2025 an, dass in der JVA Waldeck bereits über-
wiegend Speicheltestungen zum Einsatz kom-
men würden. Diese seien jedoch kostenintensiv 
und würden erst nach Analyse durch ein externes 
Labor Ergebnisse liefern. Aus diesem Grund wür-
den bei Neuzugängen weiterhin Urinkontrollen 
durchgeführt, da in diesen Fällen schnelle Resul-
tate erforderlich seien. Die von der Nationalen 
Stelle angeregte Alternative, ein Markersystem 
einzuführen, sei mit Interesse zur Kenntnis ge-
nommen worden, deren Umsetzung werde nun 
geprüft.

Die Berliner Senatsverwaltung für Justiz und 
Verbraucherschutz teilte in ihrer Stellungnahme 
vom 30. April 2025 mit, dass derzeit die Einfüh-
rung sog. Dry-Blood-Tests durch ein kooperieren-
des Labor vorbereitet werde. Bei nachgewiesener 
Eignung solle anschließend geprüft werden, ob 
dieses Verfahren auch im Justizvollzug zum Ein-
satz kommen könne.

Das Ministerium der Justiz und für Digitalisie-
rung des Landes Brandenburg und die Senatorin 
für Justiz und Verfassung Bremen lehnten in ih-
ren Stellungnahmen102 alternative Methoden zur 
Urinkontrolle ab. Brandenburg verwies auf ge-
setzliche Vorgaben, die körperliche Eingriffe wie 
Mundabstriche oder Blutentnahmen ausschlie-
ßen. In Bremen wurden getestete Alternativen 
als unzuverlässig eingestuft; eine freiwillige Blut-
abnahme sei gesetzlich nicht vorgesehen.

Der Schutz der Intimsphäre der betroffenen 
Personen besitzt einen hohen Stellenwert. Vor 
diesem Hintergrund soll das jeweilige Landes-
recht entsprechend weiterentwickelt und die An-
wendung weniger eingriffsintensiver Kontrollme-
thoden ermöglicht werden.

Das Ziel sollte darin bestehen, Gefangenen 
durch das Angebot von Alternativen eine Wahl zu 
lassen.

102	Stellungnahmen vom 27.03.2025 bzw. vom 21.03.2025.
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3 – Erkenntnisse aus dem 
Besuch der JVA Augs-
burg-Gablingen

In den vorherigen Abschnitten wurden bereits 
die gravierendsten Beobachtungen und Feststel-
lungen des Besuchs der JVA Augsburg-Gablingen 
(Bayern) thematisiert. Angesichts der schwer-
wiegenden Vorwürfe gegen die Anstalt – teils 
auch im Zusammenhang mit dem Besuch der Na-
tionalen Stelle – sollen an diesem Punkt ausge-
wählte Erkenntnisse und zentrale Aspekte noch-
mals detaillierter betrachtet werden.

3.1 –  Unangekündigte Besuche

Die präventive Wirkung des nationalen Prä-
ventionsmechanismus kann sich nur dann voll-
ends entfalten, wenn dieser nicht in seiner Mög-
lichkeit, Besuche durchzuführen, eingeschränkt 
wird.103 Unangekündigte Besuche stellen einen 
unerlässlichen Teil der Arbeit (Nationaler) Prä-
ventionsmechanismen dar.104

Am 9. August 2024 traf eine Delegation der Na-
tionalen Stelle ohne vorherige Ankündigung in 
der JVA Augsburg-Gablingen (Bayern) ein, mit 
dem Ziel auf diese Weise die dortigen tatsächli-
chen, unverfälschten Zustände festzustellen.

Im Anschluss an den Besuch forderte der Lei-
ter der Abteilung Strafvollzug im Bayerischen 
Staatsministerium der Justiz die Nationale  
Stelle schriftlich dazu auf, künftig auf solche un-
angekündigten Besuche zu verzichten – eine 
Forderung, die die Nationale Stelle entschieden 
zurückwies. Die Forderung des o.g. Abteilungs-
leiters wirkte umso schwerwiegender, da das  
Bayerische Staatsministerium der Justiz bereits 
seit Oktober 2023 über bestehende Missstände in 
der Anstalt informiert war.

103	In diesem Sinne siehe Denkschrift zum Gesetz zu dem 
Fakultativprotokoll vom 18.12.2002 zu dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen Folter (…), Bundesrat, Druck-
sache 16/8249, zu Artikel 20 lit. c.
104	In diesem Sinne vgl. SPT, ‘Guidelines on National Pre-
ventive Mechanisms’ (2010), CAT/OP/12/5, Rn. 25: “(…) This 
includes (…) the right to carry out unannounced visits at all 
times to all places of deprivation of liberty, in accordance with 
the provisions of the Optional Protocol”; M. Nowak, M. Birk, 
G. Monina (Hrsg.), The United Nations Convention against
Torture. A Commentary, 2. Auflage, Oxford Commentaries
on International Law, 2019, S. 927-928; UN Special Rappor-
teur on Torture, 2006 Report to the Commission on Human 
Rights, UN Doc. E/CN.4/2006/6, Rn. 24.

In seiner Stellungnahme vom 16. Januar 2025 
teilte das Bayerische Staatsministerium der Jus-
tiz mit, dass die Äußerung des Leiters der Ab-
teilung Strafvollzug nicht der Haltung des Bay-
erischen Staatsministers der Justiz entspreche. 
Zudem sei am 6. November 2024 ein neues Re-
ferat eingerichtet worden, welches die Aufsicht 
über grundrechtssensible Bereiche bündele und 
– wie auch die Nationale Stelle – unangekündig-
te Besuche in Justizvollzugsanstalten durchführe.

Das Schreiben wirft zudem weitere Fragen 
auf, da es verfasst wurde, obwohl das Ministe-
rium Kenntnis über Hinweise erhalten hatte,105 
die präzise schilderten, auf welche Weise die  
Nationale Stelle während ihres Besuchs im Au-
gust 2024 getäuscht worden sei – während sie im 
Empfangsbereich auf die Anstaltsleitung warte-
te, seien Matratzen in die besonders gesicherten 
Hafträume gelegt und den Betroffenen Papier-
unterwäsche ausgehändigt worden.

Die Nationale Stelle bat um Mitteilung über 
die Aufarbeitung des Täuschungsverdachts nach 
ihrem Besuch am 9. August 2024.

Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Jahres-
berichts dauert die Prüfung des Vorfalls durch die 
Staatsanwaltschaft Augsburg weiterhin an. Die 
Nationale Stelle hat in diesem Zusammenhang 
sämtliche von der JVA Augsburg-Gablingen er-
haltenen Dokumentationen vollständig an die 
Staatsanwaltschaft übermittelt.

Hinsichtlich der im Raum stehenden Vorwürfe 
einer möglichen Täuschung der Nationalen Stelle 
lässt sich lediglich feststellen, dass am Besuchstag 
in den besonders gesicherten Hafträumen zwar 
jeweils eine Matratze vorgefunden wurde, diese 
Beobachtungen jedoch nur teilweise mit den der 
Nationalen Stelle vorliegenden Dokumentatio-
nen übereinstimmten.

3.2 – Prävention von Menschenrechtsver-
letzungen

Die Nationale Stelle möchte darauf hinweisen, 
dass sie seit dem Jahr 2016 regelmäßig die unzu-
reichende Bekleidung in besonders gesicherten 
Hafträumen bayerischer Justizvollzugsanstalten 
kritisiert.106 Ebenso hat sie im Jahr 2022 bereits 
den Entzug von Matratzen in besonders gesicher-
ten Hafträumen der JVA Bernau (Bayern) bean-

105	Pressekonferenz des Bayerischen Staatsministers der Justiz 
vom 31.10.2024.
106	Siehe Bericht über den Besuch der JVA Passau (Bayern) 
vom 25.04.2016.
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standet.107 Hätte das Bayerische Staatsministe-
rium der Justiz die Empfehlungen der Nationalen 
Stelle umfassender integriert, hätte sich das Ri-
siko, dass es in der JVA Augsburg-Gablingen er-
neut zu einer Situation mit unzureichender Be-
kleidung und dem Entzug von Matratzen kommt, 
verringern lassen.

Unabhängig davon müssen interne Kontroll-
instanzen und Aufsichtsbehörden stärker in die 
Pflicht genommen werden, damit menschen-
rechtswidrige Praktiken, wie sie in der JVA 
Augsburg-Gablingen aus der erhaltenen Do-
kumentation hervorgingen – insbesondere die 
Unterbringung nackt und ohne Matratze in ei-
nem kameraüberwachten besonders gesicher-
ten Haftraum – nicht unbemerkt bleiben oder 
sich wiederholen. Zu diesem Zweck müssen die 
Aufsichtsbehörden ihre Dienst- und Fachauf-
sicht aktiv und wirksam ausüben. In diesem Zu-
sammenhang ist an regelmäßige und unangekün-
digte Inspektionen zu denken, insbesondere in 
sicherheitsrelevanten Bereichen wie besonders 
gesicherten Hafträumen. Dabei sollten sich die 
Kontrollen nicht allein auf das Prüfen formaler 
Dokumentationen beschränken, sondern auch 
direkte Gespräche mit den betroffenen Gefan-
genen und dem Personal umfassen, um mögliche 
Missstände frühzeitig erkennen und diesen wirk-
sam entgegensteuern zu können.

Ebenso wichtig ist die Verpflichtung zu einer 
lückenlosen Dokumentation aller verschärfen-
den Maßnahmen, u.a. den Entzug von Kleidung 
oder Matratzen. Diese Maßnahmen müssen nicht 
nur intern überprüft, sondern auch regelmäßig 
von den Aufsichtsbehörden kontrolliert werden. 
Ein automatischer Meldeprozess kann dazu bei-
tragen, dass schwerwiegende Fälle sofort bei der 
zuständigen Stelle erfasst und überprüft werden. 
Dahingehend teilte das Bayerische Staatsminis-
terium der Justiz in seiner Stellungnahme vom 16. 
Januar 2025 mit, dass seit dem 28. Oktober 2024 
bayernweit angeordnet worden sei, dass alle Jus-
tizvollzugsanstalten umgehend Bericht erstatten 
müssen, sobald einem Gefangenen im besonders 
gesicherten Haftraum ein zur Grundausstattung 
zählender Gegenstand entzogen oder vorenthal-
ten wird.

Ein weiterer zentraler Punkt ist die stetige 
Schulung und Sensibilisierung des Personals. Jus-

107	Siehe Bericht über den Besuch der JVA Bernau (2. Besuch) 
(Bayern) vom 05.06.2023.

tizvollzugsbeamtinnen und -beamte sowie weite-
re Mitarbeitende sollen verstärkt verpflichtende 
Fortbildungen zu menschenrechtskonformen 
Maßnahmen, Deeskalationstechniken und dem 
Umgang mit psychisch erkrankten oder suizid-
gefährdeten Inhaftierten erhalten. Gerade in 
Stresssituationen darf die Anwendung repressi-
ver Maßnahmen nicht zur Routine werden.

Ergänzend dazu spricht sich die Nationale Stel-
le dafür aus, eine unabhängige und vorbeugende 
Kontrolle solcher Maßnahmen durch eine neu-
trale Instanz – etwa im Rahmen eines Richter-
vorbehalts – einzuführen. Unterstützung für die-
sen Vorschlag signalisierte auch der Bayerische 
Staatsminister der Justiz, der in einer Pressemit-
teilung vom 7. November 2024 seine „Sympathie“ 
für einen entsprechenden Richtervorbehalt be-
kundete,108 und diese auch erneut in seiner Stel-
lungnahme vom 5. Mai 2025 bestätigte.

108	https://www.justiz.bayern.de/presse-und-medien/presse-
mitteilungen/archiv/2024/158.php
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V  
Schwerpunktthema 
Beobachtung von  
Polizeieinsätzen
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1 – Polizeiliches Handeln 
bei der Fußball-Europa-
meisterschaft 2024

1.1 – Einführung

	+ Das Bundesministerium des Innern und 
für Heimat (BMI) hat die Nationale Stelle 
bei der Organisation der Fußball-Europa-
meisterschaft mit einbezogen, um ihr die 
Möglichkeit zu eröffnen, daran mitzuwir-
ken, dass das Turnier im Zeichen des Schut-
zes und der Förderung der Menschenrechte 
steht.

Die Nationale Stelle wurde bereits im Vorfeld 
in die Vorbereitungen eingebunden. Ihre Rol-
le – die Beobachtung und Beratung hinsichtlich 
freiheitsentziehender Maßnahmen durch Poli-
zeikräfte im Rahmen der Europameisterschaft 
– wurde auch explizit im Annex der Menschen-
rechtserklärung für die UEFA EURO 2024 auf-
gegriffen und die Nationale Stelle an der nach-
folgenden Evaluierung „UEFA EURO 2024 & 
Menschenrechte“ im Rahmen einer Stakeholder-
Besprechung angehört.

Im Nachhinein betrachtet, ist es allerdings be-
dauerlich, dass die Nationale Stelle nicht bereits 
vorab von den Landespolizeien – z.B. durch Be-
sichtigungen der Orte der Freiheitsentziehung – 
einbezogen wurde.

Um ihre beratende Funktion präventiv ausüben 
zu können, ist es für sie wesentlich, bereits im 
Rahmen der (praktischen) Vorbereitungen einbe-
zogen zu werden.

Auch das extra entwickelte Konzeptpapier 
„Polizei und Menschenrechte – Selbstverständ-
nis der Polizeien des Bundes und der Länder“ 
wurde erst mit Turnierbeginn veröffentlicht und 
war auf operativer Ebene daher nicht vollumfäng-
lich bekannt.

Zur Wahrnehmung ihrer beobachtenden Funk-
tion besuchte die Nationale Stelle Gewahrsams-
einrichtungen an insgesamt sechs Spielorten.

Im Rahmen dieser Besuchstätigkeit konn-
te sie unterschiedliche Verfahrensweisen fest-
stellen. Während polizeiliche Ingewahrsam-
nahmen in Gelsenkirchen, Düsseldorf und 
Dortmund (Nordrhein-Westfalen) sowie Leipzig  
(Sachsen) ausschließlich außerhalb der Stadien 

erfolgten, befanden sich in Frankfurt am Main 
(Hessen) und Berlin auch Gewahrsamsmöglich-
keiten in den Stadien. Dies ermöglichte es der 
Nationalen Stelle, sich ein Gesamtbild zu ver-
schaffen.

Als kritisch erachtete sie die Tatsache, dass sie 
lediglich in den Stadien Akkreditierungen er-
hielt, in denen die Landespolizeien Gewahrsams-
plätze vorhielten (Frankfurt am Main und Berlin), 
somit konnte sie die Ausübung der sicherheits-
technischen Aufgaben (Durchsuchungen, aber 
auch Anwendung von Zwangsmaßnahmen) durch 
privates Sicherheitspersonal in den anderen Sta-
dien nicht beobachten. Als bezeichnend für die 
Notwendigkeit einer solchen Beobachtung er-
achtet sie in diesem Zusammenhang u.a. den mit 
Übergriffen verbundenen Vorfall im Rahmen des 
Achtelfinales Portugal-Slowenien am 1. Juli 2024.

Eine Privatisierung der Kontrollbefugnisse 
darf nicht zu einer Senkung von Schutzstandards 
führen.

Bei ihren Besuchen legte die Nationale Stelle 
einen besonderen Fokus auf die Besichtigung der 
Sammelgewahrsamseinrichtungen:

16.06.2024 | Gelsenkirchen
Für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung 

im Zusammenhang mit der UEFA EURO 2024 
stand neben den Räumlichkeiten der Polizeiwa-
che Süd109 eine Gefangenensammelstelle (GeSa) 
zur Verfügung. Anders als bei Sammelzellen im 
Gewahrsam einer Polizeidienststelle handelte es 
sich hierbei nicht um geschlossene Räume, son-
dern um acht „Käfige“ mit Gitterstäben durch 
die die Beamtinnen und Beamten die sich dort 
befindenden Personen durchgehend beobachten 
konnten. Diese Räumlichkeiten werden ad hoc 
für die Durchführung von Großveranstaltungen 
errichtet. Für die Betroffenen wurden Isomatten 
und Decken vorgehalten. Am Spieltag erfolgten 
sechs Ingewahrsamnahmen zur Durchsetzung 
eines Platzverweises.110 Zudem wurden zwei Per-
sonen zur Identitätsfeststellung111 der GeSa zuge-
führt.

109	Neun Einzelgewahrsamsräume, fünf Beobachtungsräume 
und ein Sammelgewahrsamsraum.
110	§ 35 Abs. 1 Nr. 3 PolG NRW.
111	 § 163b Abs. 1 StPO.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800– 53 – 



54

17.06.2024 | Düsseldorf
Im Gewahrsam des Polizeipräsidiums Düssel-

dorf waren für den Einsatzabschnitt Strafver-
folgung/GeSa neben 27 Einzel-, vier Beobach-
tungs- und zwei Sammelgewahrsamsräumen vier 
Sichtzellen vorgesehen. Für die Aufgaben des 
täglichen Dienstes dienten 15 Einzelgewahrsams-
räume und vier Beobachtungszellen. Am Spieltag 
erfolgten sechs Ingewahrsamnahmen zur Durch-
setzung eines Platzverweises. Zudem wurden 
drei Personen aufgrund eines Tatverdachts vor-
läufig festgenommen.112

18.06.2024 | Dortmund
Neben den Räumlichkeiten des Gewahrsams 

des Polizeipräsidiums Dortmund113 standen sechs 
mobile Sammelzellen für je 18 Personen zur Ver-
fügung. Es handelte sich hierbei – wie in Gelsen-
kirchen – um „Käfige“, wobei dünne „Wände“ 
(ebenfalls mobil) einen Sichtschutz darstellten. 
Diese Räumlichkeiten werden ad hoc für die 
Durchführung von Großveranstaltungen errich-
tet. Für die Betroffenen wurden Isomatten und 
Decken vorgehalten. Am Spieltag erfolgten zwei 
Ingewahrsamnahmen zur Verhinderung einer 
weiteren Straftat.114 Zudem wurden drei Perso-
nen aufgrund eines Tatverdachts vorläufig fest-
genommen.

23.06.2024 | Frankfurt am Main
Das Zentrale Polizeigewahrsam des Polizeiprä-

sidiums Frankfurt am Main verfügt über insge-
samt 121 Gewahrsamsräume, darunter drei Sam-
melgewahrsamsräume. Am Spieltag kam es zu 
keinen Ingewahrsamnahmen.

24.06.2024 | Leipzig
Das Zentrale Polizeigewahrsam der Polizei-

direktion Leipzig verfügt über 40 Gewahrsams-
räume für eine Einzelbelegung und sechs Sam-
melgewahrsamsräume. Im Zusammenhang mit 
dem Einsatz zum Fußballspiel der UEFA EURO 
2024 wurden acht Personen bis zum Morgen des 
Folgetages in Gewahrsam115 und eine Person nach 
einem Haftbefehl festgenommen.116

25.06.2024 | Berlin
Die Stadionwache Olympiastadion verfügt 

über fünf Einzel- und zwei Sammelgewahrsams-

112 § 127 Abs. 1 StPO.
113 21 Einzel-, 21 Beobachtungs- und drei Sammelgewahrsams-
räume.
114 § 35 Abs. 1 Nr. 2 PolG NRW.
115 § 22 Abs. 1 SächsPVDG.
116 § 230 Abs. 2 StPO.

räume. Am Spieltag wurden insgesamt acht Per-
sonen aufgrund strafrechtlich relevanter Sach-
verhalte in die Stadionwache verbracht. Diese 
hielten sich während der Bearbeitung ihrer Sach-
verhalte ausschließlich in den Wartebereichen 
auf.

Zusätzlich zu den Besuchen der Gewahrsams-
einrichtungen begleitete die Nationale Stelle 
polizeiliche Maßnahmen wie Kontrollen an der 
Deutsch-Holländischen Grenze (Grenzübergang 
Vetschau) und Identitätsfeststellungen, bspw. am 
Hauptbahnhof in Leipzig. Sie besuchte auch die 
Gewahrsamseinrichtungen der Bundespolizei an 
den Hauptbahnhöfen in Gelsenkirchen, Düssel-
dorf, Dortmund, Leipzig und Berlin.117

+ Der Zugang der Nationalen Stelle zu allen
polizeilichen Einsatzphasen – Grenz- und
Identitätskontrollen sowie Freiheitsentzie-
hung in Form des Polizeigewahrsams – wur-
de uneingeschränkt ermöglicht. Ihr wurden
alle notwendigen Informationen zur Verfü-
gung gestellt.

1.2 – Feststellungen und Empfehlungen

Im Rahmen der Beobachtungen der Natio-
nalen Stelle kam es zu keinen besonderen Vor-
kommnissen.

+ Die Beamtinnen und Beamten zeigten bei
ihrem Handeln ein hohes Maß an Professio-
nalität. Dieses zeichnete sich durch kommu-
nikative und deeskalierende Strategien aus,
die u.a. der Vermeidung von Freiheitsentzie-
hungen diente.

Im Wesentlichen118 sprach die Nationale Stelle 
im Zusammenhang mit der UEFA EURO 2024 
Empfehlungen hinsichtlich der Einrichtungen 
des Sammelgewahrsams sowie Zwangsmaßnah-
men in Form von Fixierungen aus:

1.2.1 – Ausstattung des mobilen Sam-
melgewahrsams (GeSa)

In Gelsenkirchen und Dortmund (Nordrhein-
Westfalen) waren Gefangenensammelstellen in 

117 Empfehlungen hinsichtlich der besuchten Einrichtungen 
sind Gegenstand des Kapitels Landes- und Bundespolizei.
118 Weitere Empfehlungen sind Gegenstand des Kapitels Lan-
des- und Bundespolizei.
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Form von sich in Hallen befindenden „Käfigen“ 
eingerichtet worden. Diese verfügten nicht über 
die Standardausstattung eines Gewahrsams-
raums. In Gewahrsam genommene Personen 
konnten sich ausschließlich stehend oder am Bo-
den bzw. auf einer Isomatte sitzend oder liegend 
darin aufhalten.

Diese Vorrichtungen eignen sich allenfalls für 
einen Gewahrsam von wenigen Stunden.

1.2.2 – Größe von Sammelgewahrsams-
räumen

Eine Grundfläche von 3,5 qm pro Person darf in 
einem Sammelgewahrsamsraum der Polizei nicht 
unterschritten werden.

Während sich im Rahmen der jeweiligen Be-
obachtungen eine geringe Anzahl an bzw. keine 
Personen in den Sammelzellen befanden, stell-
te die Nationale Stelle fest, dass die vorgesehe-
ne Grundfläche pro Person den aktuellen Stan-
dard der Nationalen Stelle bei einer Vollbelegung 
deutlich unterschritten hätte.

In den Sammelzellen des Gewahrsams der Po-
lizeipräsidien Gelsenkirchen, Düsseldorf und 
Dortmund sowie in den „Käfigen“ der Gefange-
nensammelstellen in Gelsenkirchen und Dort-
mund (Nordrhein-Westfalen) steht bei einer 
Vollbelegung eine Grundfläche von ca. 2 qm pro 
Person zur Verfügung; in den Sammelzellen der 
Festnahmesammelstelle im Olympiastadion 
(Berlin) sind es weniger als 2 qm; im Zentralen 
Polizeigewahrsam der Polizeidirektion Leipzig 
(Sachsen) wird eine Grundfläche von nur 1 qm 
vorgesehen.

Es ist dringend darauf zu achten, dass die o.g. 
Mindestvoraussetzung auch bei einer Vollbe-
legung erfüllt wird. Die Nationale Stelle hat in 
ihren Berichten an die jeweiligen Aufsichtsbe-
hörden empfohlen, die Belegungskapazitäten 
entsprechend anzupassen.

Die maximale Anzahl an Personen, die in einem 
Gewahrsamsraum/„Käfig“ untergebracht werden 
konnte, variierte je nach Einsatzort und erreichte 
bis zu 20 Personen. Eine solche Dichte kann Ag-
gressionen auslösen und Konflikte zwischen den 
dort untergebrachten Personen begünstigen und 
sollte daher vermieden werden.

1.2.3 – Mehrfachbelegung ohne abge-
trennte Toilette

Für eine menschenwürdige Unterbringung ist 
es unabdingbar, dass bei einer Mehrfachbelegung 
von Gewahrsamsräumen die Toilette vollständig 
abgetrennt und gesondert entlüftet ist.

In Sammelgewahrsamsräumen in den Poli-
zeipräsidien Gelsenkirchen und Dortmund  
(Nordrhein-Westfalen) befindet sich jeweils 
eine Toilette, die lediglich mit einer halbhohen 
Wand abgetrennt ist, über die man blicken kann. 
Den sich im Raum befindenden Personen ist es 
folglich möglich, eine Person bei ihrem Toilet-
tengang zu beobachten. Als Folge dessen wird das 
Schamgefühl der Betroffenen in besonderer Wei-
se beeinträchtigt.

Gewahrsamsräume, die die o.g. Mindestvor-
aussetzungen nicht erfüllen, dürfen nicht ver-
wendet werden.

Dahingehend verweist die Nationale Stelle 
auf das Polizeipräsidium Düsseldorf, wo die Toi-
letten in den Sammelgewahrsamsräumen – nach 
dem vorherigen Besuch der Nationalen Stelle am 
9. Juni 2021 – zurückgebaut worden sind. Die da-
rin untergebrachten Personen können nunmehr 
eine separate Toilette nutzen.

1.2.4 – Fixierung

Auf Fixierungen ist im Gewahrsam der Polizei 
vollständig zu verzichten.

Im Rahmen der Besuche der Polizeipräsidi-
en Gelsenkirchen, Düsseldorf und Dortmund 
(Nordrhein-Westfalen) stieß die Nationale  
Stelle auf Vorrichtungen zur Durchführung von 
Fixierungen in Form von Halterungen, die das 
Festbinden an den Händen und Füßen ermög-
lichen. Auch sieht § 37a des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen die Möglichkeit 
einer solchen Fesselung sämtlicher Gliedmaßen 
an die in polizeilichen Gewahrsamseinrichtun-
gen dafür vorgesehenen Fixierungsstellen vor.

Zwar wurden an den jeweiligen Besuchstagen 
keine Fixierungen durchgeführt, doch waren in 
zwei Gewahrsamsräumen in Dortmund bereits 
metallene Fesseln an den in Bodenhöhe ange-
brachten Halterungen festgemacht. Die Fixie-
rungen erfolgen generell auf einer am Boden lie-
genden Matratze.
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Allein schon die Fixierung am Boden vermittelt 
den Betroffenen ein unnötiges Gefühl der Hilflo-
sigkeit und des Ausgeliefertseins und kann daher 
kaum als menschenrechtskonform angesehen 
werden. Darüber hinaus erhöht die Nutzung von 
metallenen Fesseln die Verletzungsgefahr und ist 
daher nicht akzeptabel. Für eine möglichst scho-
nende Durchführung der Fixierung ist ein Banda-
gen-System zu verwenden.

Eine Fixierung stellt einen schwerwiegen-
den Grundrechtseingriff dar und birgt selbst bei 
sachgemäßer Durchführung die Gefahr von Ge-
sundheitsschäden.119 Da die inhaltlichen Min-
destanforderungen des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts vom 24. Juli 2018 im Rahmen 
des Polizeigewahrsams nicht umsetzbar sind – 
u.a. steht kein entsprechendes Personal zur Ver-
fügung, um eine Eins-zu-eins-Betreuung durch
therapeutisches oder pflegerisches Personal zu
gewährleisten120 –,  sind dort keine Fixierungen
durchzuführen. Seit dem Jahr 2015 fordert die
Nationale Stelle wie auch der CPT die zuständi-
gen Behörden regelmäßig dazu auf, auf Fixierun-
gen im polizeilichen Bereich vollständig zu ver-
zichten.121

Dementsprechend fixieren sowohl die  
Bundespolizei als auch die Landespolizei-
en in Berlin und Sachsen wie auch in Baden- 
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Thüringen und im Saarland nicht 
mehr. Personen, die nach Ansicht der Polizei fi-
xiert werden müssten, werden dort in psychiatri-
sche Kliniken überstellt.

1.3 – Fazit

Im Rahmen ihrer Besuchstätigkeit konnte die 
Nationale Stelle gut organisierte Einsätze der Po-
lizei beobachten, die sich durch kommunikative 
und deeskalierende Strategien auszeichneten, die 
u.a. der Vermeidung von freiheitsentziehenden
Maßnahmen dienten.

Allerdings musste sie feststellen, dass in der 

119 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 309/15, Rn. 71.
120 Die Anforderung einer Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixie-
rungen durch therapeutisches oder pflegerisches Personal, 
welches sich in der unmittelbaren Nähe befindet, ist durch 
die besonderen Gesundheitsgefahren begründet (BVerfG, 
Urteil vom 24.07.2018, Az.: 309/15, Rn. 83), die während einer 
Fixierung auftreten können und einer unmittelbaren fachlich 
fundierten Reaktion bedürfen.
121 Vgl. CPT/Inf (2017) 13, Rn. 33; CPT/Inf (2022) 18, Rn. 26.

besonderen Situation der Fußball-Europameis-
terschaft – insbesondere im Sammelgewahrsam 
– nicht alle menschenrechtlichen Standards ein-
gehalten werden konnten; darauf ist bei zukünf-
tigen Großveranstaltungen verstärkt zu achten.
Damit sie in diesem Sinne präventiv einwirken
kann, ist es erforderlich, die Nationale Stelle ver-
stärkt auch im Rahmen der praktischen Vorbe-
reitungen (Unterbringungsorte und -bedingun-
gen) solcher Veranstaltungen einzubeziehen.

2 – Abschiebungen
2.1 – Einführung

Die Nationale Stelle legte erneut einen be-
sonderen Fokus auf die Begleitung von Abschie-
bungsmaßnahmen, deren Anzahl sich im Ver-
gleich zu den Vorjahren erhöht hat (bspw. um 22% 
im Vergleich zum Jahr 2023).

Î 20.084 Abschiebungen

Î 16.991 auf dem Luftweg

Î 3.687 Minderjährige

Î 468 in Begleitung von Sicherheitskräften der
Fluggesellschaften

Abb. 1: Zahlen für das Jahr 2024122

122 Die Angaben basieren auf der statistischen Erhebung der 
Bundespolizei.
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2.1.1 – Unabhängiges und wirksames 
System für die Überwachung von 
Abschiebungen

Das Mandat der Nationalen Stelle umfasst den 
gesamten Rückführungsprozess von der Abho-
lung bis zur Übergabe der abzuschiebenden Per-
sonen im Zielland.

Um die Verhältnismäßigkeit der freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen und eine menschenwür-
dige Behandlung der abzuschiebenden Personen 
zu gewährleisten, ist ein unabhängiges und wirk-
sames innerstaatliches System für die Überwa-
chung von Abschiebungen im Sinne von Artikel 
8 Abs. 6 der Rückführungsrichtlinie zu schaffen.

Infolge ihrer geringen personellen Ausstattung 
und der Aufgabenvielfalt (Besuche aller Orte 
der Freiheitsentziehung im Sinne des OPCAT) 
kann die Nationale Stelle allerdings nur eine klei-
ne Auswahl an Maßnahmen begleiten. Im Jahr 
2024 beobachtete sie vier der insgesamt 236 von 
Deutschland durchgeführten Charterflüge; dies 
betraf 62 der insgesamt 20.084 Personen, die im 
Laufe des Jahres 2024 abgeschoben wurden, da-
runter 16.991 auf dem Luftweg. Die Nationale 
Stelle begleitete bei drei der vier Maßnahmen 
neben der Bodenabfertigung auch die Flugphase 
und die Übergabe im Zielstaat.

Ihre beschränkten Möglichkeiten erachtet die 
Nationale Stelle als umso problematischer, als 
keine andere Institution eine unabhängige Über-
wachung aller Abschiebungsphasen sicherstellt. 
Zwar existieren neben der Nationalen Stelle wei-
tere Beobachtungsmechanismen an den Flughä-
fen Frankfurt am Main, Hamburg, Leipzig/Halle, 
Berlin sowie in Nordrhein-Westfalen. Die Beob-
achtungen der dort tätigen Mitarbeitenden der 

Diakonischen Werke und der Caritas beschrän-
ken sich allerdings auf die Bodenabfertigung an 
den jeweiligen Flughäfen und decken somit die 
Abholungs-, Zuführungs- und Flugphase nicht 
ab. Darüber hinaus sind die Zuständigkeiten der 
Abschiebungsbeobachtungen mittels Vereinba-
rungen festgelegt, die je nach Bundesland variie-
ren. Eine einheitliche nationale Rechtsgrundlage 

besteht nicht. Kritisch erscheint auch die Beteili-
gung verschiedener Behörden – wie die Landes-/
Bundespolizei und die Ausländerbehörden – im 
Rahmen der Redaktion der Tätigkeitsberichte.123 
An anderen Flughäfen wie München, Hannover 
und Stuttgart gibt es keine entsprechenden Be-
obachtungsstellen.

Die beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge angesiedelte „Nationale Stelle zur 
Koordinierung des Pools von Rückführungsflug-
beobachtern (Monitore)“ sowie die Dienst- und 
Fachaufsichten können die Lücken hinsichtlich 
der Überwachung durch Organisationen/Stellen, 
die von den für die Vollstreckung von Rückkehr-
entscheidungen zuständigen Behörden unabhän-
gig sind, nicht ausgleichen.

2.1.2 – Wirksame Ausübung des  
Mandats

Durch die im Jahr 2024 im Vergleich zu den 
Vorjahren gestiegenen Abschiebungszahlen wur-
de die Problemlage der Nationalen Stelle hin-

123	Vgl. CPT/Inf (2024) 14, Rn. 101: „Das Forum [Abschie-
bungsbeobachtung Berlin/Brandenburg] legt derzeit lediglich 
jährliche Tätigkeitsberichte vor und verfügt auch weder über 
das Mandat, auf alle einschlägigen Unterlagen zuzugreifen, 
noch über die Ressourcen für eine Beobachtung der Flug-
phasen. Des Weiteren kann es aufgrund der Beteiligung der 
betreffenden Landespolizei- und Ausländerbehörden nicht als 
unabhängig gelten.“

Bodenabfertigung

• Landespolizei
• Bundespolizei

Flugbegleitung

• Landespolizei
• Bundespolizei
• private

 

Sicherheitskräfte

Zuführung

• Ausländerbehörden
• Landespolizei
• Bundespolizei

Abholung

• Ausländerbehörden
• Landespolizei
• Bundespolizei

Abb. 2: Rückführungsprozess
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sichtlich unzureichender Kapazitäten, ihr Man-
dat vollumfänglich auszuüben, weiter verschärft.

Erschwerend kam hinzu, dass der Nationalen 
Stelle nicht alle Chartermaßnahmen angekündigt 
wurden, sodass eine unabhängige Beobachtung 
nicht möglich war; dies betraf u.a. die Abschie-
bung vom Flughafen Leipzig/Halle nach Afgha-
nistan, die am 30. August 2024 vollzogen wurde. 
Zuvor hatte das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) in dem jährlichen Aus-
tauschgespräch am 28. August erneut versichert, 
die Nationale Stelle über alle Chartermaßnah-
men zu informieren. Erst nach zwei Schreiben an 
die Leiterin der Abteilung B des BMI mit Bitte 
um Stellungnahme und um Übermittlung rele-
vanter Dokumentationen, erhielt die Nationale 
Stelle am 2. Mai 2025 eine Antwort. Darin wur-
de lediglich angegeben, dass „die Maßnahme im 
Wege der Vermittlung durch einen regionalen 
Schlüsselpartner durchgeführt wurde und dem 
BMI die genannten Dokumente nicht vorliegen“ 
würden.

Indem die Nationale Stelle nicht im Vorfeld 
über die Maßnahme informiert wurde und ihr 
jeglicher Zugang zu einschlägigen Informatio-
nen verweigert wird, wird sie an der wirksamen 
Ausübung ihres Mandats gehindert. Das Fehlen 
jeglicher Dokumentation von zwangsweisen Ab-
schiebungen bewertet sie als inakzeptabel.

Zusätzlich wurde durch die Bundestagsdruck-
sache 20/14946 vom 11. Februar 2025 ersichtlich, 
dass die Nationale Stelle über zwei weitere Klein-
chartermaßnahmen nicht in Kenntnis gesetzt 
worden war.124 Dies betraf eine Maßnahme aus 
Berlin in den Libanon am 15. März 2024 sowie 
eine Maßnahme aus Frankfurt am Main nach Ke-
nia am 15. Oktober 2024.

Um eine effektive Ausübung ihres Mandats zu 
ermöglichen, muss die Nationale Stelle recht-
zeitig über Abschiebungsmaßnahmen informiert 
werden sowie alle notwendigen Angaben zu den 
rückzuführenden Personen erhalten.

Eine Herausforderung für eine flächen- und 
alle Phasen abdeckende Beobachtungstätigkeit 
von Rückführungen liegt zudem in der Vielfalt 
der Akteure, die an einer Abschiebungsmaßnah-
me beteiligt sind (vgl. Abb. 2). Die abzuschie-

124	Deutscher Bundestag, 11.02.2025, Drucksache 20/14946 (S. 
15).

benden Personen werden in der Regel von den 
jeweiligen Ausländerbehörden und/oder Landes-
polizeien abgeholt und zum Flughafen verbracht. 
Neben der Bundespolizei vollziehen in Bayern 
und Baden-Württemberg die Landespolizeien die 
Bodenabfertigung auch eigenständig. Die Flug-
begleitung bis zur Übergabe der Personen im 
Zielland wird vornehmlich von der Bundespoli-
zei durchgeführt, teilweise mit Beteiligung von 
Beamtinnen und Beamten der Landespolizeien. 
Diese Aufgabe wird aber auch an privates Sicher-
heitspersonal der Zielstaaten bzw. von Drittstaa-
ten übertragen.

Die Vielfalt der Akteure führt zu Schnittstel-
len und Beobachtungslücken, welche die einheit-
liche Umsetzung von Empfehlungen und Stan-
dards der Nationalen Stelle deutlich erschweren.

Verfahrensweisen, wie z.B. die Vermeidung 
der Abholung zur Nachtzeit, das Verbringen der 
Personen mit ihrem Gepäck, die Verhältnismä-
ßigkeit von Zwangsmaßnahmen und die Vergabe 
von Handgeld, sollen bundesweit einheitlich ge-
mäß den Standards der Nationalen Stelle gehand-
habt werden.

Um auf die bundesweite Umsetzung ihrer Emp-
fehlungen hinzuwirken und mögliche gegensätz-
liche Standpunkte zu erörtern, führte die Natio-
nale Stelle im Jahr 2024 neben ihrem jährlichen 
Austauschgespräch mit dem BMI am 15. Novem-
ber 2024 ein Gespräch mit dem Präsidenten des 
Bundespolizeipräsidiums.

2.1.3 – Medizinische Begleitung von 
Rückführungen

Ein besonderes Augenmerk legte die Nationale 
Stelle auf die medizinische Begleitung von Rück-
führungen.

Diese ist erforderlich, um gesundheitsbezoge-
ne Zwischenfälle zu vermeiden (medizinisches 
Screening) und die betroffenen Personen ggf. 
kompetent versorgen zu können.

Während Chartermaßnahmen grundsätzlich 
von medizinischem Fachpersonal begleitet wer-
den, ist dies bei Einzelmaßnahmen auf Linien-
flügen nicht der Fall; diesbezügliche statistische 
Daten werden laut BMI nicht erhoben.

Am 3. September 2024 nahm die Nationale 
Stelle an einem von der Bundespolizei organisier-
ten Workshop teil. Im Rahmen dieses Workshops 
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wurden praxisrelevante Themen, insbesondere 
zur gegenseitigen Aufklärung über Rollen und 
Befugnisse von Polizei und begleitenden Ärztin-
nen und Ärzten, besprochen. Ein Schwerpunkt 
lag auf dem Umgang mit medizinischen Maßnah-
men während zwangsweisen Rückführungen. Da-
bei wurden neben medizinischen Zwangsmaß-
nahmen auch Thematiken wie Rückführungen 
von Personen, die substituiert werden oder ande-
rer spezifischer medizinischer Überwachung und 
Behandlung bedürfen, besprochen.

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass für alle an einer 
Rückführung beteiligten Personen klare Vorga-
ben gesetzt sind, die den besonderen Bedingun-
gen einer solchen Maßnahme Rechnung tragen. 
Hinsichtlich der Rolle des medizinischen Perso-
nals sollen diese Vorgaben unter Beteiligung von 
fachkundigen Stellen – wie Gesundheitsministe-
rien und Ärztekammern – geschaffen werden.

Medizinische Zwangsmaßnahmen

Bei von Ärztinnen oder Ärzten begleiteten 
Rückführungen kommt es regelmäßig zur Ver-
abreichung von Medikamenten. In der Regel 
findet diese mit Zustimmung der betroffenen 
Rückzuführenden statt. Es kann aber auch zu 
Situationen kommen, in denen eine medizini-
sche Maßnahme oder Behandlung zwangsweise 
durchgeführt wird, d.h. entgegen dem tatsächli-
chen oder mutmaßlichen natürlichen Willen der 
Betroffenen. Im Jahr 2024 wurde die Nationale 
Stelle u.a. durch einen Bericht der Abschiebungs-
beobachtung Hamburg auf eine solche Sachlage 
aufmerksam gemacht.125

Nach Artikel 8 Abs. 5 der Rückführungsricht-
linie ist eine Zwangsmedikation nur dann zuläs-
sig, wenn sie zur Gewährleistung der Flugsicher-
heit erforderlich ist und nicht ausschließlich dem 
Vollzug der Rückführung dient. Eine „Rückfüh-
rung um jeden Preis“ soll demnach verhindert 
werden. Eine Zwangsmaßnahme nach § 2 Abs. 3 
des Gesetzes über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugs-
bedienstete des Bundes kann getroffen werden, 
wenn und soweit sie verhältnismäßig ist.

Das BMI teilte im Rahmen einer Abfrage mit, 
dass Medikamente ausschließlich aus medizini-
schen Gründen, nicht aber zur Durchsetzung der 

125	Vgl. Jahresbericht 2023 der Abschiebungsbeobachtung am 
Flughafen Hamburg, S.16-17 (veröffentlicht am 09.04.2024).

Rückführung verabreicht würden – die Verabrei-
chung erfolge ausschließlich durch medizinisches 
Personal. Zeitgleich wurde allerdings ausgeführt, 
dass der Bundespolizei die Einsicht in medizini-
sche Dokumentationen untersagt sei.

Zwangsmedikation ist zumindest dann zu ver-
meiden, wenn andere gleich geeignete, mildere 
Mittel die Gewährleistung der Flugsicherheit si-
cherstellen können. In den meisten Fällen dürfte 
eine Fesselung oder eine ähnliche, weniger invasi-
ve polizeiliche Maßnahme bereits ein solch gleich 
geeignetes, milderes Mittel darstellen.

Medikamentenverabreichungen sollen stets 
dokumentiert werden, damit die Angemessen-
heit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen 
nachvollzogen werden können. Insbesondere 
bei der zwangsweisen Verabreichung müssen die 
Gründe umfassend und nachvollziehbar darge-
legt werden.

2.2 – Besuchstätigkeit

Im Jahr 2024 begleitete die Nationale Stelle 
vier Abschiebungsmaßnahmen:

Datum Maßnahme
08.01. Sammelabschiebung 

Berlin nach Chișinău 
(Moldau) 

20.02. Sammelabschiebung 
Frankfurt am Main nach 
Bagdad (Irak)

27.02. Sammelabschiebung 
Düsseldorf nach Kairo 
(Ägypten)

21.08. Sammelabschiebung 
Leipzig/Halle nach  
Enfidha (Tunesien)

Im Rahmen der Begleitung dieser Maßnahmen 
wurden u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

	+ Die zur Verfügung gestellten Beschäftigungs-
möglichkeiten im rege genutzten Familien-
bereich am Flughafen Berlin/Brandenburg 
hatten eine beruhigende und deeskalieren-
de Wirkung auf die Kinder und ihre Eltern. 

Abholung Zuführung Bodenab-
fertigung

Flugbeglei-
tung
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Auch in Düsseldorf machte der abgetrennte 
Raum für Familien mit Kindern einen außer-
ordentlich positiven Eindruck auf die Be-
suchsdelegation. Ein solcher Bereich bietet 
die Möglichkeit, Familien zumindest wäh-
rend der Bodenabfertigung bestmöglich 
von Zwangsmaßnahmen abzuschirmen. Um 
die entsprechenden Verfahrensweisen bun-
desweit einheitlich gemäß den Standards 
der Nationalen Stelle zu handhaben, sollen 
grundsätzlich geeignete Beschäftigungs-
möglichkeiten für Kinder zur Verfügung ge-
stellt werden.

+ Bei der Maßnahme am Flughafen Berlin/
Brandenburg konnte auf Durchsuchungen
mit Entkleidung verzichtet werden. An den
Flughäfen in Düsseldorf, Frankfurt am Main
und Leipzig/Halle erfolgte die Durchsu-
chung mit Entkleidung in zwei Phasen.

+ Durch die Kommunikation und das beru-
higende Einwirken der Beamtinnen und
Beamten der Bundespolizei wurde die An-
wendung unmittelbaren Zwangs im Rahmen
der Abschiebung von Berlin nach Chișinău
nach der Übernahme am Flughafen vollstän-
dig vermieden.

Die Nationale Stelle sprach im Wesentlichen 
Empfehlungen zu folgenden Punkten aus:

2.2.1 – Abholung zur Nachtzeit

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden 
werden. Im Fall von Abschiebungen von Kindern 
ist sie ausnahmslos zu vermeiden.

Auch im Jahr 2024 wurde eine große Anzahl ab-
zuschiebender Personen zur Nachtzeit abgeholt. 
Bei der Einsicht in die Dokumentation wurde er-
sichtlich, dass davon regelmäßig auch Kinder be-
troffen sind.

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 der UN-Kinderrechts-
konvention ist bei allen Maßnahmen, die Kinder 
betreffen, das Wohl des Kindes ein Gesichts-
punkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. Hier-
zu gehört, Kinder vor ebensolchen Situationen 
zu schützen.

Die durch das Rückführungsverbesserungs-
gesetz gestützte Erweiterung der Möglichkeit, 
eine Wohnung zur Nachtzeit zu betreten bzw. zu 
durchsuchen, ist in diesem Zusammenhang als 
besonders kritisch zu bewerten. Sie steht dem 

Grundsatz entgegen, eine Abholung zur Nacht-
zeit zu vermeiden, um auf diese Weise die Be-
lastungen für die abzuschiebenden Personen, 
insbesondere vulnerable Personen, so gering wie 
möglich zu halten.

Der Eingriff in die Grundrechte bei einer Ab-
schiebung zur Nachtzeit ist umso schwerwiegen-
der, als die Abholung und Zuführung zum Flug-
hafen bereits eine erhebliche Belastung für die 
betroffenen Personen darstellen. Insbesondere 
für kleine Kinder bedeutet eine Abholung zur 
Nachtzeit nicht nur eine empfindliche Störung 
ihres Schlafrhythmus, sondern kann zu Traumata 
bei der Verarbeitung des Erlebten führen.

2.2.2 – Achtung des Kindeswohls - Fami-
lientrennung

Abschiebungen von Familien mit Kindern, da-
runter Kleinkinder und Säuglinge, aber auch von 
unbegleiteten Minderjährigen finden in Deutsch-
land regelmäßig statt. Im Jahr 2024 wurden insge-
samt 3.687 minderjährige Personen abgeschoben, 
darunter auch Kinder in besonders vulnerablen 
Situationen.126 Im Rahmen der Maßnahme vom 
Flughafen Berlin/Brandenburg nach Chișinău 
(Republik Moldau) begleitete die Nationale Stel-
le die Abschiebung von insgesamt sechs minder-
jährigen Personen, darunter zwei Kleinkinder.

Familien sollen durch eine Abschiebung nicht 
getrennt werden.127

Bei der beobachteten Maßnahme kam es in drei 
Fällen zu einer Familientrennung. In zwei Fällen 
wurde jeweils der Vater nicht zugeführt; in einem 
weiteren Fall wurden lediglich der Vater und eine 
15-jährige Tochter abgeschoben, nicht aber die
Mutter mit den beiden weiteren Kindern im Al-
ter von sechs und fünf Jahren. Dies erachtete die
Nationale Stelle als besonders kritisch, da aus
der Dokumentation hervorging, dass bei den be-
troffenen Kindern bereits vorab Anpassungsstö-
rungen und Angstzustände bescheinigt worden

126	Eine Statistik über die gesamte Anzahl von Familientren-
nungen bei Abschiebungen im Jahr 2024 liegt der Nationalen 
Stelle nicht vor. Da die Durchführung einer Familientrennung 
der zuständigen Landesbehörde für die Rückführungsmaß-
nahme obliegt, erfasst die Bundespolizei diesbezüglich keine 
statistischen Daten.
127	Vgl. hierzu den Beschluss des Landesjugendhilfeausschus-
ses Rheinland-Pfalz vom 10.02.2020, „Positionspapier zu Ab-
schiebungspraxis von Familien mit minderjährigen Kindern“, 
https://lsjv.rlp.de/themen/kinder-jugend-und-familie/landes-
jugendhilfeausschuss.
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waren. Eine Familientrennung kann bei Kindern 
langfristige Störungen hervorrufen.

2.2.3 – Dokumentation

Die von der Bundespolizei genutzten sog. Be-
gleitzettel sollen sicherstellen, dass Grundrechts-
eingriffe separat dokumentiert werden und auf 
ihre Verhältnismäßigkeit überprüfbar sind. Auch 
dienen sie der Nachvollziehbarkeit des Zustan-
des der Betroffenen, sodass ersichtlich wird, ob 
die Personen z.B. medizinische Bedarfe hatten 
oder mittellos zugeführt wurden.

Die Rückführungsdokumentation soll umfas-
send, nachvollziehbar und vollständig sein.

Bei der Einsicht in die Dokumentationen der 
Maßnahmen am Berliner Flughafen fiel auf, dass 
bei diversen Personen die Begleitzettel nicht 
vollständig ausgefüllt worden waren, sodass 
mehrfach keine Angaben zu „Medizinischen As-
pekten“ oder zu den vorliegenden „Grenzüber-
trittsdokumenten“ gemacht wurden. Dies ist be-
sonders kritisch, wenn – wie bspw. im Fall einer 
abzuschiebenden Person, die an einem Substi-
tutionsprogramm teilnahm – keine Angaben zu 
ihren besonderen medizinischen Bedarfen ge-
macht werden.

Gerade bei Personen mit besonderen medizi-
nischen Bedarfen ist eine lückenlose Dokumen-
tation unerlässlich, um diesen vor, während und 
nach der Maßnahme Sorge zu tragen.

Während die Begleitzettel bei der Maßnahme 
in Düsseldorf vollständig ausgefüllt waren, sodass 
die Prozesse gut nachzuvollziehen und getroffene 
Zwangsmaßnahmen personalisiert rückverfolg-
bar waren, war die Begründung von Zwangsmaß-
nahmen – wie Durchsuchungen mit Entkleidung 
und Fesselungen – nicht ausreichend ausformu-
liert. Am Flughafen Leipzig/Halle war in sechs 
Fällen nicht erkennbar, wer die polizeiliche 
Durchsuchung vorgenommen hatte. Die dahin-
gehende bloße Nennung „MKÜ“ (Mobile Kon-
troll- und Überwachungseinheit) ist aus Sicht der 
Nationalen Stelle nicht ausreichend. Zudem war 
die Begründung der Durchsuchung mit Entklei-
dung nicht ausreichend ausformuliert.

Aufgrund der Schwere des Grundrechtsein-
griffs ist die Begründung für Zwangsmaßnahmen 
vollständig und nachvollziehbar zu dokumentie-
ren, damit Notwendigkeit und Verhältnismäßig-
keit überprüfbar sind. Die Begründung soll auf 

aktuellen Erkenntnissen beruhen, die ein akutes 
Gefährdungsrisiko aufzeigen.

Die Nationale Stelle regt an, die Begleitzettel 
dahingehend anzupassen, dass eine Begründung 
für getroffene Zwangsmaßnahmen auszuformu-
lieren ist.

2.2.4 – Durchsuchung mit Entkleidung

Es ist stets eine Einzelfallentscheidung zu tref-
fen, ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die 
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung begründen und die diesen Eingriff unter 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit rechtfertigen.

Aufgrund der Schwere des Grundrechtsein-
griffs ist die Begründung einer Durchsuchung mit 
Entkleidung vollständig und nachvollziehbar zu 
dokumentieren, damit Notwendigkeit und Ver-
hältnismäßigkeit überprüfbar sind. Die Begrün-
dung soll auf aktuellen Erkenntnissen beruhen, 
die ein akutes Gefährdungsrisiko aufzeigen.

Während in Frankfurt am Main und Berlin (fast) 
vollständig auf Durchsuchungen mit Entkleidung 
verzichtet werden konnte, wurden am Flughafen 
Leipzig/Halle 19 der 25 rückzuführenden Perso-
nen einer Durchsuchung mit Entkleidung und 
Inaugenscheinnahme des Schambereichs – unter 
Beteiligung eines Begleitarztes – unterzogen. In 
Düsseldorf wurden alle drei abzuschiebenden 
Personen einer Durchsuchung mit Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
unterzogen.

Die Nationale Stelle erkennt an, dass in eini-
gen Fällen eine Durchsuchung mit Entkleidung 
notwendig sein kann. So wurde bei einer Durch-
suchung am Flughafen Leipzig/Halle eine in der 
Jacke versteckte Rasierklinge gefunden.

Hierbei muss allerdings berücksichtigt wer-
den, dass eine solche Maßnahme einen besonders 
schwerwiegenden Eingriff in das durch Artikel 
2 Abs. 1 GG gewährleistete allgemeine Persön-
lichkeitsrecht und die Menschenwürde darstel-
len. Auch der CPT ist der Auffassung, dass jede 
Durchsuchung unter vollständiger Entkleidung 
eine sehr invasive und potenziell erniedrigende 
Maßnahme ist.128

Dahingehend erachtete die Nationale Stelle die 
teilweise hohe Anzahl von bis zu acht Bedienste-
ten, die bei den Durchsuchungen am Flughafen 

128	CPT/Inf (2024) 14, R. 69.
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Düsseldorf anwesend waren, als äußerst kritisch. 
Auch die Aussage des BMI, dass die Anwesenheit 
der Begleitkräfte während der Durchsuchung 
auch aus deeskalierenden Gründen angezeigt 
sei,129 ist aus Sicht der Nationalen Stelle nicht 
nachvollziehbar.

Wegen des besonderen Gewichts von Eingrif-
fen, die den Intimbereich und das Schamgefühl 
berühren, haben die betroffenen Personen An-
spruch auf besondere Rücksichtnahme. Hier-
zu gehört u.a., dass nur so viele Bedienstete der 
Maßnahme beiwohnen, wie unbedingt notwen-
dig ist.

Durchsuchungen mit Entkleidung sollen dabei 
so schonend wie möglich erfolgen, z.B. in zwei 
Phasen, sodass jeweils eine Körperhälfte beklei-
det bleibt.

2.2.5 – Fesselung

Verhältnismäßigkeit

Das Anlegen von Fesseln, insbesondere von 
Festhaltegurten, muss als letztes Mittel gelten, 
welches nur angewendet wird, wenn mildere 
Maßnahmen nicht ausreichen.

Aus der eingesehenen Dokumentation ging 
hervor, dass auch im Jahr 2024 eine hohe Anzahl 
abzuschiebender Personen bei der Zuführung 
zum Flughafen gefesselt waren. Die Tatsache, 
dass die Zwangsmaßnahmen teilweise anlässlich 
vorwiegend präventiver Gründe vollzogen wur-
den, veranlasst die Nationale Stelle erneut zu be-
tonen, dass nicht mehr Zwangsmittel angewen-
det werden sollen als unbedingt erforderlich.

Fesselungssystem

Im Rahmen ihrer Besuchstätigkeit beobachte-
te die Nationale Stelle u.a. den Einsatz von Fest-
haltegurten mit Fesselungsvorrichtungen aus 
Metall für die Hand- und ggf. Fußgelenke, teilwei-
se kombiniert mit Plastikfesseln an den Füßen.

Bei der Verwendung metallener Handfesseln 
können Hämatome entstehen und Nerven abge-
drückt werden.

Ist eine Fesselung unbedingt notwendig, ist es 
Aufgabe der Polizei, Verletzungen der betroffe-

129	Stellungnahme des BMI anlässlich der Begleitung der 
Chartermaßnahme nach Kairo/Ägypten vom 27.02.2024.

nen Personen zu verhindern und das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit zu schützen. Um dies 
zu gewährleisten, plädiert die Nationale Stelle 
weiterhin dafür, dass bei Abschiebungsmaßnah-
men Fixiergürtel aus Textil, die arretiert werden 
können, vorgehalten und verwendet werden.130

Der Nationalen Stelle wurde diesbezüglich 
vom BMI mitgeteilt, dass ein neues Modell eines 
Festhaltegurts mit Textilfesseln am 8. Januar 2025 
als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt nach 
dem Gesetz über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges in der Bundespolizei für den Anwen-
dungsbereich der Rückführungen dienstlich zu-
gelassen worden sei und zeitnah genutzt werden 
soll.

2.2.6 – Medizinische Begleitung

Ärztliche Untersuchung der  
Reisetauglichkeit

Das medizinische Begleitpersonal am Flug-
hafen Berlin/Brandenburg berichtete von seiner 
üblichen Verfahrensweise im Rahmen von Char-
termaßnahmen. Aus diesem Bericht ging hervor, 
dass nicht bei allen abzuschiebenden Personen 
eine ärztliche Untersuchung am Flughafen vorge-
nommen wird.

Um Zwischenfällen vorzubeugen, ist es wesent-
lich, vor dem Flug festzustellen, ob die abzuschie-
benden Personen zum Zeitpunkt der Abreise tat-
sächlich reisetauglich sind. An anderen Flughäfen 
konnte die Nationale Stelle beobachten, dass ein 
Gespräch zwischen den abzuschiebenden Perso-
nen und dem medizinischen Begleitpersonal re-
gelhaft stattfand.

Eine aktuelle Bescheinigung der Reisetaug-
lichkeit der abzuschiebenden Personen soll vor-
liegen. Zu diesem Zweck soll vor ihrer Abschie-
bung eine ärztliche Untersuchung durchgeführt 
werden.131

Umgang mit suchtkranken Personen

Im Rahmen der Abschiebung vom Flughafen 
Berlin nach Moldau wurde eine suchtkranke Per-
son, die sich in einem Substitutionsprogramm 
befand, in Zuständigkeit des Bundeslandes Ham-
burg zugeführt und abgeschoben. Auf Nachfrage 

130	Es wird bspw. auf das Modell verwiesen, das durch FRON-
TEX auf Abschiebungsflügen verwendet wird.
131	 Vgl. CPT/Inf (2024) 14, Rn. 52.
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konnten die Begleitärzte am Flughafen nicht mit-
teilen, ob bei der Zuführung des Betroffenen eine 
Ärztin/ein Arzt anwesend war. Auch ob und auf 
welche Weise die Weiterbehandlung der Person 
im Zielland gewährleistet werden könne, war den 
zuständigen Begleitärzten nicht bekannt. Über 
im Zielland bestehende Anlaufstellen für Substi-
tutionspatientinnen und -patienten konnte eben-
falls keine Auskunft gegeben werden.

Im Rahmen der Abschiebung vom Flughafen 
Leipzig/Halle nach Tunesien wurde eine Person 
aus dem Bundesland Hamburg auf Hinwirken 
der anwesenden Begleitärztin von der Bundes-
polizei nicht angenommen, da die Medikation 
im Rahmen des Substitutionsprogramms (Me-
thadon) nicht verabreicht und die erforderlichen 
Medikamente nicht mitgeführt oder nachgelie-
fert worden waren. Die Ärztin begründete ihre 
Entscheidung damit, dass bei einem kalten Ent-
zug eine akute Gefahr für Leib und Leben beste-
he.

Die zuständige Behörde ist verpflichtet, bei 
laufenden Behandlungen dafür Sorge zu tragen, 
dass Personen am Tag der Abschiebung und für 
einen ausreichenden Zeitraum danach Zugang zu 
den erforderlichen Medikamenten haben. Ferner 
sollen die Betroffenen über entsprechende An-
laufstellen im Zielstaat informiert werden.

Vertraulichkeit von Arztgesprächen

In Berlin fanden einige Arztgespräche bereits 
im Annahmebereich statt, in dem sich neben 
diversen Polizeikräften auch Zuführkräfte und 
Verantwortliche der Gepäckkontrolle befanden. 
Die Vertraulichkeit der Gespräche war in diesem 
Rahmen nicht gewährleistet.

Am Flughafen Frankfurt am Main wurden die 
abzuschiebenden Personen während der Annah-
me von dem medizinischen Begleitpersonal hin-
ter einem Sichtschutz nach ihrem Wohlbefin-
den befragt und ggf. weitergehend untersucht. 
Regelhaft wurden dabei die Personenbegleiter 
Luft (PBL) gebeten, bei der Untersuchung oder 
den Gesprächen präsent zu sein, obwohl die ab-
zuschiebenden Personen sich überwiegend ruhig 
verhielten und kein Gefahrenpotenzial erkenn-
bar war.

In Düsseldorf untersuchten der Begleitarzt und 
die Rettungssanitäterin eine Person, um deren 
Vitalwerte zu überprüfen. Zu diesem Zeitpunkt 
befanden sich fünf Polizisten in dem Raum. Zu-

dem stand die Tür zum Wartebereich auf, so-
dass die Untersuchung von außen einsehbar und 
die Konversation für alle sich dort befindenden 
Personen deutlich hörbar war. Eine weitere ab-
zuschiebende Person wurde bereits im Rahmen 
der Zuführung von einem Arzt begleitet. Das 
ärztliche Übergabegespräch fand im Beisein von 
mehreren Polizeibediensteten vor dem Durchsu-
chungsraum statt.

Gespräche zwischen dem medizinischen Be-
gleitpersonal und abzuschiebenden Personen ha-
ben vertraulich zu erfolgen. Für Übergabegesprä-
che zwischen Begleitärztinnen oder -ärzten gilt 
dies ebenfalls.

Die Anwesenheit von Polizeivollzugsbediens-
teten darf nur eine Ausnahme darstellen132 und ist 
im Bedarfsfall zu begründen.

In dieser Hinsicht sieht die Nationale Stelle die 
Stellungnahme des BMI vom 30. April 2025 als 
besonders kritisch an, der zufolge die Anwesen-
heit von PBL und Bodenpersonal bei Gesprächen 
zwischen den eingesetzten Ärztinnen und Ärzten 
und den rückzuführenden Personen sowie ggf. 
bei Behandlungen aus Sicherheitsgründen zwin-
gend erforderlich sei.

2.2.7 – Kameras im  
Rückführungsbereich

Im gesamten Abfertigungsbereich am Flugha-
fen Berlin Brandenburg waren diverse Kameras 
installiert, die als fester Bestandteil der Termi-
nalinfrastruktur zu werten sind. Auf Nachfrage 
konnte die Bundespolizei nicht direkt mitteilen, 
ob diese eingeschaltet waren und wer ggf. Zugang 
zu dem Monitor und etwaigen Aufzeichnungen 
erhalten könnte. Erst im späteren Verlauf wurde 
der Besuchsdelegation mitgeteilt, dass die Kame-
ras während der Maßnahme ausgeschaltet waren.

Eine durchgehende Kameraüberwachung wäh-
rend der Maßnahme würde einen erheblichen 
Eingriff in grundrechtlich geschützte Rechtspo-
sitionen darstellen.

Daher sollen Kameras in Flughafenbereichen, 
die Abschiebungen dienen, während der Maß-
nahme abgeklebt oder abgehangen werden, wie 
dies beispielsweise am Flughafen München der 
Fall ist.

2.2.8 – Kommunikation während der 

132	Vgl. CPT/Inf (2024) 14, Rn. 56; CPT/Inf (2019) 14, Rn. 27.
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Abschiebungsmaßnahme

Die Verständigung zwischen den abzuschie-
benden Personen und den Vollzugsbediensteten 
soll während der gesamten Maßnahme gesichert 
sein.

Dolmetschende Personen spielten auch bei 
den im Jahr 2024 beobachteten Chartermaßnah-
men eine wichtige Rolle, indem sie deeskalierend 
und empathisch auf die abzuschiebenden Perso-
nen einwirkten.

Im Rahmen der Chartermaßnahme vom Flug-
hafen Leipzig/Halle in den Irak wurde ein männ-
licher Dolmetscher eingesetzt. Da bei dieser 
Maßnahme nicht nur Männer abgeschoben wur-
den, wäre eine zusätzliche weibliche Dolmet-
scherin von Vorteil gewesen. In Düsseldorf wur-
de wiederum eine Dolmetscherin eingesetzt, 
obwohl ausschließlich drei männliche Personen 
nach Ägypten abgeschoben wurden. Im Durch-
suchungsraum war die Dolmetscherin demnach 
nicht anwesend, sodass einer Person, die nur 
schlecht Deutsch zu verstehen schien, das an-
stehende Prozedere bezüglich der Durchsuchung 
mit Entkleidung sowie der erfolgenden Fesselung 
nicht verständlich erklärt werden konnte.

Die Nationale Stelle regt an, dass Dolmet-
scherteams bei Sammelrückführungen hinsicht-
lich des Geschlechts divers aufgestellt werden, 
um z.B. gewährleisten zu können, dass bei Bedarf 
die Anwesenheit bei einer Durchsuchung mit 
Entkleidung sichergestellt werden kann.

2.2.9 – Mittellosigkeit

Alle abzuschiebenden Personen sollen über ge-
nügend finanzielle Mittel für die Weiterreise vom 
Flughafen bis zum endgültigen Zielort sowie die 
für diese Strecke notwendige Verpflegung verfü-
gen.

Dies soll auch bei Dublin-Überstellungen ge-
währleistet werden.

Die Nationale Stelle beobachtete erneut, dass 
Personen bei ihrer Ankunft am Startflughafen 
nicht über genügend finanzielle Mittel für die 
Weiterreise vom Flughafen im Zielstaat bis zum 
endgültigen Zielort sowie die für diese Strecke 
notwendige Verpflegung verfügten. Zwar wur-
de das fehlende Handgeld bei den beobachteten 
Maßnahmen von der federführenden Behörde 
am Flughafen ausgezahlt, dies war jedoch mit 

einem hohen verwaltungstechnischen Aufwand 
verbunden.

2.2.10 – Schusswaffen im Rückführungs-
bereich

Am Flughafen in Düsseldorf wurde festgestellt, 
dass die eingesetzten Bodenkräfte der Mobilen 
Kontroll- und Überwachungseinheit (MKÜ) ihre 
Dienstwaffen im Abfertigungsbereich der Maß-
nahme trugen. Die MKÜ ist in Düsseldorf einer-
seits für die Absicherung des Abfertigungsbe-
reichs und des Boardings zuständig, andererseits 
jedoch auch bei den Durchsuchungen mit Ent-
kleidung involviert, die bei dieser Maßnahme bei 
allen Rückzuführenden vollzogen wurden. Auch 
in Berlin fiel auf, dass Bedienstete der Bundespo-
lizei, die für die Sicherung der Bodenabfertigung 
zuständig waren, ihre Dienstwaffen während der 
Maßnahme trugen.

Das BMI teilte in seiner Stellungnahme vom 
30. April 2025 ergänzend mit, dass bei Charter-
maßnahmen einzelne eingesetzte Kräfte – ihrem 
Auftrag entsprechend – dienstlich zugewiese-
ne Führungs- und Einsatzmittel, einschließlich 
Schusswaffen, mit sich tragen würden. Diese wür-
den in speziell gesicherten Sicherheitsholstern 
getragen, die mehrfach gegen fremden Zugriff ge-
schützt seien. In Verbindung mit der umfassen-
den Ausbildung aller waffentragenden Beamtin-
nen und Beamten im Umgang mit Schusswaffen 
sehe das Ministerium daher kein erhöhtes Ge-
fährdungspotenzial.

Die Nationale Stelle erkennt an, dass es erfor-
derlich sein kann, dass das Bodenpersonal der 
Polizei Waffen trägt, z.B. wenn es um die Ein-
dämmung externer Sicherheitsrisiken geht, die 
den Ablauf der Maßnahme stören oder die eine 
Gefahr für die Sicherheit und Ordnung am Flug-
hafen darstellen können. Sie ist allerdings der 
Auffassung, dass dies nicht der Fall sein darf, 
wenn es zu engem Körperkontakt mit den ab-
zuschiebenden Personen und ggf. zu hektischen 
Situationen kommen kann, da dies ein erhöhtes 
Gefährdungsrisiko in sich birgt. Dies ist aus ihrer 
Sicht der Fall, wenn – wie am Flughafen Düssel-
dorf beobachtet – die zuständigen Bediensteten 
ihre Waffen während der Durchsuchung mit Ent-
kleidung tragen.

Bei Abschiebungsmaßnahmen soll grundsätz-
lich auf das Tragen von Waffen verzichtet werden.
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Dahingehend wird am Flughafen Frankfurt am 
Main im Bereich der Bodenabfertigung in Form 
von Plakaten darauf hingewiesen, dass seit dem 
1. Oktober 2022 keine Schusswaffen im Rückfüh-
rungsdienst erlaubt sind. Mit der Ausnahme von 
einzelnen Zuführkräften wurde diese Regelung 
im Rahmen der begleiteten Sammelrückführung 
konsequent umgesetzt.

2.3 – Fazit

Seit dem Jahr 2013 hat die Nationale Stelle ins-
gesamt 46 Abschiebungsmaßnahmen begleitet. 
Im Laufe ihrer Beobachtungen und des kontinu-
ierlichen Austauschs mit den zuständigen Auf-
sichtsbehörden konnte sie eine positive Entwick-
lung verzeichnen. Sie möchte insbesondere die 
professionelle Handhabung durch die Bundes-
polizei von Situationen, die ein deeskalierendes 
Verhalten erfordern, und den empathischen Um-
gang der eingesetzten Beamtinnen und Beamten 
mit Kindern hervorheben.

Da es bei Abschiebungen regelmäßig zu men-
schenrechtlich relevanten Vorkommnissen wie 
Familientrennungen und der Anwendung von 
Zwangsmaßnahmen (darunter Zwangsmedi-
kationen) kommt, bleibt eine wirksame Über-
wachung allerdings unabdingbar. Im Hinblick 
darauf sind die rechtzeitige Benachrichtigung 
der Nationalen Stelle über anstehende Abschie-
bungsmaßnahmen wie auch die Beachtung ihrer 
Standards zentrale Faktoren.

Mit Blick auf bestehende Problemlagen wird 
eine veränderte Bewertung einzelner Aspekte 
durch das BMI erkennbar. So wird nunmehr etwa 
die Anwesenheit von Polizeikräften bei ärztli-
chen Gesprächen mit Rückzuführenden pauschal 
als „zwingend geboten“ eingestuft – während dies 
zuvor als Ausnahmefall dargestellt wurde.

Besorgt zeigt sich die Nationale Stelle darüber, 
dass ihr im Berichtszeitraum mehrere Charter-
maßnahmen nicht angekündigt wurden, sodass 
sie an der Ausübung ihres völkerrechtlich veran-
kerten Mandats gehindert wurde. Im Falle der 
Afghanistan-Chartermaßnahme vom 30. August 
2024 wurde ihr zudem der Zugang zu grundlegen-
den Informationen verweigert. Erst am 2. Mai 
2025 wurde ihr mitgeteilt, dass zu diesem Flug 
keinerlei Dokumentation vorliege. Sollte dies zu-
treffen, stellt schließlich auch dieser Sachverhalt 
ein äußerst ernstzunehmendes Problem dar.
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1 – Abschiebungshaft
Im Jahr 2024 besuchte die Nationale Stelle die 

Einrichtung für Abschiebungshaft Hof (Bayern) 
sowie die Abschiebungshafteinrichtung für Ge-
fährder Berlin.

Diesbezüglich hat sie u.a. folgende Punkte posi-
tiv bewertet:

	+ In der Abschiebungshafteinrichtung für Ge-
fährder Berlin übernimmt das Bundesland 
vollständig die Kosten für Telefonate der un-
tergebrachten Personen, einschließlich der 
Anrufe in Nicht-EU-Staaten.

	+ In der Einrichtung für Abschiebungshaft Hof 
ist die Hausordnung in Piktogrammform am 
Infobrett jeder Abteilung ausgehängt.

Den besuchten Einrichtungen wurden im We-
sentlichen Empfehlungen zu folgenden Punkten 
gegeben:

1.1 – Abstandsgebot

Gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union soll die Ausgestaltung der 
Abschiebungshaft sich grundsätzlich mit Blick 
auf die Unterbringungsbedingungen, die vollzugs-
spezifischen Freiheitsbeschränkungen und die Si-
cherheitsvorkehrungen deutlich vom Strafvollzug 
abheben.133 Die Bedingungen der Unterbringung 
sollen zudem so ausgestaltet sein, „dass sowohl die 
von der Charta garantierten Grundrechte als auch 
die in Artikel 16 Abs. 2 bis 5 und 17 der [Rückfüh-
rungs-]Richtlinie verankerten Rechte beachtet 
werden“.134 Um diese Unterscheidbarkeit klar ab-
bilden zu können, ist für den Vollzug von Abschie-
bungshaft und Ausreisegewahrsam eine spezielle 
Rechtsgrundlage zu schaffen.

1.1.1 – Rechtsgrundlage für den Vollzug 
von Abschiebungshaft

Da sich Abschiebungshaft und Ausreisegewahr-
sam hinsichtlich der Unterbringungsbedingun-

133	 EuGH, Urteil vom 17.07.2014, Az.: C-473/13 und C-514/13; 
EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 54.
134	EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 57 und 
104.

gen von der Strafhaft unterscheiden sollen135 und 
Grundrechtseingriffe, die über die Unterbringung 
in einer solchen Einrichtung hinausgehen, einer 
eigenen gesetzlichen Grundlage bedürfen,136 ist 
für den Vollzug von Abschiebungshaft und Aus-
reisegewahrsam eine spezielle Rechtsgrundlage 
zu schaffen.

In Zusammenhang mit Artikel 16 Abs. 1 Rück-
führungsrichtlinie, der die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union dazu verpflichtet, Abschie-
bungshaft grundsätzlich in einer speziellen Ein-
richtung zu vollziehen, haben viele Bundesländer 
den bis dahin praktizierten Vollzug der Abschie-
bungshaft gemäß §§ 62 und 62a des Aufenthalts-
gesetzes in Justizvollzugsanstalten in Amtshilfe 
als nicht mehr zulässig bewertet137 und spezielle 
rechtliche Regelungen für den Vollzug von Ab-
schiebungshaft geschaffen. Schließlich dient der 
Vollzug der Abschiebungshaft ausschließlich der 
Sicherung der Abschiebung.138

Während Baden-Württemberg, Berlin,  
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Schleswig-
Holstein ein solches Abschiebungshaftvollzugs-
gesetz besitzen und in Rheinland-Pfalz139 und 
Niedersachsen ein entsprechender Gesetzent-
wurf vorliegt, hat das Bundesland Bayern noch 
immer keine eigene gesetzliche Grundlage ge-
schaffen.

Ein eigenständiges Abschiebehaftvollzugsge-
setz sorgt für mehr Rechtssicherheit und Trans-
parenz, indem es klare Vorgaben zu den Rechten 
der betroffenen Personen und den Pflichten der 
Behörden definiert. Darüber hinaus ermöglicht 
es eine gezielte Berücksichtigung der Bedarfe von 
besonders schutzbedürftigen Personen und för-
dert Maßnahmen zur Rückkehr, um die Betroffe-
nen bestmöglich auf ihre Ausreise vorzubereiten.

135	 Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über gemeinsame Normen und Ver-
fahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhäl-
tiger Drittstaatsangehöriger vom 16.12.2008.
136	BVerfG, Urteil vom 31.05.2006, Az.: 2 BvR 1673/04.
137	Vgl. etwa Vorwort des Entwurfs des Gesetzes über den Voll-
zug der Abschiebungshaft in Baden-Württemberg, Drucksa-
che 15 / 7614, vgl. auch Stellungnahme DAV zum Sächsischen 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz, S. 12 f. sowie Stellungnahme 
DAV zum Hessischen Abschiebungshaftvollzugsgesetz, S. 39 f.
138	So auch BVerfG, Beschluss vom 16.05.2007, 2 BvR 2106/05, 
Rn. 19, 21f.
139	Zu diesem konnte die Nationale Stelle am 13.09.2024 Stel-
lung nehmen, https://www.nationale-stelle.de/aktuelles/stel-
lungnahmen-zu-gesetzentwuerfen.html.
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1.1.2 – Unterbringungsbedingungen

Freiheitsentziehung, die ausschließlich der 
Vorbereitung und Sicherung der Abschiebung 
dient, muss sich hinsichtlich der Unterbringungs-
bedingungen deutlich von der Strafhaft unter-
scheiden. Das Abstandsgebot soll gerade dem 
Wohl der in Abschiebungshaft untergebrachten 
Personen dienen.

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung ist 
sicherzustellen, dass „der Zwang, dem die Dritt-
staatsangehörigen in Abschiebungshaft ausge-
setzt sind, auf das Maß [beschränkt wird], das 
unbedingt erforderlich ist, um ein wirksames 
Rückkehrverfahren zu gewährleisten, und [dass] 
so weit wie möglich vermieden wird, dass die Un-
terbringung einer Inhaftierung in einer Gefäng-
nisumgebung gleichkommt, wie sie für eine Straf-
haft gekennzeichnet ist“.140

Demgegenüber sieht die Nationale Stelle die 
auffallend hohe Anzahl an besonderen Siche-
rungsmaßnahmen und Disziplinarmaßnahmen 
in der Einrichtung für Abschiebungshaft Hof  
(Bayern) als besonders kritisch. In der Zeit vom 
1. Januar 2023 bis zum 31. Juli 2024 wurden insge-
samt 77 Disziplinarmaßnahmen vollzogen, dar-
unter 33 getrennte Unterbringungen während der
Freizeit über eine Dauer von bis zu vier Wochen
sowie zwei Arrestmaßnahmen mit einer Dauer
von jeweils fünf und zehn Tagen.

Zudem wurden in insgesamt 412 Fällen beson-
dere Sicherungsmaßnahmen ausgesprochen, 349 
ständige Beobachtungen mit technischen Mit-
teln (Kameraüberwachung) sowie 63 Unterbrin-
gungen im besonders gesicherten Haftraum.

Die Durchführung der Kameraüberwachung 
erfolgte über eine Dauer von bis zu 44 Tagen.

Eine Unterbringung mit permanenter Kame-
raüberwachung stellt einen erheblichen Eingriff 
in grundrechtlich geschützte Rechtspositionen 
dar.141

Bei der Unterbringung im besonders gesicher-
ten Haftraum handelt es sich um eine eingriffs-
intensivere Form der Absonderung. Der isolie-
rende Charakter dieser Maßnahme wird durch 
die spärliche Ausstattung der Räume sowie durch 

140	BGH, Beschluss vom 05.12.2023, Az.: XIII ZB 45/22, juris 
Rn. 16.
141	BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, Az.: 2 BvR 1111/13, Rn. 
32.

die zusätzlich angeordnete Kameraüberwachung 
und ggf. den Entzug der Bewegung im Freien ver-
schärft.

Unterbringungen im besonders gesicherten 
Haftraum sind lediglich als ultima ratio und unter 
klaren und engen Voraussetzungen anzuordnen.

Daher regt die Nationale Stelle an, eine vorbeu-
gende Kontrolle dieser Maßnahmen durch eine 
unabhängige und neutrale Instanz zu gewährleis-
ten (Richtervorbehalt).

Die Dauer der Unterbringungen im besonders 
gesicherten Haftraum betrug in der Einrichtung 
für Abschiebungshaft Hof (Bayern) bis zu 16 
Tage.

Erstreckt sich eine Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum über einen längeren 
Zeitraum, bestehen erhebliche Zweifel, ob diese 
in Anbetracht der langen Dauer verhältnismäßig 
sein kann. Insbesondere steht diese Vorgehens-
weise im Kontrast zur Begründung der Maßnah-
me, welche sich auf den „akuten Zustand“142 der 
betroffenen Person und die damit verbundene 
Gefahr von Selbstverletzung, Suizid oder Ge-
walttätigkeiten stützt. In den Fällen, in denen ein 
solcher Akutzustand andauert, sind Maßnahmen 
zu ergreifen, die diesem entgegenwirken; u.a. ist 
der psychiatrische Dienst beizuziehen.

Unterbringungen im besonders gesicherten 
Haftraum sind so kurz wie möglich zu halten.

1.2 – Außenkontakte

Aus der Übersicht der Besuchszeiten der Ein-
richtung für Abschiebungshaft Hof (Bayern) 
geht hervor, dass diese sich an den Wochenta-
gen auf den Vormittag von 08:00 bis 11:30 Uhr 
sowie den Nachmittag von 13:00 bis 16:00 Uhr 
beschränken. Eine Besuchsmöglichkeit am spä-
ten Nachmittag besteht somit nicht. Besuche 
an Wochenenden oder Feiertagen müssen vorab 
(bis spätestens Mittwoch 16:00 Uhr vor dem be-
absichtigten Besuchswochenende) angemeldet 
werden und finden ausschließlich in der Zeit zwi-
schen 13:15 und 14:15 Uhr statt.

Insbesondere für Besucherinnen und Besucher 
mit zeitaufwändiger Anreise, für berufstätige An-
gehörige und für Familien können die festgeleg-
ten Besuchszeiten hohe Hürden darstellen.

142	Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze Kommen-
tar, 8. Auflage, 2021, II § 78 42, S. 688.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800 – 68 –



69

Ausreisepflichtigen soll möglichst uneinge-
schränkter Besuch, insbesondere von Angehöri-
gen, ermöglicht werden. Um dies wirksam um-
zusetzen, sollen die Besuchszeiten ausgeweitet 
werden.

Während die Nationale Stelle positiv bewertet, 
dass die in der Einrichtung für Abschiebungshaft 
Hof (Bayern) untergebrachten Personen kosten-
frei weltweit mit ihren Bezugspersonen telefo-
nieren können und die jeweiligen Telefonate nach 
Aussage der Einrichtungsleitung nicht überwacht 
werden, erachtet sie es als problematisch, dass die 
tägliche Telefonzeit auf maximal 30 Minuten be-
schränkt ist. Zudem können die untergebrachten 
Personen keine Anrufe entgegennehmen (auch 
nicht von einem Rechtsbeistand o.ä.).

Der Zugang zur Kommunikation mit Rechts-
beiständen und Angehörigen ist für Menschen in 
Abschiebungshaft von essenzieller Bedeutung.

Personen in Abschiebungshaft soll während ih-
rer Unterbringung der Telefonkontakt mit einem 
Rechtsbeistand in uneingeschränktem Umfang 
ermöglicht werden.

Dies soll auch in Bezug auf ihre Familie und das 
Heimatland gewährleistet werden, damit die un-
tergebrachten Personen den Kontakt aufrecht-
erhalten oder aufnehmen können und um ihre 
Rückkehr zu erleichtern.

1.3 – Mehrfachbelegung

Eine regelmäßige Unterbringung in Einzelräu-
men soll gewährleistet werden.

In der Abschiebungshafteinrichtung Hof  
(Bayern) werden Gemeinschaftszimmer zum 
Teil mit bis zu drei Personen belegt.

Selbst bei einer ausreichenden Raumgröße 
kann sich eine Mehrfachbelegung belastend aus-
wirken sowie Krisen und Konflikte zwischen 
den untergebrachten Personen begünstigen. Die 
mangelnde Privatsphäre kann Aggressionen aus-
lösen und Zwischenfälle provozieren.

1.4 – Durchsuchung mit vollständiger Ent-
kleidung

Ist eine vollständige Entkleidung erforderlich, 
soll eine die Intimsphäre schonende Praxis der 
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei 
der jeweils eine Körperhälfte bekleidet bleibt.

In der Abschiebungshafteinrichtung Hof  
(Bayern) werden Durchsuchungen, die mit einer 
vollständigen Entkleidung verbunden sind, nicht 
auf eine die Intimsphäre schonende Weise – wie 
bspw. in zwei Phasen – durchgeführt.

Da es sich bei einer solchen Maßnahme um ei-
nen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht handelt, soll die Praxis der 
Entkleidung so schonend wie möglich erfolgen.

2 – Bundes- und  
Landespolizei

Im Jahr 2024 führte die Nationale Stelle Be-
suche in insgesamt 13 Polizeidienststellen der 
Bundes- und Landespolizei durch. Dazu zählten 
das Polizeigewahrsam Berlin City,143 die Polizei-
inspektion Magdeburg (Sachsen-Anhalt) sowie 
die Bundespolizeiinspektion Klingenthal. Im 
Rahmen der UEFA EURO besuchte sie zudem 
die Stadionwache im Olympiastadion (Berlin), 
das Zentrale Gewahrsam des Polizeipräsidiums 
Frankfurt am Main (Hessen), die Polizeipräsidi-
en Dortmund, Düsseldorf144 und Gelsenkirchen 
(Nordrhein-Westfalen), das Zentrale Polizeige-
wahrsam der Polizeidirektion Leipzig (Sachsen), 
die Bundespolizeiinspektionen Berlin Haupt-
bahnhof,145 Düsseldorf146 und Leipzig sowie das 
Bundespolizeirevier Gelsenkirchen. Die Be-
obachtungen hinsichtlich des polizeilichen Han-
delns im Zusammenhang mit der UEFA Euro 
2024 sind Gegenstand des Schwerpunktkapitels 
Polizeieinsätze.147

Im Rahmen ihrer Besuche im Bereich der Lan-
des- und Bundespolizei hat die Nationale Stelle 
u.a. Folgendes positiv bewertet:

	+ Die Verfügung zur körperlichen Durchsu-
chung mit vollständiger Entkleidung in der 
Polizeiinspektion Berlin City sieht eine 
die Intimsphäre der Betroffenen schonen-

143	Es handelte sich hierbei um einen zweiten Besuch, der erste 
Besuch erfolgte im Jahr 2012.
144	Es handelte sich hierbei um einen zweiten Besuch, der erste 
Besuch erfolgte am 09.06.2021.
145	Es handelte sich hierbei um einen zweiten Besuch, der erste 
Besuch erfolgte im Jahr 2012.
146	Es handelte sich hierbei um einen zweiten Besuch, der erste 
Besuch erfolgte am 13.11.2019.
147	Die dabei gewonnenen Erkenntnisse und Feststellungen 
sind daher nicht Bestandteil dieses Kapitels.
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de Vorgehensweise in zwei Phasen vor: zu-
nächst die Entkleidung des Oberkörpers, 
anschließend die des Unterkörpers. Darüber 
hinaus haben trans- und intergeschlechtli-
che Personen das Recht, bei berechtigtem 
Interesse die Durchsuchung durch eine Per-
son des von ihnen gewünschten Geschlechts 
durchführen zu lassen.

	+ Im Polizeipräsidium Düsseldorf  
(Nordrhein-Westfalen) werden Sitzwürfel 
vorgehalten, um den in Gewahrsam genom-
menen Personen zu ermöglichen, eine nor-
male Sitzposition einzunehmen.

Den besuchten Dienststellen wurden im We-
sentlichen Empfehlungen zu folgenden Themen 
gegeben:

2.1 – Ausstattung der Gewahrsamsräume

2.1.1 – Fenster

Die Gewahrsamsräume der Stadionwache im 
Olympiastadion (Berlin), der Bundespolizeiin-
spektionen Berlin Hauptbahnhof, Dortmund, 
Düsseldorf und des Bundespolizeireviers Gel-
senkirchen verfügten nicht über Fenster.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam 
soll natürlicher Lichteinfall vorhanden sein. Ab 
einer Unterbringungsdauer von mehr als 24 Stun-
den soll die Möglichkeit geschaffen werden, un-
gehindert nach draußen zu sehen.

2.1.2 – Kopfunterlage

Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die 
Ausstattung der Räume die Menschenwürde 
nicht beeinträchtigt. Diese sollen u.a. mit einer 
schwer entflammbaren, abwaschbaren Matratze 
und einer Kopfunterlage ausgestattet sein.

Personen, die im Gewahrsam Berlin City un-
tergebracht waren, erhielten keine Matratze, so-
dass sie auf einer Liege mit harter Holzunterlage 
schlafen mussten.

Auch der CPT forderte in seinem Bericht vom 
14. September 2022 erneut eindringlich dazu auf, 
unverzüglich dafür Sorge zu tragen, dass die seit 
langem bestehende Empfehlung, allen Personen, 
die sich über Nacht in Polizeigewahrsam befin-
den, eine saubere (und, falls notwendig, abwasch-
bare) Matratze und saubere Decken zur Verfü-

gung zu stellen, umgesetzt wird.148

Im Gewahrsam Berlin City und der Polizeiin-
spektion Magdeburg (Sachsen-Anhalt) wurde 
den Betroffenen keine Kopfunterlage zur Verfü-
gung gestellt.

In diesem Zusammenhang möchte die  
Nationale Stelle auf die Landespolizei des  
Saarlandes verweisen, die Kopfunterlagen für 
alle Personen im Gewahrsam vorhält.

2.1.3 – Sitzgelegenheit

Im Gewahrsam sind Lösungen zu finden, die es 
den betroffenen Personen ermöglichen, eine nor-
male Sitzposition einzunehmen.

In einem Teil der Gewahrsamsräume (sog. Be-
obachtungszellen mit reduzierter Ausstattung) 
der Polizeiinspektion Magdeburg (Sachsen-An-
halt) war keine Sitzgelegenheit in allgemein üb-
licher Sitzhöhe vorhanden.

Bei einer Unterbringungsdauer von mehreren 
Stunden ist ein Verweilen im Stehen oder am Bo-
den sitzend menschenunwürdig.

Das Ministerium für Inneres und Sport des 
Landes Sachsen-Anhalt teilte in seiner Stellung-
nahme vom 10. April 2025 mit, dass geprüft wer-
den müsse, ob eine nachträgliche Ausstattung der 
Beobachtungszellen realisierbar sei. Eine kurz-
fristige Umsetzung der Empfehlung sei nicht 
möglich. Angesichts der engen Kontrollintervalle 
und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes erfolge 
eine Verlegung in Räume mit Sitzgelegenheit, so-
bald es der Zustand der Betroffenen zulasse.

Die Nationale Stelle sieht den Zeitraum bis zu 
einer möglichen Verlegung, der mehrere Stunden 
betragen kann, kritisch. Auch in dieser – meist 
sensiblen – Phase ist es aus ihrer Sicht erforder-
lich, eine Sitzmöglichkeit zur Verfügung zu stel-
len. Dies kann zumindest übergangsweise durch 
eine provisorische oder mobile Sitzgelegenheit 
wie bspw. einen Sitzwürfel geschehen, solange 
eine bauliche Nachrüstung geprüft wird.

2.2 – Bewegung im Freien

Bei dem Besuch des Gewahrsams Berlin City 
wurde der Nationalen Stelle mitgeteilt, dass den 
dort untergebrachten Personen der Zugang zur 
frischen Luft verwehrt werde, obwohl ihre Un-
terbringung bis zu 48 Stunden dauern kann und 
eine Gewahrsamsdauer von 30 Stunden nicht un-

148	CPT/Inf (2022) 18, Rn 24.
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gewöhnlich ist.

Allen Personen, die sich über eine Dauer von 
mehr als 24 Stunden im Gewahrsam befinden, 
soll täglich die Möglichkeit zur Bewegung im 
Freien gegeben werden.149

2.3 – Einsicht in den Toilettenbereich

Die Privat- und Intimsphäre der in Gewahrsam 
genommenen Personen ist zu wahren. Es ist auf 
jeden Fall sicherzustellen, dass Betroffene nicht 
bei der Toilettennutzung beobachtet werden.

In der besuchten Bundespolizeiinspektion 
Klingenthal steht für Personen im Gewahrsam 
ein Toilettenraum zur Verfügung, dessen Türe mit 
einem Spion versehen ist, welcher eine vollstän-
dige Überwachung des Raums von außen ermög-
licht.

Bereits das Bewusstsein um eine jederzeit mög-
liche Beobachtung durch Dritte kann eine starke 
seelische Belastung bewirken.150

2.4 – Fesselung

2.4.1 – Fesselungsmaterialien

Im Gewahrsam Berlin City und den Gewahr-
samseinrichtungen der Bundespolizei werden 
metallene Handfesseln verwendet.

Die Verwendung von metallenen Fesseln birgt 
für die betroffenen Personen ein hohes Verlet-
zungsrisiko.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen für Fesselungen im Gewahr-
sam Handfixiergürtel aus Textil,151 die arretiert 
werden können, vorgehalten und verwendet wer-
den.

Dahingehend verweist die Nationale Stelle auf 
die Polizeiinspektion Dresden (Sachsen); in Fäl-
len, in denen eine Fesselung im Gewahrsam un-
bedingt notwendig ist, wird dort ein Handfixier-
system aus Textil verwendet, das arretierbar ist.152

149	Vgl. CPT/Inf (2002) 15, Rn. 47.
150	BGH, Urteil vom 08.05.1991, Az.: 5 AR Vollz 39/90.
151	 Es wird bspw. auf das Modell der Firma Segufix oder der Fir-
ma Bonowi verwiesen.
152	Bericht der Nationalen Stelle zum Besuch der Polizeiins-
pektion Dresden vom 11.10.2022.

2.4.2 – Fixierungsähnliche Fesselung

Das Anbinden von Personen an der Wand oder 
an einen sonstigen Gegenstand beeinträchtigt 
die Menschenwürde und ist zu unterlassen.

Als besonders kritisch erachtet die Nationale 
Stelle, dass im Gewahrsam Berlin City die Mög-
lichkeit besteht, dort untergebrachte Personen – 
ggf. in gefesseltem Zustand – an die sich im Ge-
wahrsamsraum befindende Liege anzubinden.

Diese Verfahrensweise birgt die Gefahr des 
Eintritts erheblicher Gesundheitsschäden für die 
Betroffenen und ist umgehend abzustellen.

2.5 – Kameraüberwachung

2.5.1 – Erkennbarkeit

Die betroffene Person muss in geeigneter Wei-
se, z.B. durch Piktogramme, auf die Kamera-
überwachung hingewiesen werden. Die bloße 
Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht 
ausreichend. Für die betroffene Person soll auch 
erkennbar sein, ob die Überwachungskamera 
eingeschaltet ist.

Bei den installierten Kameras in den Ge-
wahrsamsräumen der Polizeiwache Süd des 
Polizeipräsidiums Gelsenkirchen (Nordrhein-
Westfalen), der Polizeiinspektion Magdeburg  
(Sachsen-Anhalt) sowie der Bundespolizeiins-
pektionen Klingental und Leipzig war nicht er-
kennbar, ob diese eingeschaltet sind.

2.5.2 – Wahrung der Intimsphäre

In der Bundespolizeiinspektion Klingental 
befindet sich in einem Vorraum ein Waschbe-
cken, das die in Gewahrsam genommenen Per-
sonen nutzen können. So wird den Betroffenen 
ein Mindestmaß an persönlicher Hygiene ermög-
licht.

Allerdings werden die Personen, die sich in 
diesem Raum waschen dabei vollständig von der 
dort installierten Überwachungskamera erfasst.

Die permanente Kameraüberwachung eines 
Waschraums, welche erheblich in die Privat- und 
Intimsphäre Betroffener eingreift, ist an enge Vo-
raussetzungen gebunden. U.a. ist die Intimsphäre 
der Betroffenen zu wahren. Dies kann beispiels-
weise durch eine Verpixelung sichergestellt wer-
den.
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3 – Bundeswehr
3.1 – Einführung

Im Jahr 2024 besuchte die Nationale Stelle die 
Vollzugseinrichtung der Pionierkaserne Gera. 
Zusätzlich führte sie am 13. November 2024 ein 
Austauschgespräch mit dem Territorialen Füh-
rungskommando der Bundeswehr. Letzteres 
diente dem Zweck, eine wirksame und zeitnahe 
Umsetzung der Standards der Nationalen Stelle 
zu fördern und mögliche unterschiedliche Stand-
punkte bzw. Perspektiven zu erörtern.

+ In diesem Zusammenhang bewertet die Na-
tionale Stelle positiv, dass Fortbildungen
zu Themen wie besondere Betreuungsnot-
wendigkeit, seelsorgerische Begleitung, so-
ziale Bindungen, ärztliche Konsultationen,
Selbstverletzungsgefahren und Präventions-
möglichkeiten regelmäßig durch das Territo-
riale Führungskommando der Bundeswehr
angeboten werden. Im Rahmen der Besuche
des Territorialen Führungskommandos von
Standorten, an denen Arrestmaßnahmen
durchgeführt werden, bestehen zudem an-
lassbezogene konkrete Beratungsmöglich-
keiten hinsichtlich der Vorbereitung einer
jeweiligen Vollzugsmaßnahme.

Die Handlungssicherheit der zuständigen Be-
diensteten in der besonderen Situation des Frei-
heitsentzugs zu fördern, ist umso wichtiger, als 
die Anzahl der Arrestmaßnahmen und damit die 
Erfahrungswerte gering ausfallen; im Jahr 2024 
waren 91 Arresttage für zehn Personen zu ver-
zeichnen. Der Umgang mit Arrestpersonen er-
fordert spezifische Kenntnisse hinsichtlich der 
Rechte von Personen im Freiheitsentzug, Suizid-
prophylaxe und Deeskalation.

Während des Gesprächs wurde neben der Fort- 
und Weiterbildung der zuständigen Bediensteten 
und der adäquaten Ausstattung der Arresträume 
auch die Verfahrensweise hinsichtlich der Fest-
stellung der Vollzugstauglichkeit der Arrestper-
sonen erörtert. Diese kann in Form einer medizi-
nischen Untersuchung durch die Truppenärztin/
den Truppenarzt erfolgen. Eine weitere Mög-
lichkeit besteht allerdings noch immer darin, 
die Arrestperson von ihrer oder ihrem nächsten 
Disziplinarvorgesetzten zur Vollzugstauglichkeit 
anzuhören. Erhebt die Arrestperson Bedenken 
oder bestehen sonstige Anhaltspunkte dafür, dass 

der Gesundheitszustand der Arrestperson den 
Vollzug nicht zulässt, ist nach § 7 Satz 1 BwVoll-
zO eine ärztliche Untersuchung zu veranlassen.

Die Nationale Stelle regte erneut an, die Voll-
zugstauglichkeit grundsätzlich im Rahmen einer 
ärztlichen Untersuchung zu prüfen.

Der Gesundheitszustand der Arrestperson und 
ggf. die damit einhergehende Notwendigkeit ei-
ner ärztlichen Behandlung kann aus Sicht der Na-
tionalen Stelle bei der üblichen Arrestdauer von 
mehr als einer Nacht153 ausschließlich im Rahmen 
einer ärztlichen Untersuchung ermittelt werden. 
Darüber hinaus können auf diese Weise etwai-
ge Anzeichen von psychischem oder sonstigem 
Stress festgestellt werden.

3.2 – Besuchstätigkeit

Das Gebäude der Pionierkaserne, in welchem 
sich der Arrestbereich befand, wurde zum Zeit-
punkt des Besuchs renoviert, die betreffenden 
Räume sollen zukünftig einer anderen Nutzung 
zugeführt werden.

Im Rahmen ihres Besuchs sprach die Nationale 
Stelle eine Empfehlung zur Ausstattung der Ar-
resträumlichkeiten aus.

Ausstattung der Arresträume - Fenster

Die Arresträume der Pionierkaserne Gera wa-
ren mit Milchglasfenstern ausgestattet, was den 
Zugang zum Tageslicht mindert, und keine Mög-
lichkeit bietet, ungehindert nach draußen zu 
schauen.

Hierbei ist zwischen Situationen, in denen die 
betroffene Person am Dienst teilnimmt, und Si-
tuationen, in denen dies nicht der Fall ist, klar zu 
unterscheiden. Wenn die Arrestperson nicht am 
Dienst teilnimmt und sich folglich auch tagsüber 
im Arrestraum aufhält,154 ist der fehlende Zugang 
zum Tageslicht besonders schwerwiegend. Dies 
gilt auch für Arrestmaßnahmen am Wochenende, 
an denen keine Möglichkeit zur Teilnahme am ge-
meinsamen Dienst besteht.

In Arresträumen der Bundeswehr sind ein na-
türlicher Lichteinfall sowie eine ungehinderte 

153	 Im Jahr 2024 wurden Maßnahmen mit einer Dauer von bis 
zu 16 Tagen vollstreckt.
154	Dies war laut Angaben des Territorialen Führungskomman-
dos in ca. 25 % der im Jahr 2024 durchgeführten Maßnahmen 
der Fall.
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Sicht nach draußen sicherzustellen.

Zwar sind in der Pionierkaserne Gera dahin-
gehend keine baulichen Maßnahmen notwendig, 
solange in den betreffenden Räumen keine Ar-
restmaßnahmen vollzogen werden. Die Nationa-
le Stelle nutzte aber die Gelegenheit, um erneut 
anzuregen, ihre Empfehlung in allen Kasernen, in 
denen Arrest durchgeführt wird, umzusetzen.

4 – Freiheitsentziehende 
Unterbringung von Kin-
dern und Jugendlichen

Nachdem die Nationale Stelle im Jahr 2022 
einen Fokus auf Freiheitsentziehungen von Kin-
dern und Jugendlichen gelegt hatte,155 besuchte 
sie im Jahr 2024 eine geschlossene Einrichtung 
der Kinder- und Jugendhilfe in Bayern, „die u.a. 
mit freiheitsentziehenden Maßnahmen arbei-
te[t]“156, und ebenfalls in Bayern eine Einrich-
tung der Kinder- und Jugendpsychiatrie (KJP)157.

Die thematische Zusammenführung beider 
Unterbringungsformen in diesem Kapitel ergibt 
sich daraus, dass die Nationale Stelle regelmäßig 
feststellen konnte, dass Minderjährige in indivi-
duell geschlossenen Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe bereits Erfahrungen mit einer 
Unterbringung in der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie gemacht hatten.

Feststellungen der Nationalen Stelle können 
auch bereichs- bzw. einrichtungsübergreifend 
ausgesprochen werden, wie bspw. im Folgenden:

4.1 – Bewegung im Freien

In der besuchten Einrichtung der Kinder- und 
Jugendhilfe wurde berichtet, dass die Kinder und 
Jugendlichen, die geschlossen untergebracht 
sind, teilweise nur eine halbe Stunde Ausgang am 
Tag erhalten. Die zeitliche Begrenzung der Bewe-
gung im Freien werde bspw. nach Entweichungs-
vorfällen vorgenommen.

In der besuchten Einrichtung der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie wurde mitgeteilt, dass den Pa-
tientinnen und Patienten nach wie vor keine re-

155	Siehe Jahresbericht 2022 der Nationalen Stelle, Kapitel IV, 
https://www.nationale-stelle.de/publikationen.html.
156	Siehe dazu die Angaben des Arbeitskreises GU14plus,  
https://www.gu14plus.de/ (abgerufen am 27.02.2025).
157	Hierbei handelte es sich um einen zweiten Besuch.

gelmäßige, tägliche Möglichkeit zum Aufenthalt 
im Freien gewährt werden könne. Die einzige 
Möglichkeit stelle ein entfernt gelegener Außen-
bereich dar, der aus Sicherheitsgründen nur in 
Begleitung von Mitarbeitenden besucht werden 
könne. In dem bereits bei dem ersten Besuch der 
Nationalen Stelle im Jahr 2022 thematisierten ge-
planten Neubau ist zwar eine Dachterrasse zum 
Aufenthalt im Freien vorgesehen, die Perspektive 
eines solchen Neubaus ist allerdings nicht ausrei-
chend, um den aktuellen Mangel zu mildern.

Aus Sicht der Nationalen Stelle sind die o.g. 
Einschränkungen nicht annehmbar. Selbst im 
Strafvollzug wird gewährleistet, dass jede Per-
son die Möglichkeit erhält, sich mindestens eine 
Stunde täglich im Freien aufhalten zu können.158 
Die Bewegung an der frischen Luft besitzt einen 
eigenen Gesundheitswert, der durch keine ande-
re Maßnahme ersetzt werden kann und ist zent-
ral für die Entwicklung der jungen Menschen. In 
vergleichbaren Einrichtungen ist dies durch ein 
gesichertes Außengelände oder die Begleitung 
von ausreichend Personal möglich.

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
wird, soll täglich mindestens eine Stunde die 
Möglichkeit zur Bewegung im Freien gegeben 
werden. Kindern und Jugendlichen soll dies noch 
deutlich umfangreicher ermöglicht werden.

Darüber hinaus musste die Nationale Stelle 
feststellen, dass einige Empfehlungen aus dem 
ersten Besuch der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
in Bayern159 nicht umgesetzt worden waren:

4.2 – Beschwerdemanagement

Auf der Akutstation gab es zum Zeitpunkt des 
Besuchs für die Patientinnen und Patienten die 
Möglichkeit, Beschwerden über therapeutische 
Mitarbeitende mündlich oder über das klinik-
eigene Beschwerdemanagement auch schriftlich 
vorzubringen.

Es fehlte allerdings die Möglichkeit der anony-
men Abgabe von Beschwerden – z.B. eine telefo-
nische Hotline einer Ombudsstelle, wie sie auch 
für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
in Bayern organisiert ist.160 In vergleichbaren 
Einrichtungen stehen hierzu bspw. Beschwerde-

158	Art. 66 BayStVollzG.
159	Der erste Besuch der Einrichtung fand am 09.03.2022 statt.
160	https://ombudsstelle-augsburg.de/
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briefkästen auf den Stationen zur Verfügung.

Eine anonyme Beschwerdemöglichkeit soll 
geschaffen werden. Zudem sollen Beschwerden 
zentral erfasst und regelmäßig ausgewertet wer-
den, um z.B. Häufungen feststellen und ggf. Ge-
genmaßnahmen ergreifen zu können.

4.3 – Gesetzliche Grundlagen für freiheits-
entziehende Maßnahmen

Die hausintern entwickelten Verfahrensweisen 
zum Umgang mit freiheitsentziehenden Maß-
nahmen in der besuchten Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie sehen, analog zu Fixierungen über 30 Mi-
nuten, für einen geschlossenen Time-Out über 30 
Minuten und für Maßnahmen, die kürzer andau-
ern aber regelmäßig auftreten, eine gerichtliche 
Überprüfung vor.

Allerdings besteht keine einheitliche gesetzli-
che Grundlage für die Anwendung von freiheits-
entziehenden Maßnahmen in der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie.161

§ 1631b Abs. 2 BGB schreibt lediglich vor, dass
die Genehmigung des Familiengerichts erfor-
derlich ist, wenn dem Kind, das sich in einem 
Krankenhaus, einem Heim oder einer sonstigen 
Einrichtung aufhält, durch mechanische Vor-
richtungen, Medikamente oder auf andere Weise 
über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig in 
nicht altersgerechter Weise die Freiheit entzogen 
werden soll. Damit sind die verfassungsrechtli-
chen Mindestgarantien nicht gesetzlich veran-
kert.

Zumindest hinsichtlich Fixierungen muss die 
gesetzliche Ermächtigungsgrundlage hinrei-
chend bestimmt sein und sowohl materielle Vo-
raussetzungen als auch Verfahrensanforderungen 
zum Schutz der Grundrechte der untergebrach-
ten Person vorsehen.162

Während Artikel 29 des Bayerischen Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes den Richtervor-
behalt bei einer nicht nur kurzfristigen Fixierung 
vorsieht (Abs. 8), ist lediglich eine Eins-zu-eins-
Betreuung durch Beschäftigte, die ärztlich in sol-
che Aufgaben eingewiesen wurden, vorgeschrie-
ben (Abs. 3).

161	Vgl. Vortrag von Herrn Prof. Dr. Holtmann: „Freiheitsent-
ziehende Maßnahmen in der KJP: Rechtliche Grundlagen, 
Prävention und Anwendung“, welcher im Rahmen einer Fort- 
und Weiterbildungsreihe im März 2023 präsentiert wurde.
162	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 72.

Die ständige Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixie-
rungen ist durch therapeutisches oder pflegeri-
sches Personal zu gewährleisten.

In seiner Stellungnahme aus dem Jahr 2022163 
betonte das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege zudem, dass es keine ge-
setzliche Grundlage für eine Aufsicht des Staats-
ministeriums über die Krankenhäuser in Bayern 
gäbe.

Um eine regelmäßige Überprüfung der Verhält-
nismäßigkeit schwerwiegender Maßnahmen wie 
Fixierungen oder Isolierungen zu gewährleisten, 
erachtet es die Nationale Stelle als unabdingbar, 
die Fachaufsicht durch ein Ministerium klar zu 
etablieren.

4.4 – Fixierungen

Die Anzahl der Fixierungen in der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie war im Vergleich zu anderen 
Einrichtungen auffallend hoch. So stellte die Na-
tionale Stelle bei der Einsicht in die Dokumenta-
tionen mit Besorgnis fest, dass vom 1. Januar 2023 
bis zum Besuchszeitpunkt insgesamt 536 Fixie-
rungen durchgeführt wurden. Über 90 % der Fi-
xierungen dauerten länger als 30 Minuten.

Vorratsbeschlüsse

Bei der Einsicht in die Dokumentationen von 
Fixierungen fiel ein richterlicher Beschluss zur 
Unterbringung einer 15-jährigen Patientin für 
eine Maximaldauer von einem Jahr auf. Im Rah-
men dieses Beschlusses wurde gleichzeitig die 
Durchführung einer 7-Punkt-Fixierung, die Un-
terbringung in einem Time-Out Raum und der 
Zimmereinschluss genehmigt.

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio unter 
klaren und engen Voraussetzungen anzuordnen 
sowie auf den kürzest möglichen Zeitraum zu 
beschränken. Die Genehmigung einer Fixierung 
durch ein Gericht soll nicht dazu führen, von dem 
grundlegenden Ziel abzukommen, eine solche 
Maßnahme weitestgehend zu vermeiden. In die-
sem Sinne vertritt das Bundesverfassungsgericht 
die Ansicht, „dass die gerichtliche Genehmigung 
einer Fixierung einem strikten Verhältnismäßig-
keitsmaßstab auch und gerade hinsichtlich der 
Dauer der Maßnahme genügen und sich auf das 

163	Stellungnahme vom 01.08.2022 zum Bericht über den Be-
such der KJP am 09.03.2022.
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absolut Notwendige beschränken [muss]“.164 An-
dernfalls würde das Gericht pauschale Entschei-
dungen treffen können, die über den Zeitpunkt 
der akuten Notwendigkeit hinaus Gültigkeit hät-
ten.

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales 
führt in der Broschüre „Hinweise für unterge-
brachte Personen im Maßregelvollzug“ dahinge-
hend aus: „Die Fixierung darf nur befristet, längs-
tens für 24 Stunden, angeordnet werden. Eine 
Verlängerung ist möglich. Dafür muss der Vor-
gang aber erneut dem Gericht vorgelegt werden.“

Aus Sicht der Nationalen Stelle darf ein junger 
Mensch, der sich in der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie befindet, in keinem Fall schlechter ge-
stellt sein als im Maßregelvollzug.

Gerichtliche Genehmigungen müssen einem 
strikten Verhältnismäßigkeitsmaßstab auch hin-
sichtlich der Dauer der Maßnahme genügen und 
sich auf das absolut Notwendige beschränken.165

Beschlüsse, die die Durchführung von beson-
deren Sicherungsmaßnahmen für einen unver-
hältnismäßig langen Zeitraum zulassen, um u.a. 
eine wiederholte Befassung des zuständigen Ge-
richts zu vermeiden, sind nicht annehmbar.

In dem vorliegenden Fall wurde eine weitere 
externe Überprüfung der Verhältnismäßigkeit 
dieser Maßnahme durch den Beschluss selbst 
ausgeschlossen. Dieser verlagerte die Verantwor-
tung explizit auf die Einrichtung: „[…] wobei sich 
der Durchführende vor und während der Maß-
nahme jeweils von der Unbedenklichkeit über-
zeugen muss […]“.

Eine solche Verfahrensweise steht dem Ziel des 
verfassungsrechtlichen Richtervorbehalts entge-
gen, eine vorbeugende Kontrolle jeder freiheits-
entziehenden Maßnahme durch eine unabhängi-
ge und neutrale Instanz zu gewährleisten. Durch 
einen solchen Vorratsbeschluss wird viel mehr 
eine zukünftige Durchführung von Maßnahmen 
genehmigt, ohne dass deren Voraussetzungen er-
neut geprüft werden.

Gerichtliche Genehmigungen, die in Form von 
Vorratsbeschlüssen ergehen, sind unrechtmäßig.

164	BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/18, Rn. 
30.
165	BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/18, Rn. 
30.

4.5 – Informationen über Rechte

Die Patientinnen und Patienten werden bei sta-
tionärer Aufnahme in die Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie mündlich über ihre Rechte und Pflichten 
informiert. Zudem erhalten sie die Hausordnung.

	+ Diese ist in einer altersgerechten Sprache 
verfasst.

Allerdings erhalten sie kein Dokument zur um-
fassenden Aufklärung über ihre Rechte.

Eine umfassende, schriftliche Aufklärung über 
die Rechte und Pflichten einer Person in einer 
geschlossenen Einrichtung ist unverzichtbar. 
Im Falle von Kindern und Jugendlichen soll die-
se Aufklärung altersgerecht erfolgen. Dies kann 
die Eigenständigkeit der Minderjährigen fördern 
und auch zur Akzeptanz von einschränkenden 
Maßnahmen beitragen.

5 – Maßregelvollzug
5.1 – Einführung

In den vergangenen Jahren richtete die Natio-
nale Stelle ihren Fokus auf Forensische Psychi-
atrien und verwirklichte im Jahr 2024 das Ziel, 
seit ihrer Gründung sämtliche Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs in der Bundesrepublik besucht 
zu haben.166

Die thematische Schwerpunktsetzung auf den 
Maßregelvollzug in den Jahren 2021, 2022 und 
2023 ermöglichte eine umfassende, vergleichen-
de und länderübergreifende Analyse sowie eine 
fundierte und differenzierte Auseinandersetzung 
mit den vielfältigen Unterbringungsbedingun-
gen in den besuchten forensisch-psychiatrischen 
Einrichtungen.167 Diese Erkenntnisse wurden im 
Jahresbericht 2023 in einem gesonderten Kapitel 
festgehalten.

Zum Abschluss des o.g. Schwerpunkts fanden 
im Jahr 2024 die letzten Besuche in den noch aus-
stehenden Forensischen Psychiatrien Königs-

166	In den Jahren 2021, 2022 und 2023 besuchte die Nationa-
le Stelle 72 Einrichtungen – davon vier zum zweiten Mal und 
eine zum dritten Mal.
167	Eine umfassende Beschreibung der einzelnen Einrichtun-
gen mit den jeweiligen positiven Beispielen, Feststellungen 
und Empfehlungen findet sich in den einrichtungsspezifi-
schen Besuchsberichten, die auf der Website der Nationalen 
Stelle zur Verhütung von Folter zu finden sind (https://www.
nationale-stelle.de/besuche/laenderkommission.html).
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lutter und Osnabrück (Niedersachsen) sowie 
Hagen (Nordrhein-Westfalen) statt. Darüber 
hinaus führte die Nationale Stelle Nachfolge-
besuche im Krankenhaus des Maßregelvollzugs 
Berlin168 sowie in den Forensischen Psychiat-
rien in Bremen169 und Köln (Nordrhein-West-
falen)170 durch. Anlass dieser Besuche waren u.a. 
eine Vielzahl von Einzelanfragen von Betroffenen 
aus der Einrichtung in Berlin sowie die Überprü-
fung, inwieweit frühere Missstände in den Foren-
sischen Psychiatrien Bremen und Köln behoben 
wurden.

5.2 – Feststellungen und Empfehlungen

Folgende Punkte wurden von der Nationalen 
Stelle bei ihren Besuchen im Bereich des Maß-
regelvollzugs im Jahr 2024 besonders positiv be-
wertet:

+ Um die Privatsphäre der dort untergebrach-
ten Patientinnen und Patienten vermehrt zu
stärken, wurde mehrheitlich auf eine Kame-
raüberwachung der Kriseninterventionsräu-
me verzichtet.

+ Die mit einer Entkleidung verbundene kör-
perliche Durchsuchung wurde in der Mehr-
zahl der Fälle in zwei Phasen durchgeführt,
wobei jeweils die obere oder untere Körper-
hälfte abwechselnd bedeckt wird.

Trotz der o.g. positiven Entwicklungen beste-
hen nach wie vor strukturelle Problemlagen. Kri-
tische Situationen, die die Nationale Stelle in den 
vergangenen drei Jahren beobachtet hatte und 
die in einigen Fällen eine schwerwiegende Verlet-
zung der Menschenwürde darstellten, traten zum 
Teil auch in den im Jahr 2024 besuchten Einrich-
tungen auf.

168	Es handelte sich um den dritten Besuch nach einem ersten 
im Jahr 2017 und einem zweiten im Jahr 2021.
169	Es handelte sich um den vierten Besuch nach einem ersten 
im Jahr 2017, einem zweiten im Jahr 2019 und einem dritten im 
Jahr 2022.
170	Es handelte sich um den zweiten Besuch nach dem ersten 
im Jahr 2019.

5.2.1 – Belegungssituation

5.2.1.1 – Überbelegung

Wie in den Vorjahren171 führte die Nationa-
le Stelle eine bundesweite Abfrage zu den Bele-
gungszahlen in Forensischen Kliniken durch.172 
Aus den ermittelten Informationen zu der Be-
legungsfähigkeit und den Belegungszahlen ging 
deutlich hervor, dass in 15 Bundesländern eine an-
nähernde Vollbelegung oder eine Überbelegung 
vorlag.

In diesem Zusammenhang wird stets empfoh-
len, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um der Überbelegung entgegenzuwirken.

Die o.g. Erkenntnis aus der Abfrage bestätigte 
sich bei den durchgeführten Besuchen im Jahr 
2024. In vier der insgesamt sechs besuchten Ein-
richtungen (in den vier besuchten Bundeslän-
dern) musste die Nationale Stelle eine Überbele-
gung und die damit verbundenen Problemlagen 
feststellen.173

Die konkreten Auswirkungen einer solchen 
Überbelegung sind äußerst kritisch und unbe-
dingt zu beheben.

In diesem Zusammenhang wurde die Situ-
ation im Krankenhaus des Maßregelvollzugs  
Berlin als besonders alarmierend eingestuft. Die-
ses war zum Zeitpunkt des Besuchs im April 2024 
mit einer Belegung mit 613 untergebrachten Per-
sonen bei einer Kapazität von 549 Plätzen deut-
lich überbelegt. Infolgedessen wurden mehrere 
äußerst schwerwiegende Konsequenzen für die 
dort untergebrachten Personen festgestellt:

	- Aufgrund fehlender Betten mussten unter-
gebrachte Personen – abhängig vom Be-
legungsdruck – auf Matratzen am Boden
schlafen, eine für die Betroffenen äußerst er-
niedrigende Situation.

	- Die Kriseninterventionsräume wurden re-
gelmäßig und über längere Zeiträume für Pa-

171	Eine strukturelle Voll- bzw. Überlegung war bereits in den 
Jahren 2021, 2022 und 2023 zu verzeichnen.
172	Abfrage vom 15.01.2025 bei allen 16 zuständigen Ministe-
rien zur Belegungssituation zum Stichtag des 30.11.2024.
173	Berlin, Bremen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen.
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tientinnen und Patienten genutzt, die nicht 
Gegenstand einer besonderen Sicherungs-
maßnahme waren. Diese Räume sind spär-
lich ausgestattet, ihre dauerhafte Nutzung 
kann sich negativ auf die psychische Ge-
sundheit und Therapieerfolge der Betroffe-
nen auswirken.

	- Darüber hinaus wurden auch Funktions-
räume als Patientenzimmer genutzt, die ur-
sprünglich für andere Zwecke vorgesehen 
waren. Diese Räume waren häufig spärlich 
ausgestattet und verfügten nicht über eigene 
Toiletten, was zu Unsicherheit und Empfin-
dungen der Willkür bei den betroffenen Per-
sonen führen kann.

	- Aufgrund der chronischen Überbelegung 
wird die Entscheidung über die Unterbrin-
gung von Patientinnen und Patienten oft le-
diglich nach der Verfügbarkeit eines Bettes 
getroffen, anstatt die individuellen Bedürf-
nisse der Betroffenen zu berücksichtigen. 
Eine angemessene Binnendifferenzierung ist 
jedoch für eine erfolgreiche Behandlung und 
eine strukturierte, sinnvolle Gestaltung des 
Patientenalltags entscheidend.

	- Die Patientenzimmer wurden mit bis zu fünf 
Personen belegt.

In ihrer Stellungnahme vom 11. Dezember 2024 
teilte die zuständige Berliner Senatsverwaltung 
für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege mit, 
dass die Überbelegung im Krankenhaus des Maß-
regelvollzugs Berlin aufgrund eines signifikanten 
Anstiegs der Unterbringungszahlen in den letz-
ten Jahren ein zentrales Problem darstelle. Die 
Einrichtung sei daher gezwungen, alle von Staats-
anwaltschaften und Gerichten zugewiesenen 
Personen aufzunehmen.

Derzeit würden mehrere Bau- und Sanierungs-
arbeiten durchgeführt, um weitere Plätze für den 
Maßregelvollzug in Berlin zu schaffen. Eine vor-
übergehende Entlastung erfolge zudem durch die 
Aufnahme von betroffenen Personen im Wege 
der Amtshilfe in das Justizvollzugskrankenhaus 
Plötzensee (Berlin), welches jedoch zunehmend 
an seine Grenzen stoße.

Die Nationale Stelle hat die Ausführungen der 
Berliner Senatsverwaltung für Wissenschaft, 
Gesundheit und Pflege zur Kenntnis genommen, 
weist jedoch darauf hin, dass die mit der eklatan-
ten Überbelegung der Einrichtung verbundenen 
Missstände bereits seit Jahren bekannt sind.174 
In diesem Zusammenhang ist es entscheidend, 
kurzfristige Lösungen zu finden, um die Unter-
bringungsbedingungen zu verbessern und die 
Menschenwürde der untergebrachten Personen 
zu wahren. Langfristig ist von Bedeutung, dass 
die gesundheitlichen und psychischen Auswir-
kungen der Belegungssituation nicht unbeachtet 
bleiben, da diese schwerwiegende Konsequen-
zen für die betroffenen Personen zur Folge haben 
können. Eine dauerhafte Lösung kann nur dann 
erreicht werden, wenn neben Kapazitätserweite-
rungen auch strukturelle Änderungen erfolgen, 
die den Bedürfnissen und der Sicherheit der un-
tergebrachten Personen gerecht werden.

5.2.1.2 – Mehrfachbelegung

Die Nationale Stelle hält den Grundsatz der 
Einzelunterbringung, der im Strafvollzug ge-
setzlich verankert ist,175 für erforderlich. Im Fall 
einer unvermeidbaren Doppelbelegung soll si-
chergestellt werden, dass diese zu keinen The-
rapieerschwernissen führt und der Schutz der 
Privatsphäre für die untergebrachten Personen 
gewährleistet bleibt. Von einer Belegung mit drei 
oder mehr Personen soll abgesehen werden.

Selbst bei ausreichender Zimmergröße ist eine 
Belegung mit drei und mehr psychisch- oder 
suchtkranken Personen problematisch. Die man-
gelnde Privatsphäre kann Aggressionen auslö-
sen und Zwischenfälle provozieren. Sie kann zu 
Konflikten zwischen den untergebrachten Perso-
nen führen, die medizinische und therapeutische 
Behandlung deutlich erschweren und den ange-
strebten Behandlungserfolg verzögern.

174	Siehe Bericht der Nationalen Stelle über den Besuch des 
KMV am 07.10.2021.
175	§ 18 Abs. 1 Satz 1 StVollzG: „Gefangene werden während 
der Ruhezeit allein in ihren Hafträumen untergebracht.“ Eine 
ähnliche Formulierung ist in vielen Strafvollzugsgesetzen der 
Länder zu finden.
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Aufgrund des Belegungsdrucks kommt es 
dennoch häufig zu gemeinschaftlichen Unter-
bringungen. Die Nationale Stelle beobachtete 
Überbelegungen von Patientenzimmern – zwei 
Personen in Ein-Bett-Zimmern, drei Personen 
in Zwei-Bett-Zimmern – sowie die Belegung von 
Zimmern mit drei und mehr Personen.

In den besuchten Forensischen Psychiatrien in 
Bremen sowie in Hagen und Köln (Nordrhein-
Westfalen) wurden die Patientenzimmer teil-
weise mit zwei Personen belegt, während in den 
Einrichtungen in Königslutter und Osnabrück 
(Niedersachsen) bis zu drei Personen pro Zim-
mer untergebracht wurden. Besonders kritisch 
wurde die bereits o.g. Gemeinschaftsunterbrin-
gung von fünf Personen in einem Zimmer im 
Krankenhaus des Maßregelvollzugs Berlin be-
wertet.

5.2.2 – Personal

Die strukturelle Überbelegung in Einrichtun-
gen des Maßregelvollzugs wird regelmäßig durch 
die angespannte Personalsituation zusätzlich ver-
schärft.

Eine ausreichende, den Aufgaben entsprechen-
de, personelle Besetzung soll gewährleistet wer-
den.

Wie in den vergangenen Jahren war die Perso-
nalsituation in den vier besuchten Bundeslän-
dern auch im Jahr 2024 problematisch.

Die angespannte personelle Besetzung in meh-
reren besuchten Forensischen Psychiatrien – ins-
besondere in Verbindung mit der angespannten 
Belegungssituation – führte zu erheblichen Ein-
schränkungen für die untergebrachten Perso-
nen. Sie kann zudem zu einem Sicherheitsrisiko 
sowohl für diese als auch für die Mitarbeitenden 
werden. Regelmäßig geht mit einer Unterbeset-
zung der Mitarbeitenden eine Überarbeitung des 
Restpersonals einher. So wurden in den besuch-
ten Einrichtungen in Berlin und in Nordrhein-
Westfalen (Köln) mehrere Überlastungsanzei-
gen seitens des Personals gestellt.

In seiner Stellungnahme vom 9. Dezember 
2024 teilte das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales des Landes Nordrhein- 
Westfalen mit, dass in der Forensischen Psychia-
trie Köln neues Personal eingestellt und organisa-
torische Maßnahmen ergriffen worden seien, um 
eine fachgerechte Betreuung sicherzustellen und 

eine Überlastung des Personals zu vermeiden. 
Seit April 2024 seien keine neuen Überlastungs-
anzeigen mehr gestellt worden.

5.2.3 – Absonderungen

5.2.3.1 – Dauer

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ver-
langt, dass jede Art von Isolierung nur auf der 
Grundlage einer individuellen Risikobewertung 
und nur für die kürzest mögliche Zeit verhängt 
wird.176

Der Nationalen Stelle ist bewusst, dass die be-
suchten Kliniken vielfach vor besondere Her-
ausforderungen gestellt werden. Sie möchte in 
diesem Zusammenhang die multidisziplinären 
Ansätze und Bemühungen, zwischenmenschli-
che Kontakte, sinnvolle Beschäftigung und die 
Bewegung im Freien bestmöglich zu gewährleis-
ten, deutlich hervorheben.

Es bestehen jedoch erhebliche Zweifel, ob eine 
Isolierung über mehrere Wochen oder Monate 
hinweg verhältnismäßig sein kann.

Die Nationale Stelle erfasste eine problema-
tisch hohe Anzahl an langen Absonderungen. Ab-
sonderungen mit einer Dauer von über 15 Tagen 
wurden in fünf der sechs besuchten Einrichtun-
gen der Forensischen Psychiatrie festgestellt.177

Besonders kritisch wurden dabei die Abson-
derungen zweier Personen im Krankenhaus des 
Maßregelvollzugs Berlin über einen Zeitraum 
von sieben Jahren sowie die einer Person in der 
Forensischen Psychiatrie Bremen über einen 
Zeitraum von sechs Jahren bewertet. Die Be-
troffenen verbrachten bis zu 24 Stunden täglich 
in ihrem Zimmer. Während die betroffene Per-
son in Bremen das Wahrnehmen ihrer täglichen 
Freistunde selbst ablehnte, wurde diese den Be-
troffenen im Krankenhaus des Maßregelvollzugs 

176	Analog sei in diesem Rahmen auf die Mindestgrundsätze 
der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen 
(Resolution 70/175 der Generalversammlung, Annex, ver-
abschiedet am 17.12.2015, auch Nelson-Mandela-Regeln ge-
nannt) verwiesen: Diese legen nahe, Absonderungen eines 
Gefangenen von mehr als 15 aufeinanderfolgenden Tagen 
für mindestens 22 Stunden am Tag, ohne echten zwischen-
menschlichen Kontakt zu vermeiden (Regel 44).
177	Nur in der Forensischen Psychiatrie Hagen (Nordrhein-
Westfalen) nicht.
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Berlin in einigen Fällen entzogen.178

Unzureichende soziale Kontakte sowie das 
Fehlen regelmäßiger Beschäftigungsangebote 
können sich negativ auf den psychischen Ge-
sundheitszustand der betroffenen Personen aus-
wirken.

Die Bremer Senatorin für Gesundheit, Frauen 
und Verbraucherschutz teilte diesbezüglich in ih-
rer Stellungnahme vom 30. Dezember 2024 mit, 
dass aufgrund wiederholter aggressiver Über-
griffe und der anhaltenden Bedrohungssituation 
durch den Betroffenen derzeit keine Alternativen 
zur Absonderung bestünden. Dennoch würden 
alle Beteiligten ihre Bemühungen fortsetzen, um 
die therapeutische Kontaktaufnahme und die Le-
benssituation des Patienten zu verbessern.

In ihrer Stellungnahme vom 11. Dezember 2024 
erklärte die Berliner Senatsverwaltung für Wis-
senschaft, Gesundheit und Pflege, dass die Ein-
richtung versuche, trotz der langen Isolierung, 
die Unterbringungssituation für die Betroffenen 
angemessen zu gestalten, z.B. durch begleite-
te Einzelbesuche. Alle Maßnahmen unterlägen 
einer regelmäßigen ärztlichen Überprüfung und 
die therapeutischen Bemühungen würden sich 
darauf konzentrieren, eine vertrauensvolle Be-
ziehung zu den Betroffenen aufzubauen sowie zu 
erhalten.

Es ist sicherzustellen, dass strukturierte und 
regelmäßige menschliche Kontakte stattfinden 
und eine ausreichende und adäquate Betreuung 
und ggf. Behandlung der abgesonderten Perso-
nen gewährleistet wird. Zudem sollen die Betrof-
fenen einer sinnvollen Beschäftigung nachgehen 
können.

5.2.3.2 – Gerichtliche Genehmigung

Die gesetzliche Regelung darf nicht Anreize 
schaffen bestimmte Maßnahmen bevorzugt zu 
ergreifen, obwohl diese ebenfalls eine einschnei-
dende Wirkung haben und nicht immer als milde-
res Mittel gelten können.

Es ist bedenklich, dass die gesetzlichen An-
forderungen an die Maßnahme der Isolierung 
im Vergleich zu der der Fixierung deutlich nied-

178	§ 67 Abs. 2 des Berliner PsychKG sieht grundsätzlich vor, 
dass der untergebrachten Person „der regelmäßige Aufenthalt 
von mindestens einer Stunde täglich im Freien zu gewährleis-
ten [ist]“.

riger sind. Das Bundesverfassungsgericht ist der 
Auffassung, dass eine Isolierung „im Einzelfall 
in ihrer Intensität einer 5-Punkt- oder 7-Punkt-
Fixierung gleichkommen“ kann, da bei unzu-
reichender Überwachung „auch während der 
Durchführung einer Isolierung die Gefahr des 
Eintritts erheblicher Gesundheitsschäden“ für 
Betroffene besteht.179

In der Mehrzahl der Landesgesetze ist weder 
eine gerichtliche Genehmigung für Absonde-
rungen noch für Trennungen von anderen Pati-
entinnen und Patienten vorgesehen. Nach dem  
Berliner Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG) 
bedarf die Unterbringung in einem besonders ge-
sicherten Raum ohne gefährdende Gegenstände 
(Kriseninterventionsraum) der Genehmigung 
durch ein Gericht, sofern erkennbar wird, dass 
sie mehr als 18 Stunden andauern wird.180 Die Vo-
raussetzung der vorherigen Genehmigung des 
zuständigen Gerichts gilt allerdings nicht für die 
Trennung von anderen untergebrachten Patien-
tinnen und Patienten durch eine Absonderung 
im Einzelzimmer.

Die Nationale Stelle regt an, den Richtervor-
behalt für alle Formen der Absonderung vorzu-
sehen, wie dies in Nordrhein-Westfalen bereits 
der Fall ist.181

5.2.4 – Kriseninterventionsräume

Unter dem Begriff Kriseninterventionsraum 
wird ein Raum verstanden, der bei einer akuten 
Eigen- oder Fremdgefährdung genutzt wird.182 
Die Unterbringung in Kriseninterventionsräu-
men stellt eine verschärfte Form der Absonde-
rung dar und steht deshalb stets im Fokus der Be-
suche der Nationalen Stelle.

Folgende Feststellungen und Empfehlungen 
wurden diesbezüglich getroffen:

5.2.4.1 – Ausstattung

Um die Menschenwürde nicht zu beeinträchti-
gen, sollen Kriseninterventionsräume grundsätz-
lich mit einer Matratze, einer Decke und einer 
Kopfunterlage ausgestattet sein. Personen, die 

179	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 80.
180	§ 39 Abs. 5 Satz 2 des Berliner PsychKG.
181	§ 32 Abs. 3 StrUG NRW.
182	Solche Räume werden je nach Einrichtung anders benannt, 
wie z.B. „Isolationsraum“ in Berlin.
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darin untergebracht sind, soll ermöglicht werden, 
eine normale Sitzposition einzunehmen.

+ In den letzten Jahren ist eine positive Ent-
wicklung zu verzeichnen. Die zuständigen
Behörden und die meisten Einrichtungen
haben sich mit den Empfehlungen der Na-
tionalen Stelle befasst und angekündigt, bei
Neubauten, Sanierungen und Renovierun-
gen die Mindeststandards zu Kriseninter-
ventionsräumen, einschließlich der Anschaf-
fung von neuem Mobiliar, erfüllen zu wollen. 
Die bei den Besuchen im Jahr 2024 besich-
tigten Kriseninterventionsräume der Foren-
sischen Psychiatrien in Bremen, Osnabrück
(Niedersachsen) und Köln (Nordrhein-
Westfalen) waren u.a. mit Sitzgelegenheiten 
ausgestattet.

Im Kontrast dazu waren die besichtigten Kri-
seninterventionsräume im Krankenhaus des 
Maßregelvollzugs Berlin lediglich mit je einer 
am Boden liegenden Matratze ausgestattet. Eine 
Sitzgelegenheit in normaler Sitzhöhe stand nicht 
zur Verfügung. Bei einer Unterbringungsdauer 
von mehreren Stunden oder Tagen ist ein Verwei-
len im Stehen oder am Boden sitzend menschen-
unwürdig. Die Nationale Stelle beobachtete bei 
ihren Besuchen die Nutzung von Sitzgelegenhei-
ten aus Schaumstoff oder von sog. herausfordern-
den Möbeln, die robust und ohne scharfe Kan-
ten sind. Durch diese wird auch bei Eigen- oder 
Fremdgefährdung die Gelegenheit geschaffen, 
eine normale Sitzposition einzunehmen.

Auch die weiteren Mindeststandards für eine 
menschenwürdige Unterbringung waren nicht er-
füllt: So stellte die Nationale Stelle fehlende oder 
grelle Beleuchtung und das Fehlen einer Möglich-
keit zur Verdunklung der Fenster fest.

In ihrer Stellungnahme vom 11. Dezember 
2024 erklärte die Berliner Senatsverwaltung für 
Wissenschaft, Gesundheit und Pflege, dass die 
Einrichtung derzeit prüfe, ob die dortigen Kri-
seninterventionsräume mit Sitzgelegenheiten 
ausgestattet werden können, um den Bedürfnis-
sen der dort untergebrachten Personen gerecht 
zu werden. Alle diesbezüglichen Maßnahmen 
unterlägen einer regelmäßigen ärztlichen Über-
prüfung, um ihre Notwendigkeit sicherzustellen. 
Allerdings werde aus Sicherheitsbedenken hin-
sichtlich der Stromzufuhr und Manipulationsge-

fahr, die selbständige Lichtbedienung abgelehnt. 
Diese Argumentation ist für die Nationale Stelle 
nicht nachvollziehbar, da ein Großteil der Kri-
seninterventionsräume besuchter Forensischer 
Psychiatrien über eine solche Lichtbedienung 
verfügt. Dies zeigt deutlich auf, dass diese Praxis 
durchführbar ist.

5.2.4.2 – Kameraüberwachung

Sichtbarkeit der Kamera

Die betroffene Person muss auf die Kamera-
überwachung hingewiesen werden. Die bloße 
Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht 
ausreichend. Für die betroffene Person soll er-
kennbar sein, ob die Überwachungskamera ein-
geschaltet ist.

In den besuchten Einrichtungen in Berlin so-
wie in der Forensischen Psychiatrie Osnabrück 
(Niedersachsen) war für die betroffenen Perso-
nen nicht ersichtlich, ob die Kamera ein- oder 
ausgeschaltet war.

Das Niedersächsische Ministerium für Sozia-
les, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung teilte 
in seiner Stellungnahme vom 18. November 2024 
diesbezüglich mit, dass bei bestimmten Krank-
heitsbildern eine erkennbare Beobachtung durch 
Kameras die Symptome verschärfen könne, wie 
etwa Verfolgungswahn oder paranoide Wahrneh-
mungen. Daher werde die Einschätzung der Na-
tionalen Stelle nicht in vollem Umfang geteilt. Es 
sicherte jedoch zu, diesen Punkt prüfen zu wollen 
und ggf. erneut Kontakt mit der Einrichtung in 
Osnabrück aufzunehmen.

Die vom Ministerium geäußerten Bedenken 
gegen eine erkennbare Beobachtung sind für die 
Nationale Stelle nur bedingt nachvollziehbar. Sie 
regt erneut an, unabhängig von der Verfahrens-
weise, für die betroffene Person erkennbar zu 
machen, ob die Kamera eingeschaltet ist oder 
nicht.183

Einsicht in den Toilettenbereich

Überwachungskameras sollen so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder ledig-
lich abgeklebt oder verpixelt auf dem Monitor 
abgebildet wird. Allenfalls bei einer Unterbrin-

183 Das Saarland beabsichtigt demgemäß, die Sichtbarkeit der 
Kamera im Kriseninterventionsraum zu gewährleisten - § 42 
Abs. 4 Satz 3 des Gesetzentwurfs zur Novellierung des Maß-
regelvollzugsrechts Saarland, Drucksache 17 7 1333.
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gung im Kriseninterventionsraum aufgrund 
akuter Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr er-
scheint eine im Einzelfall abgewogene Entschei-
dung denkbar, einen solchen Raum temporär 
ohne Einschränkung zu überwachen. Die Ent-
scheidungsgründe sind nachvollziehbar zu doku-
mentieren.

Die Beobachtung einer untergebrachten Per-
son während der Benutzung der Toilette stellt 
einen schweren Eingriff in deren Persönlichkeits-
rechte dar.

Von den im Jahr 2024 besuchten Einrichtungen 
stellte die Nationale Stelle lediglich im Kranken-
haus des Maßregelvollzugs Berlin fest, dass die 
Kameraüberwachung in den Kriseninterventi-
onsräumen auch den Toilettenbereich umfasste 
und diesen vollständig oder unzureichend verpi-
xelt auf dem Monitor abbildete.

In ihrer Stellungnahme vom 11. Dezember 2024 
teilte die zuständige Berliner Senatsverwaltung 
für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege mit, 
dass dies in keinem Kriseninterventionsraum 
des Krankenhauses des Maßregelvollzugs Berlin 
mehr der Fall sei.

	+ Eine innovative Entwicklung stellt das Ver-
bot einer Kameraüberwachung im Kri-
seninterventionsraum nach § 75 Abs. 2  
BremPsychKG dar. Demnach ist „in Schlaf-, 
Aufenthalts-, Wohn- und Kriseninterven-
tionsräumen sowie in Bädern und Toiletten 
[…] die Videoüberwachung nicht zulässig“. 
Dies wird ebenfalls nach § 39 Abs. 3 für die 
„Unterbringung in einem besonders gesi-
cherten Raum“ ergänzt bzw. bekräftigt: „Bei 
[dieser] Maßnahme ist eine ständige Über-
wachung durch pflegerisches Fachperso-
nal und das erforderliche Maß an ärztlicher 
Kontrolle zu gewährleisten. Eine optisch-
elektronische Beobachtung oder die Über-
wachung durch sonstige technische Mittel 
ist verboten.“

	+ Ebenfalls findet in den Kriseninterventions-
räumen in der Maßregelvollzugseinrichtung 
Osnabrück (Niedersachsen) keine Kame-
raüberwachung statt, ohne dass die Ein-
richtung in diesem Zusammenhang Sicher-
heitsbedenken geäußert oder besondere 
Vorkommnisse gemeldet hätte.

5.2.5 – Fixierungen

5.2.5.1 – Dauer

Wegen der Schwere des Eingriffs dürfen Fixie-
rungen lediglich als ultima ratio und unter klaren 
und engen Voraussetzungen angeordnet werden. 
Sie müssen auf den kürzest möglichen Zeitraum 
beschränkt werden.

	+ In der besuchten Forensischen Psychiatrie 
Hagen (Nordrhein-Westfalen) werden 
grundsätzlich keine Fixierungen durchge-
führt. In der besuchten Forensischen Psychi-
atrie Königslutter (Niedersachsen) wurden 
seit 2017 keine Fixierungen mehr durchge-
führt.

In allen weiteren im Jahr 2024 besuchten Ein-
richtungen wurden im Zeitraum vom 1. Janu-
ar 2023 bis zum Besuchszeitpunkt Fixierungen 
durchgeführt.

Im besuchten Krankenhaus des Maßregelvoll-
zugs Berlin wurden im Zeitraum vom 1. Januar 
2023 bis zum Besuchstag am 23. April 2024 insge-
samt 50 Fixierungen durchgeführt. Diese Anzahl 
ist im Vergleich zu anderen Einrichtungen auffal-
lend hoch und besorgniserregend.

Ebenfalls kritisch wurde die Dauer einer Fixie-
rung in der besuchten Forensischen Psychiatrie 
Köln (Nordrhein-Westfalen) bewertet. Diese 
erstreckte sich über 91,8 Stunden, was fast vier 
Tagen entspricht.

Es bestehen erhebliche Zweifel, ob Fixierun-
gen mit einer Dauer von mehreren Tagen verhält-
nismäßig sein können.

5.2.5.2 – Gesetzliche Regelungen zu 
Fixierungen

Fixierungen dürfen ausschließlich unter Be-
achtung der seit dem 24. Juli 2018184 bekannten 
verfassungsrechtlichen Anforderungen durchge-
führt werden. Das Landesrecht muss die verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen berücksichti-
gen und dementsprechend angepasst werden.

184	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
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Nachdem die Nationale Stelle in ihrem Jahres-
bericht 2023 das Bundesland Niedersachsen185 
noch aufgrund der nicht erfolgten Anpassung 
seiner Gesetzgebung an das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts kritisierte, hat dieses nun im 
Jahr 2024 eine Anpassung der gesetzlichen Be-
stimmungen an die verfassungsrechtlichen Min-
destanforderungen eingeleitet.

Im Gegensatz dazu wird es von der Nationa-
len Stelle als äußerst kritisch angesehen, dass 
die Regelungen zu Fixierungen im landesrechtli-
chen Gesetz zum Maßregelvollzug in Berlin nach 
mehr als sechs Jahren immer noch nicht mit den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen in Ein-
klang stehen. Zudem werden die Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts weiterhin nicht 
vollständig in den Bundesländern Bayern und 
Sachsen-Anhalt umgesetzt. So wird eine stän-
dige Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeuti-
sches oder pflegerisches Personal nicht gesetz-
lich vorgeschrieben.

Gegen Ende des Jahres 2024 legte das Minis-
terium der Justiz des Saarlandes der Nationalen 
Stelle den Entwurf eines Gesetzes zur Novellie-
rung des Maßregelvollzugsrechts zur Stellung-
nahme vor. Dieser enthielt u.a. einige gesetzliche 
Anpassungen an die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts hinsichtlich der Durchführung von 
Fixierungen.

Allerdings sieht § 27 Abs. 1 des erarbeiteten 
Entwurfs vor,186 dass fixierte Personen „in geeig-
neter Weise“ durch therapeutisches, psycholo-
gisches oder pflegerisches Personal beobachtet 
und betreut werden müssen. Insbesondere i. V. 
m. der Begründung zu § 41 Abs. 3 scheint diese
Formulierung die Möglichkeit offen zu lassen,
dass es sich lediglich um eine Kameraüberwa-
chung handelt.

Fixierungen dürfen jedoch nur erfolgen, wenn 
die verfassungsrechtlichen Anforderungen un-

185	Der Niedersächsische Landtag hat am 15.05.2024 ein Ge-
setz zur Änderung des Niedersächsischen Maßregelvollzugs-
gesetzes verabschiedet (Drucksache 19/2843 bzw. Drucksache 
19/4235), um die verfassungsrechtlichen Anforderungen zu 
Fixierungen umzusetzen. Die Nationale Stelle war am Ge-
setzgebungsverfahren beteiligt und begrüßt die weitgehende 
Umsetzung ihrer Empfehlungen.
186	Dem Landtag des Saarlandes vorgelegter Gesetzentwurf, 
Drucksache 17 / 1333 vom 08.01.2025.

eingeschränkt gewährleistet sind. Daher ist si-
cherzustellen, dass fixierte Personen kontinuier-
lich und persönlich durch therapeutisches oder 
pflegerisches Personal überwacht werden, wel-
ches sich in unmittelbarer Nähe befindet (Eins-
zu-eins-Betreuung). Hierzu hat die Nationale 
Stelle erneut am 10. März 2025 Stellung genom-
men. 

Der Richtervorbehalt stellt für die Durchfüh-
rung einer Fixierung mit nicht nur kurzfristiger 
Dauer eine verpflichtende Anforderung dar.187

Aus der Dokumentation der besuchten Foren-
sischen Psychiatrie Osnabrück (Niedersachsen) 
ging hervor, dass ein dort untergebrachter Pa-
tient im Jahr 2023 über sechs Tage hinweg fixiert 
wurde, ohne dass eine richterliche Genehmigung 
von der Einrichtung beantragt wurde. Diese Fi-
xierung erfolgte somit rechtswidrig.

Der Leiter der Forensischen Psychiatrie Osna-
brück begründete die unterlassene richterliche 
Genehmigung mit einem Schreiben des Amts-
gerichts Osnabrück aus dem Juni 2022, in dem 
das Amtsgericht seine Zuständigkeit für solche 
Anträge verneinte. Das Niedersächsische Jus-
tizministerium bestätigte diese Sachlage in einer 
Stellungnahme vom 29. April 2024 gegenüber der 
Nationalen Stelle und verwies darauf, dass das 
Niedersächsische Ministerium für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Gleichstellung die Einrich-
tung dennoch angewiesen hatte, weiterhin An-
träge auf Fixierungen zu stellen – dem sei jedoch 
nicht nachgekommen worden.

In seiner Stellungnahme vom 18. November 
2024 teilte das Niedersächsische Ministerium 
für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstel-
lung abschließend mit, dass seit Juni 2024 eine 
Vereinbarung zwischen der Forensischen Psy-
chiatrie Osnabrück und dem Amtsgericht Osna-
brück bestehe, wonach Fixierungen ab 30 Mi-
nuten zunächst telefonisch und anschließend 
schriftlich gemeldet werden müssten. Das Amts-
gericht stelle hierfür ein Formular bereit. Zudem 
seien mit dem Gesetz zur Änderung des Nieder-
sächsischen Maßregelvollzugsgesetzes vom 15. 
Mai 2024 verbindliche Regelungen zur Fixierung 
und eine Berichtspflicht an das Sozialministe-

187	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
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rium eingeführt worden, wodurch aus Sicht des 
Ministeriums nun eine rechtsgültige Regelung 
geschaffen sei.

Trotz der nun geschaffenen rechtlichen Rege-
lungen bleibt die Tatsache bestehen, dass im Jahr 
2023 in Niedersachsen ein Patient über mehrere 
Tage hinweg ohne richterliche Genehmigung in 
der Einrichtung fixiert wurde. Diese rechtswidri-
ge Maßnahme kann rückwirkend nicht ungesche-
hen gemacht werden und wirft grundlegende Fra-
gen zur Einhaltung von Grundrechten auf. Die 
nachträgliche Einführung eines verbindlichen 
Verfahrens bzw. verbindlicher Anforderungen 
ändert nichts daran, dass dem Betroffenen da-
mals der gesetzlich vorgesehene richterliche Vor-
behalt verwehrt blieb.

5.2.6 – Fesselung

Auf eine Fesselung in gesicherten Bereichen 
soll verzichtet werden.

Die Praxis des Hofgangs mit Fesselung wurde 
von der Nationalen Stelle im Besuchsjahr 2024 
in vier Einrichtungen folgender Bundesländer 
beobachtet: Berlin, Bremen, Niedersachsen  
(Königslutter) und Nordrhein-Westfalen 
(Köln).

Der CPT empfiehlt dahingehend grundsätz-
lich, eine solche Verfahrensweise einzustellen.188 
Das routinemäßige Fesseln von untergebrachten 
Personen, die sich in einer gesicherten Umgebung 
befinden, kann nicht gerechtfertigt werden.189

Ist eine Fesselung unbedingt notwendig, sollen 
Fesselsysteme aus Textil verwendet werden, die 
arretiert werden können.190

In allen besuchten Einrichtungen wurden 
Fesseln aus Metall verwendet. Dies birgt für 
die betroffenen Personen ein erhöhtes Verlet-
zungsrisiko, da es u.a. zu Hämatomen und Ner-
venkompressionen kommen kann.

Vor diesem Hintergrund hat die Forensische 
Psychiatrie Hagen (Nordrhein-Westfalen) auf 
Empfehlung der Nationalen Stelle hin Textil-

188	CPT/Inf (2022) 18, Rn. 146, https://rm.coe.int/1680a80c61 
(abgerufen am 07.02.2025).
189	Vgl. analog BVerfG, Beschluss vom 19.01.2023, Az.: 2 BvR 
1719/21, Rn. 27 mit Verweis auf EGMR, Urteil vom 20.01.2011, 
Kashavelov ./. Bulgarien, Individualbeschwerde Nr. 891/05, 
Rn. 39 f.
190	Es wird bspw. auf das Fesselsystem der Firma Segufix oder 
der Firma Bonowi verwiesen.

Handfesseln angeschafft und erprobt diese der-
zeit.191 Auch das Niedersächsische Ministerium 
für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstel-
lung teilte nachträglich zum Besuch in Königslut-
ter (Niedersachsen) mit, dass die Anregung der 
Nationalen Stelle aufgenommen worden sei und 
eine Diskussion darüber – ggf. im Austausch mit 
anderen Einrichtungen – erfolgen werde.192

5.2.7 – Nachteinschluss

Ein Nachteinschluss stößt jedenfalls dann auf 
Bedenken, wenn er aus organisatorischen Grün-
den oder wegen Personalmangel angeordnet 
wird. Eine solche Maßnahme soll ausschließlich 
in denjenigen Einzelfällen vollzogen werden, in 
denen dies unerlässlich ist. Die entsprechende 
Einzelfallentscheidung soll begründet und nach-
vollziehbar sein.

In einer besuchten Einrichtung in Nordrhein-
Westfalen (Köln) sowie in Berlin fand ein gene-
reller Nachteinschluss statt, wodurch Patientin-
nen und Patienten i.d.R. zwischen 22 Uhr und 7 
Uhr ihre Zimmer nicht verlassen konnten, auch 
nicht bei Mehrfachbelegung eines Zimmers.

Die Maßnahme wird regelmäßig durch die bau-
lichen Gegebenheiten und/oder die oftmals ge-
ringere Personalausstattung begründet.

Die Nationale Stelle regt an, einen generellen 
Nachteinschluss gänzlich zu vermeiden. Hierbei 
soll die Sicherheit der Patientinnen und Patien-
ten bestmöglich geschützt werden.

	+ Ein möglicher Lösungsansatz liegt darin, den 
Patientinnen und Patienten die Möglichkeit 
zu geben, ihre Zimmer eigenständig abzu-
schließen und somit den unerwünschten 
Eintritt von anderen Patientinnen oder Pa-
tienten verhindern zu können. Ein solches 
System hat die Nationale Stelle im Jahr 2024 
in Nordrhein-Westfalen (Hagen) beobach-
tet.

5.2.8 – Durchsuchung mit vollständiger 
Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 

191	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch der Klinik 
Deerth in Hagen vom 03.05.2024.
192	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch der Klinik 
für Forensische Psychiatrie des AWO-Psychiatriezentrums in 
Königslutter am 26.03.2024.
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und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach dem Bundesverfas-
sungsgericht einen schwerwiegenden Eingriff in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar.193 Sie 
dürfen nicht routinemäßig, unabhängig von fall-
bezogenen Verdachtsgründen, durchgeführt wer-
den.194

Es ist sicherzustellen, dass eine Durchsuchung, 
die mit einer Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs einhergeht, jeweils aus 
einer Entscheidung im Einzelfall hervorgeht. Die 
Mitarbeitenden sind hierfür zu sensibilisieren.

Im Jahr 2024 wurden in den besuchten Ein-
richtungen in Berlin und Nordrhein-Westfalen 
(Köln) sämtliche neu aufgenommene Personen 
unter vollständiger Entkleidung durchsucht. 

Die Nationale Stelle stellte bei den Besuchen 
innerhalb der o.g. Bundesländer aber gleichzeitig 
fest, dass andere forensische Einrichtungen, die 
Praxis der Durchsuchung mit vollständiger Ent-
kleidung auf den Einzelfall beschränkten.

Ist eine vollständige Entkleidung erforder-
lich, soll eine die Intimsphäre schonende Praxis 
der Entkleidung, beispielsweise in zwei Phasen, 
stattfinden, bei der jeweils eine Körperhälfte be-
kleidet bleibt.195

Während eine schonende Durchführung der 
Durchsuchung mit Entkleidung teilweise als 
nicht realisierbar angesehen wurde, setzten ande-
re Kliniken die Empfehlung der Nationalen Stelle 
um.

+ Bei der körperlichen Durchsuchung in
der besuchten Einrichtung in Hagen 
(Nordrhein-Westfalen) darf die Unterhose
anbehalten werden.

Das Niedersächsische Ministerium für So-
ziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
teilte nachträglich zum Besuch in Königslutter 

193	BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33; BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 
21.
194	BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn. 
16; BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 
22. In diesem Sinne vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.10.2020,
Roth ./. Deutschland, Individualbeschwerden Nrn. 6780/18
und 30776/18, Rn. 69, 72 – Verletzung von Artikel 3 EMRK.
195	Vgl. dazu, auch für die forensische Psychiatrie geltend, § 70 
Abs. 2 BremPsychKG: „Die Durchsuchung ist im Wege der
Halbentkleidung durchzuführen […]“.

mit, dass die Möglichkeit, die Untersuchung von 
Ober- und Unterkörper getrennt erfolgen zu las-
sen, gegeben werde.196

5.2.9 – Informationen zur Unterbrin-
gung

Die Hausordnung soll in den innerhalb der Kli-
nik verbreiteten Sprachen vorgehalten werden 
und leicht verständlich sein.197

Insbesondere in geschlossenen psychiatrischen 
Einrichtungen ist es wichtig, dass die unterge-
brachten Personen die Regeln und Strukturen 
der Einrichtung kennen, diese verstehen und 
gesetzte Grenzen für sie transparent sind. Dies 
kann sich deeskalierend auswirken und die Ver-
meidung von individuellen Krisensituationen so-
wie von Konflikten unterstützen.

Im Maßregelvollzug sind üblicherweise Men-
schen mit psychischen bzw. kognitiven Ein-
schränkungen und Behinderungen unterge-
bracht, für die Texte nicht zwingend leicht 
verständlich sind. Aufgrund dessen ist es wichtig, 
dass diese die Hausordnung jederzeit in einer für 
sie verständlichen Sprache lesen können.

In fünf Einrichtungen aus allen besuchten 
Bundesländern lag die Hausordnung in teilwei-
se sehr technischer und juristischer Sprache vor. 
Trotz der kulturell und ethnisch veränderten Pa-
tientenpopulation und der damit verbundenen 
Sprachbarriere – eine große Anzahl an Patientin-
nen und Patienten war der deutschen Sprache nur 
sehr bedingt mächtig –, wurden die Hausordnun-
gen lediglich in deutscher Sprache vorgehalten.

Das Niedersächsische Ministerium für Sozia-
les, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung teilte 
nachträglich zum Besuch in Osnabrück mit, dass 
ein Erlass mit entsprechenden Vorgaben an alle 
niedersächsischen Maßregelvollzugseinrich-
tungen herausgegeben wurde.198

5.2.10 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle

Zur Schonung des Schamgefühls soll, neben der 

196	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch am 
26.03.2024.
197	Siehe z.B. den Informationsflyer „Von Patienten für Patien-
ten“ der Klinik für Forensische Psychiatrie in Münster (Nord-
rhein-Westfalen), Bericht über den Besuch vom 17.08.2022.
198	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch des Ameos 
Klinikums für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie 
am 27.02.2024.
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Urinabgabe unter Beobachtung, grundsätzlich 
eine alternative Möglichkeit der Drogenkontrol-
le angeboten werden, sodass betroffene Personen 
die für sie weniger einschneidende Methode wäh-
len können.

Im Juli 2022 betonte das Bundesverfassungs-
gericht, dass Urinkontrollen unter Sicht, „die 
mit einer Entkleidung verbunden sind, […] ei-
nen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht“ darstellen.199 Das Gericht 
führte weiter aus, dass es mittlerweile Testalter-
nativen gäbe, die weniger in die Privatsphäre ein-
greifen und ähnlich genaue Ergebnisse liefern.

	+ In der Forensischen Psychiatrie Hagen 
(Nordrhein-Westfalen) wurden verschie-
dene Möglichkeiten der Drogentestung an-
geboten – neben der Urinkontrolle unter 
Sicht auch Marker- und Speicheltests.

In allen restlichen, im Jahr 2024 besuchten Ein-
richtungen erfolgte die Drogenkontrolle mittels 
Urinabgabe unter Sicht,200 größtenteils handelte 
es sich hierbei um die einzige angebotene Metho-
de.

Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Frau-
en und Verbraucherschutz Bremen teilte nach 
dem Besuch der Nationalen Stelle mit,201 den 
betroffenen Patientinnen und Patienten künf-
tig eine Alternative mit Kapillarblut anbieten zu 
wollen. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
teilte in seiner Stellungnahme vom 9. Dezember 
2024 mit, dass eine landeseinheitliche Vorgabe 
zu alternativen Methoden der Drogentestung im 
Rahmen einer geplanten Aktualisierung der Leit-
linie zur Behandlung von Personen, die nach § 64 
StGB untergebracht sind, geprüft würde. Auch 
das Niedersächsische Ministerium für Soziales, 
Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung erklärte, 
eine erneute Prüfung zur Erweiterung alterna-
tiver Testmöglichkeiten für den Nachweis von 
Drogenkonsum durchführen zu wollen.202

199	BVerfG, Beschluss vom 22.07.2022, Az.: 2 BvR 1630/21, Rn. 
27.
200	Berlin, Bremen, Köln und Königslutter.
201	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch der Klinik für 
Forensische Psychiatrie Bremen vom 26.07.2024.
202	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch der Foren-
sischen Psychiatrie und Psychotherapie Königslutter vom 
19.11.2024.

5.2.11 – Zugang nach draußen

Der Hof soll so häufig wie möglich genutzt wer-
den können, solange er gegen Entweichung und 
Selbstgefährdung gesichert ist.

Grundsätzlich sind in Forensischen Einrich-
tungen Menschen untergebracht, die langfristige 
seelische oder geistige Beeinträchtigungen ha-
ben.203 Nach Artikel 3 lit. a der UN-Behinderten-
rechtskonvention ist der Grundsatz der indivi-
duellen Autonomie zu achten. Die Bewegung im 
Freien besitzt einen eigenen Gesundheitswert, 
der durch keine andere Maßnahme ersetzt wer-
den kann.204

In Berlin, Bremen und Niedersachsen (Kö-
nigslutter) kritisierte die Nationale Stelle, dass 
der Hof ohne erkennbaren Grund öfter geschlos-
sen war als dies notwendig wäre bzw. nicht barrie-
refrei zugänglich, obwohl ein regelmäßiger und 
selbstbestimmter Aufenthalt im Freien sowohl 
für die Patientinnen und Patienten als auch für 
die Mitarbeitenden von Vorteil sein kann.

Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Frauen 
und Verbraucherschutz Bremen teilte nach dem 
Besuch der Nationalen Stelle mit,205 dahingehend 
die baulichen Gegebenheiten prüfen zu wollen.

6 – Stationäre Grenzkon-
trollen

6.1 – Einführung

Seit dem Jahr 2023 besucht die Nationale Stel-
le stationäre Grenzkontrollstationen (GKS), um 
präventiv einwirken zu können und Standards zu 
definieren. Ein besonderes Augenmerk liegt hier-
bei auf dem Schutz vulnerabler Personengruppen 
und deren Behandlung insbesondere bei Zurück-

203	Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention), 2006 
verabschiedet und 2008 in Kraft getreten, findet folglich An-
wendung.
204	Vgl. Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 5. Auflage, § 64 
StVollzG, Rn. 1.
205	Stellungnahme zum Bericht über den Besuch der Klinik für 
Forensische Psychiatrie Bremen am 26.07.2024.
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weisungen,206 Zurückschiebungen207 und Asylan-
trägen208 sowie auf dem Umgang mit Opfern des 
Menschenhandels.

In der Zeit vom 16. Oktober 2023 bis Ende 2024 
konnte die Nationale Stelle dahingehend sechs 
Besuche durchführen. Diese vergleichsweise ge-
ringe Anzahl erschwert eine umfassende Bewer-
tung der Bedingungen bei Grenzkontrollen wie 
auch die Identifizierung struktureller Defizite. 
Gleichzeitig zeigten die bisherigen Kontrollen, 
dass freiheitsentziehende Maßnahmen regelmä-
ßig erfolgen und insbesondere vulnerable Perso-
nengruppen besonderen Schutz benötigen.

Um die Verhältnismäßigkeit solcher Maßnah-
men und eine menschenwürdige Unterbringung 
zu gewährleisten, ist es unabdingbar, ein regelmä-
ßiges unabhängiges Monitoring sicherzustellen.

6.2 – Grenzpolizeiliche Kontrollpraxis der 
Bundespolizei

In einem Schreiben des Bundespolizeipräsidi-
ums vom 27. Februar 2024 wurde der Nationalen 
Stelle die grenzpolizeiliche Kontrollpraxis näher 
erläutert. Demnach gilt grundsätzlich, dass alle 
Reisenden, unabhängig von der Staatsangehö-
rigkeit, beim Grenzübertritt einen gültigen Pass 
oder Passersatz und ggfs. einen Aufenthaltstitel 
oder Visum mit sich führen und auf Verlangen 
im Zuge der Kontrolle aushändigen müssen. Be-
stehe der Anfangsverdacht der unerlaubten Ein-
reise aufgrund bspw. fehlender aufenthaltslegiti-
mierender Dokumente, würden Betroffene zur 
Klärung des Sachverhaltes und für die sich ggf. 
anschließende Sachbearbeitung festgehalten. 
Dabei werde die Identität der Betroffenen über-
prüft und festgestellt, zu relevanten Aspekten im 
Zusammenhang mit der Reise befragt und – so-
fern erforderlich – würden erkennungsdienstli-

206	Im Jahr 2024 wurden nach Angaben des BMI insgesamt 
45.337 Personen zurückgewiesen (Statistische Erfassung der 
Bundespolizei).
207	Im Jahr 2024 wurden nach Angaben der Bundesregierung 
insgesamt 2150 Personen zurückgeschoben, davon 1.827 auf 
dem Landweg. Von den Maßnahmen betroffen waren insge-
samt 266 Minderjährige, darunter 50 in Begleitung und 216, 
die ohne Begleitung einer/eines Erziehungsberechtigten 
zurückgeschoben wurden. Quelle: Deutscher Bundestag, 
Drucksache 20/14946.
208	Im Jahr 2024 wurden nach Angaben des BMI im Zusam-
menhang mit der Feststellung der unerlaubten Einreise bei 
der Grenzbehörde an der Grenze und im 30 km Bereich ins-
gesamt 14.501 Asylgesuche geäußert (Statistische Erfassung 
der Bundespolizei).

che Maßnahmen durchgeführt (z.B. Fingerabdrü-
cke und Lichtbilder).

Entscheidend für grenzpolizeiliche Maßnah-
men sei der aufenthaltsrechtliche Status der Per-
son. Sobald die polizeilichen Maßnahmen abge-
schlossen seien, könne die Person weiterreisen, 
sofern aufgrund der Umstände des Einzelfalls 
keine einreiseverhindernden oder aufenthaltsbe-
endenden Maßnahmen zu treffen seien. Stelle die 
betroffene Person ein Schutzersuchen, würde sie 
grundsätzlich an die zuständige Erstaufnahme-
einrichtung des jeweiligen Bundeslandes weiter-
geleitet.209 Unbegleitete Minderjährige würden 
aus Gründen der Jugendfürsorge der Obhut des 
Jugendamtes übergeben. Familien würden nicht 
getrennt; ebenso wie bei unbegleiteten Minder-
jährigen werde der Sachverhalt beschleunigt be-
arbeitet, um die Aufenthaltsdauer in den Dienst-
räumen der Bundespolizei so kurz wie möglich zu 
halten.

6.3 – Besuchstätigkeit

Am 9. Februar 2024 besuchte eine Delegation 
der Nationalen Stelle zwei stationäre GKS in bzw. 
bei Görlitz. Am 30. Juli 2024 wurde zudem die 
Grenzkontrolle an der Sächsisch-Tschechischen 
Grenze beobachtet.

6.3.1 – Stationäre Grenzkontrollstation 
Görlitz

Die stationäre Grenzkontrolle an der Bundes-
autobahn 4 an der Sächsisch-Polnischen Grenze 
wurde von der Bundespolizeiinspektion Lud-
wigsdorf durchgeführt. Die genutzte Infrastruk-
tur in Form alter Grenzposten wurde durch die 
Hinzunahme mobiler Einrichtungen (Container, 
Wärmezufuhr, Licht, WCs) ergänzt. Für die wei-
tere Sachbearbeitung wurden Personen in eine 
Halle verbracht. Die Halle verfügte über mehrere 
Kabinen, die mit Plastikvorhängen voneinander 
getrennt waren. Diese dienten u.a. der Durchsu-
chung mit Entkleidung, der erkennungsdienstli-
chen Behandlung sowie Befragungen. In einem 

209	Die Nationale Stelle hat zur Kenntnis genommen, dass seit 
dem Regierungswechsel im Jahr 2025 eine veränderte Praxis 
im Umgang mit Schutzersuchen an der Grenze zu beobachten 
ist. Offizielle Informationen hierzu lagen ihr zum Zeitpunkt 
der Drucklegung des Jahresberichts 2024 jedoch nicht vor, so-
dass sie an dieser Stelle noch keine fundierte Stellungnahme 
dazu abgeben kann. Die nachfolgenden Feststellungen und 
Empfehlungen beziehen sich auf die bisherige Praxis, in der 
Personen, bei denen ein Asylgesuch vorlag, nicht zurückge-
wiesen wurden.
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Lagerraum wurden Kleiderspenden und Utensi-
lien für Säuglinge und Kleinkinder vorgehalten. 
Für erkrankte Menschen war ein abgetrennter 
Aufenthaltsraum geschaffen worden. Neben der 
Halle waren aufgrund der zeitweise hohen Zu-
zugszahlen provisorische Zelte mit Feldbetten 
aufgebaut worden.210

Ebenfalls wurde die deutlich kleinere stationä-
re GKS an der Neißebrücke (Staatsstraße 125) in 
der Stadt Görlitz besucht. Dadurch dass das Bun-
despolizeirevier Görlitz in fußläufiger Distanz zu 
dem Kontrollposten liegt, wurden einschneiden-
de Maßnahmen – wie Durchsuchungen mit Ent-
kleidung – dort durchgeführt, damit der Schutz 
der Intim- und Privatsphäre gewährleistet wer-
den kann.

6.3.2 – Grenzkontrolle am Sächsisch-
Tschechischen Grenzübergang

Die Grenzkontrolle am Sächsisch-Tschechi-
schen Grenzübergang wurde von der Bundespoli-
zeiinspektion Klingenthal durchgeführt. Anders 
als bei besuchten GKS gab es weder bestehende 
bauliche Vorrichtungen noch Container, die zum 
Zwecke der Kontrollen genutzt werden konnten. 
Auf Nachfrage, unter welchen die Privatsphäre 
schützenden Bedingungen Durchsuchungen mit 
Entkleidung im Rahmen der Grenzkontrollen 
durchgeführt würden, gab die Bundespolizei an, 
dass diese nicht vor Ort, sondern erst auf der 35 
Minuten entfernten Dienststelle der Bundespoli-
zeiinspektion Klingenthal stattfinden würden.

An der Grenze befand sich lediglich ein Poli-
zeitransporter; vier männliche Bundespolizisten 
überprüften nach Deutschland einreisende Fahr-
zeuge. Zum Zeitpunkt des Besuchs waren keine 
besonderen Vorkommnisse im Rahmen der Kon-
trollen zu verzeichnen.

Im Anschluss besichtigte die Delegation den 
Inspektionssitz und konnte dabei eine Überprü-
fung des Gewahrsamsbereichs sowie angeforder-
ter Dokumentationen durchführen.

6.4 – Feststellungen und Empfehlungen

Das folgende Kapitel liefert eine Übersicht zu 
den Erkenntnissen, die bei den durchgeführten 
Besuchen erworben wurden, und auf deren Basis 
die Nationale Stelle Empfehlungen zur grenzpo-

210	Trotz der zum Zeitpunkt des Besuchs vergleichsweise nied-
rigen Zuzugszahlen, bleibt diese Infrastruktur erhalten, für 
den Fall, dass die Zahlen wieder steigen sollten.

lizeilichen Aufgabenwahrnehmung im Rahmen 
von Binnengrenzkontrollen erarbeitet hat.

6.4.1 – Befragung zum Anlass der Reise 
nach Deutschland

Der Grundsatz der Nichtzurückweisung (non 
refoulement) wäre rein fiktiver Natur, wenn es 
dem Staat möglich wäre, dessen Anwendung 
durch eine Verweigerung der Einreise oder eine 
Zurückweisung an der Grenze zu umgehen. Da-
her tragen die Beamtinnen und Beamten an der 
Grenze eine erhebliche Verantwortung: u.a. be-
steht ihre Aufgabe darin, Schutzgesuche wahrzu-
nehmen.

Damit ein solches Schutzgesuch „vorliegt“, ge-
nügt es nach Aussage der Bundespolizei nicht, 
dass die betreffende Person ein solches vorbringt. 
Diese wird mittels eines standardisierten Frage-
bogens und ggf. unter Hinzuziehung einer dol-
metschenden Person von der Bundespolizei zu 
ihren individuellen Einreisegründen befragt. Erst 
nach dieser Entscheidung über die Einreise prüft 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
ob das Vorbringen begründet, zulässig oder nach-
vollziehbar ist, was eine individuelle Evaluation 
jedes Antrags erfordert.

Da es sich bei der Entscheidung über die Ein-
reise um eine Feststellung mit potenziell weit-
reichenden Folgen für die Betroffenen handelt, 
ist eine möglichst einheitliche Anwendung der 
Entscheidungskriterien zu gewährleisten. Es ist 
dafür Sorge zu tragen, dass die Verantwortlichen 
entsprechend sensibilisiert und geschult werden.

Nur wenn den betroffenen Personen Zugang 
zu einem Verfahren gewährt wird, ist es möglich, 
sie wirksam gegen eine etwaige Verfolgung oder 
einen anderen ernsthaften Schaden zu schützen.

Fehlende Einspruchs- bzw. Beschwerdemög-
lichkeiten für Betroffene führen darüber hinaus 
dazu, dass individuell getroffene Entscheidungen 
nachträglich nicht von Gerichten überprüfbar 
sind.

6.4.2 – Bereitstellung von  
Informationen

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
Personen, die die Absicht haben ein Asyl- bzw. 
Schutzgesuch zu stellen, bei Überschreiten der 
Binnengrenze über jegliche aufenthaltsrechtli-
chen Rechte und Pflichten informiert sind.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800– 87 – 



88

Um den Zugang zum internationalen Schutz-
verfahren zu gewährleisten, sind geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen. Insbesondere sollen Betrof-
fene bereits beim ersten Kontakt an der Grenze 
mit mehrsprachigen Hinweisblättern belehrt und 
über die unmittelbar anstehenden Schritte infor-
miert werden.

6.4.3 – Sprachmittlung an der Grenze

Die Präsenz von Personen, die über einschlä-
gige Sprachkenntnisse verfügen, ist zu gewähr-
leisten. Dies kann durch den Zugang zur Sprach-
mittlung erfolgen.

Erst bei der Ankunft in der jeweiligen Bundes-
polizeiinspektion, in die die Personen nach ihrem 
Aufgriff zur weiteren Sachbearbeitung gebracht 
werden, wird bei Bedarf eine Dolmetscherin oder 
ein Dolmetscher bestellt. Jedoch kann es dazu 
kommen, dass eine Sprachmittlung bereits un-
mittelbar an der Grenze benötigt wird.

Die Möglichkeit, eine Sprachmittlung zu je-
der Zeit in Anspruch nehmen zu können, soll 
geschaffen werden. Dies kann auch telefonisch 
oder mittels eines Videodolmetscherdienstes ge-
schehen.

6.4.4 – Erkennen von Vulnerabilitäten

Vulnerablen Personengruppen sind „besondere 
Verfahrensgarantien“ einzuräumen.

Um dies zu gewährleisten, ist es notwendig die-
se frühzeitig zu identifizieren. Nur dann können 
sie bedarfsgerecht behandelt werden, was die 
Einleitung entsprechender Maßnahmenketten 
unter Berücksichtigung ihrer individuellen Be-
dürfnisse beinhaltet.

Die Nationale Stelle regt an, eine standardi-
sierte Verfahrensweise zu entwickeln, um ent-
sprechende Besonderheiten regelhaft zu iden-
tifizieren. Hierzu könnte beispielsweise die 
Entwicklung eines mehrsprachigen Fragebogens 
in Betracht gezogen werden.

6.4.5 – Weiterleitung zur Erstaufnahme-
einrichtung

Auch im Rahmen von Binnengrenzkontrollen 
werden schutzbegehrende Drittstaatsangehörige 
grundsätzlich an die zuständige Erstaufnahme-
einrichtung zum Zwecke der Prüfung asylrechtli-

cher Belange einschließlich etwaiger aufenthalts-
beendender Maßnahmen weitergeleitet. Diese 
Personen bekommen von der Bundespolizei eine 
Anlaufbescheinigung ausgestellt und sollen sich 
in der Regel selbstständig mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zur nächstgelegenen Erstaufnah-
meeinrichtung begeben.

Sofern Anzeichen vorliegen, dass die selbstor-
ganisierte Fahrt für Betroffene eine Überforde-
rung darstellt, soll die Bundespolizei in Zusam-
menarbeit mit anderen involvierten Stellen dafür 
Sorge tragen, dass ein Transport zur Erstaufnah-
meeinrichtung ermöglicht wird. Dies soll beson-
ders in Betracht gezogen werden, wenn die Be-
troffenen besondere Vulnerabilitäten aufweisen.
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1 – Besuchsübersicht 2024
Besuche der Bundesstelle

Datum Bezeichnung

08.01. Abschiebungsbeobachtung Chartermaßnahme Flughafen Berlin - Chișinău (Moldau)

09.01. Stationäre Grenzkontrolle Bundespolizeiinspektion Ludwigsdorf, Autobahn

09.01. Stationäre Grenzkontrolle Bundespolizeiinspektion Ludwigsdorf, Innenstadt

20.02. Abschiebungsbeobachtung Chartermaßnahme Flughafen Frankfurt – Bagdad (Irak)

27.02. Abschiebungsbeobachtung Chartermaßnahme Flughafen Düsseldorf – Kairo (Ägypten)

28.02. Pionierkaserne Gera

16.06. Bundespolizeirevier Gelsenkirchen

17.06. Grenzkontrolle Vetschau (Deutsch-Holländische Grenze)

17.06. Bundespolizeiinspektion Düsseldorf

18.06. Bundespolizeiinspektion Dortmund

24.06. Bundespolizeiinspektion Leipzig

25.06. Bundespolizeiinspektion Berlin-Hauptbahnhof

30.07. Grenzkontrolle Ebmath

30.07. Bundespolizeiinspektion Klingenthal

21.08. Abschiebungsbeobachtung Chartermaßnahme Flughafen Leipzig – Enfidha (Tunesien)
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Besuche der Länderkommission

Datum Bezeichnung

27.02. Forensische Psychiatrie, Osnabrück

26.03. Forensische Psychiatrie, Königslutter

17.04. Forensische Psychiatrie, Köln

23.04. Forensische Psychiatrie, Berlin

24.04. Abschiebungshafteinrichtung für Gefährder, Berlin

03.05. Forensische Psychiatrie, Hagen

16.06. Polizeipräsidium Gelsenkirchen im Rahmen der EURO 2024

17.06. Polizeipräsidium Düsseldorf im Rahmen der EURO 2024

18.06. Polizeipräsidium Dortmund im Rahmen der EURO 2024

23.06. Polizeipräsidium Frankfurt a. M. im Rahmen der EURO 2024

24.06. Polizeidirektion Leipzig im Rahmen der EURO 2024

25.06. Stadionwache im Olympiastadion im Rahmen der EURO 2024

25.06. Justizvollzugskrankenhaus Hohenasperg

02.07. Justizvollzugskrankenhaus Fröndenberg

09.07. Justizvollzugsanstalt Würzburg

17.07. Justizvollzugsanstalt München

25.07. Justizvollzugsanstalt Bremen

26.07. Forensische Psychiatrie, Bremen

29.07. Einrichtung für Abschiebungshaft, Hof

30.07. Justizvollzugsanstalt Stralsund

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/800 – 92 –



93

Datum Bezeichnung

02.08. Justizvollzugsanstalt Kassel

07.08. Polizeiinspektion Magdeburg

08.08. Justizvollzugsanstalt Burg

09.08. Kinder- und Jugendpsychiatrie, Bayern

09.08. Justizvollzugsanstalt Augsburg-Gablingen

28.08. Justizvollzugsanstalt Tegel

28.08. Justizvollzugskrankenhaus Plötzensee

11.09. Justizvollzugsanstalt Brandenburg a. H.

08.10. Justizvollzugsanstalt Hohenleuben

15.10. Justizvollzugsanstalt Meppen

16.10. Justizvollzugsanstalt Waldeck

24.10. Justizvollzugsanstalt Stuttgart

07.11. Justizvollzugsanstalt Neumünster

13.11. Polizeigewahrsam City, Berlin

21.11. Justizvollzugsanstalt Hof

26.11. Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Bayern

04.12. Justizvollzugsanstalt Rottenburg am Neckar

10.12. Justizvollzugskrankenhaus Lingen
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2 – Stellungnahmen zu im Entwurf befindlichen Rechtsvor-
schriften

Datum Bezeichnung

25.01. Gesetzentwurf u.a. zur Änderung des Niedersächsischen MVollzG

13.09. Entwurf eines Landesgesetzes über den Vollzug von Abschiebungshaft (RP)

21.10. Entwurf des Gesetzes zur Anpassung des nationalen Rechts an die Reform des GEAS

25.10. Referentenentwurf der Neufassung des 
Strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetzes (ST)

11.11. Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Maßregelvollzugsrechts (SL)

3 – Mitglieder der Bundesstelle
Name Amtsbezeichnung Seit Funktion

Ralph-Günther Adam Ltd. Sozialdirektor a. D. 06/2013 Leiter

Sabine Thurau Präsidentin des Hessischen LKA a. D. 04/2021 Stellv. Leiterin

4 – Mitglieder der Länderkommission
Name Amtsbezeichnung Seit Funktion

Rainer Dopp Staatssekretär a. D. 09/2012 Vorsitzender

Petra Heß ehemalige Bundestagsabgeordnete 09/2012 Mitglied

Dr. Helmut Roos Ministerialdirigent a. D. 07/2013 Mitglied

Petra Bertelsmeier Ltd. Oberstaatsanwältin a. D. 01/2019 Mitglied

Dr. Werner Päckert Ltd. Regierungsdirektor a. D. 01/2019 Mitglied

Friedhelm Kirchhoff Ltd. Regierungsdirektor a. D. 01/2022 Mitglied

Eva Moll-Vogel Präsidentin des Landgerichts a. D. 01/2023 Mitglied

Dr. med. Michael Brune Facharzt für Psychiatrie und Neurologie 05/2023 Mitglied
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5 – Mitarbeitende der Geschäftsstelle
Name Berufsbezeichnung Funktion

Dr. Sarah Teweleit Juristin (LL.M.) Leitung

Maximilian Acosta 
Schultze

Internationaler Sozialarbeiter 
(M.A.)

Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Pascal Décarpes Kriminologe (M.A., LL.M.) Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Aliza Mushtaq Juristin (LL.M.) Wissenschaftliche Mitarbeiterin

Moritz Reinbach Politik- &  
Migrationswissenschaftler M.Sc.

Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Judith Bene Kauffrau Sekretariat

6 – Aktivitäten im Berichtszeitraum 2024
Datum Ort Aktivität

10.01. Magdeburg Fachgespräch zur Suizidprävention in den Justizvollzugsanstalten 
des Landes Sachsen-Anhalt

22.01. Wiesbaden Austausch mit der Betreuungs- und Pflegeaufsicht (Hessisches Amt für 
Versorgung und Soziales)

01.02. Hannover Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Niedersächsischen MVollzG

27.02. Berlin Beitrag im Rahmen der Veranstaltung „Neuer Schwung für die UN-BRK 
in Deutschland: Wie weiter nach der Zweiten Staatenprüfung?“ (DIMR)

06.-07.03. online Teilnahme Tagung zur Sicherungsverwahrung

07.03. online Austauschgespräch mit der Kommission Ethik und Recht der DGPPN

13.03. Berlin Anhörung als Sachverständige im Menschenrechtsausschuss des Deut-
schen Bundestages

20.03. Berlin Empfang für Nichtregierungsorganisationen der AGs Menschenrechte 
und Wirtschaftliche Zusammenarbeit

27.03. online CoE - Conference, ECtHR judgments concerning involuntary detention 
and treatment on mental health grounds

03.04. Potsdam Austauschgespräch mit dem Vizepräsidenten des Bundespolizeipräsi-
diums

25.04. online Austauschgespräch mit dem SPT

15.-17.05. Leipzig Teilnahme 4. Bundestagung „Psychiatrie im Justizvollzug“
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Datum Ort Aktivität

04.-05.06. Straßburg European NPM Forum workshop

02.-03.07. Warschau ODIHR (Office for Democratic Institutions and Human Rights) – 
Radikalisierte Menschen in Haft

08.08. online Evaluierung „UEFA EURO 2024 & Menschenrechte“, Stakeholder-Be-
sprechung

27.08. Berlin Jahresberichtsempfang der Nationalen Stelle

28.08. Berlin Austauschgespräch mit dem BMI

02.09. Münster LWL Expert:innengespräch Psychiatrie und Recht

03.09. Walsrode Fachtagung „Medizinische Begleitung von Rückführungen“ (Bundespoli-
zei)

24.-25.09. Straßburg European NPM Forum Conference

01.10. Berlin Austauschgespräch im BMI: Überwachungsmechanismus im Rahmen der 
Screening-Verordnung

08.10. Augsburg Tagung der deutschen Seelsorger*innen im Maßregelvollzug

08.-10.11. Stuttgart Herbsttagung Netzwerk Migrationsrecht

12.11. online SPT, Webinar - Unabhängigkeit von NPM

13.11. Berlin Austauschgespräch mit dem Territorialen Führungskommando der 
Bundeswehr

14.-15.11. Berlin Erfahrungsaustausch deutschsprachiger NPM

15.11. Potsdam Austauschgespräch mit dem Präsidenten des Bundespolizeipräsidiums

27.-30.11. Berlin Vorträge im Rahmen des DGPPN-Kongresses

05.-06.12. Darmstadt Teilnahme an den 9. Gefängnis-Medizin-Tagen
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7 – Beiträge der Nationalen Stelle im Berichtsjahr
Menschenwürde und Forensische Psychiatrie. Erkenntnisse aus der Arbeit der Nationalen Stelle zur 
Verhütung von Folter, Kerbe, Forum für soziale Psychiatrie, 4/2024, S. 8-9.

Interview mit Herrn Staatssekretär a. D. Rainer Dopp, Die Welt am Abend, Bayern 2, ausgestrahlt am 
31.10.2024.

Foltervorwürfe in JVA in Bayern, Kontraste, RBB, ausgestrahlt am 21.11.2024.

Psychisch krank im Gefängnis, Deutschlandfunk Kultur, ausgestrahlt am 02.12.2024, https://www.
deutschlandfunkkultur.de/psychisch-krank-im-gefaengnis-dlf-kultur-8433a958-100.html.
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VIII  
Standards
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1 – Abschiebungen
1.1 – Abholungszeitpunkt 

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden 
werden. Bei Familien mit Kindern muss sie ver-
mieden werden.

1.2 – Abschiebung aus der Strafhaft

Eine Unterbringung in einer Abschiebehaft-
einrichtung nach Abschluss der Strafhaft soll 
vermieden werden. Zu diesem Zweck sollen alle 
Anstrengungen unternommen werden, ausreise-
pflichtige Personen, die sich in Strafhaft befin-
den, bis zum Ende der Strafhaft abzuschieben.

Es soll stets dafür Sorge getragen werden, dass 
die persönliche Habe, notwendige Medikamente 
und andere wichtige Gegenstände der abzuschie-
benden Personen mitgeführt werden.

1.3 – Abschiebung aus Bildungs-, Kranken- 
und Betreuungseinrichtungen

Abschiebungen aus Schutzräumen wie bspw. 
Krankenhäusern, Schulen und Kindertagesstät-
ten sollen nicht erfolgen.

1.4 – Achtung des Kindeswohls

Familien sollen durch eine Abschiebung nicht 
getrennt werden. Kinder sollen nicht gefesselt 
werden. Fesselungen von Eltern sollen nicht in 
Anwesenheit ihrer Kinder erfolgen. Im Falle von 
Abschiebungen von Kindern soll grundsätzlich 
eine Person dafür zuständig sein, das Kindeswohl 
während der Maßnahme sicherzustellen. Am 
Flughafen sollen geeignete Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Kinder vorgehalten werden.

1.5 – Ärztliche Untersuchung und Flugrei-
setauglichkeitsbescheinigung

Bei allen abzuschiebenden Personen muss zeit-
nah vor ihrer Abschiebung eine ärztliche Unter-
suchung zur Flugtauglichkeit durchgeführt wer-
den.

1.6 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

dar.211 Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.212

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sind die Gründe für die Entkleidung nachvoll-
ziehbar und vollständig zu dokumentieren. Die 
Durchsuchung soll zudem so schonend wie mög-
lich erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils 
eine Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht gleich-
geschlechtliche Bedienstete dürfen hierbei nicht 
anwesend sein.

1.7 – Fortbildung der Mitarbeitenden der 
Vollzugsbehörde

Abschiebungen sollen durch hinreichend quali-
fizierte und fortgebildete Beschäftigte vorgenom-
men werden. Bei jeder Abschiebungsmaßnahme 
sollen die verantwortlichen Vollzugsbedienste-
ten über die Vorgeschichte und Umstände der 
abzuschiebenden Person sowie generell über die 
rechtlichen und tatsächlichen Rahmenbedingun-
gen ausreichend informiert sein.

Entsprechende Fortbildungen sollen für alle 
zuständigen Vollzugsbediensteten (bspw. Zuführ-
kräfte der Landespolizeien oder Ausländerbehör-
den, private Sicherheitskräfte) durchgeführt wer-
den.

1.8 – Gepäck

Es soll jeder abzuschiebenden Person ermög-
licht werden, persönliche Gegenstände einzupa-
cken. Es soll dafür Sorge getragen werden, dass 
die abzuschiebende Person situationsgerecht 
und für das Zielland angemessen gekleidet ist 
und dass Ausweispapiere, notwendige Medika-
mente, Versorgungsmittel für Kinder sowie not-
wendige Hilfsmittel (z.B. eine Brille) eingepackt 
werden. Eine der die Abschiebung durchführen-
den Personen soll darauf achten, dass auch für 
abzuschiebende Kinder Gepäck gepackt wird. 
Grundlegende Hygieneartikel sowie ausreichend 
Kleidung sollen am Flughafen bereitgehalten und 
bei Bedarf ausgehändigt werden.

211	BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33.
212	VG Köln, Urteil vom 25.11.2015, Az.: 20 K 2624/14, Rn. 115 ff.
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1.9 – Handgeld

Die abzuschiebenden Personen sollen über ge-
nügend finanzielle Mittel für die Weiterreise vom 
Flughafen bis zum endgültigen Zielort sowie die 
für diese Strecke notwendige Verpflegung verfü-
gen.

1.10 – Information über den Zeitpunkt der 
Abschiebung

Ausreisepflichtige Personen sollen in Einzel-
fällen aus humanitären Gründen, z.B. wenn Fa-
milien mit Kindern oder kranke Personen be-
troffen sind, mit einem Vorlauf von mindestens 
einer Woche darüber informiert werden, dass 
ihre Abschiebung zeitnah bevorsteht.213 Eine ent-
sprechende Anpassung von § 59 Abs. 1 Satz 8 des 
Aufenthaltsgesetzes soll dies sicherstellen.

1.11 – Information über die Abschiebung

Abzuschiebende Personen sollen bei der Ab-
holung sofort, umfassend, schriftlich und in einer 
für sie verständlichen Sprache über die Abschie-
bungsmaßnahme informiert werden. Die Infor-
mation soll folgende Angaben enthalten:

• Ablauf der Abschiebung einschließlich der
Flugzeiten;

• Hinweise bezüglich des Gepäcks;
• Information über Rechte während der Maß-

nahme.

1.12 – Kommunikation während der gesam-
ten Abschiebung

Die Verständigung zwischen den abzuschie-
benden Personen und den Vollzugsbediensteten 
soll während der gesamten Maßnahme gesichert 
sein. Die Übersetzung durch Dolmetscherinnen 
oder Dolmetscher im Falle von Verständigungs-
schwierigkeiten kann nicht durch die schriftliche 
Information über den Ablauf der Maßnahme und 
die Rechte ersetzt werden. Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher können auch per Telefon oder 
Bildübertragung zugeschaltet werden.

Um die notwendige Sprachmittlung bei 
Zwangsmaßnahmen, wie bspw. einer Durchsu-
chung mit Entkleidung, zu gewährleisten, soll da-
rauf geachtet werden, dass die Auswahl der Dol-
metschenden entsprechend dem Geschlecht der 

213	Vgl. CPT/Inf (2019) 14, insbesondere Rn. 16-19, https://
rm.coe.int/1680945a2b (abgerufen am 01.05.2025).

abzuschiebenden Personen erfolgt.

1.13 – Kontakt zu einem Rechtsbeistand

Abzuschiebenden Personen ist während der 
Maßnahme Zugang zu einem Rechtsbeistand zu 
gewähren. Der Kontakt zum Rechtsbeistand soll 
zu Beginn der Abschiebung ermöglicht werden, 
sodass ggf. rechtliche Maßnahmen rechtzeitig er-
griffen werden können. Für den Fall, dass eine be-
troffene Person bisher keinen Kontakt zu einem 
Rechtsbeistand hatte, sind die Kontaktdaten ei-
nes Rechtsanwaltsnotdienstes mitzuteilen.

Bei (Telefon-)Gesprächen mit einem Rechts-
beistand ist Vertraulichkeit zu gewährleisten.

1.14 – Rücksichtnahme auf vulnerable 
Personen

Bei Abschiebungsmaßnahmen soll besonders 
auf die Bedürfnisse und Betreuung von vulnera-
blen Personengruppen, bspw. Kinder, Menschen 
mit Behinderung und kranke Personen, geachtet 
werden.

1.15 – Telefonate mit Angehörigen

Jeder abzuschiebenden Person soll die Mög-
lichkeit gewährt werden, Angehörige zu kontak-
tieren.

1.16 – Umgang mit Mobiltelefonen

Die Sicherstellung eines Mobiltelefons wäh-
rend der Abschiebung darf nur im begründeten 
Einzelfall erfolgen. Liegen die Voraussetzungen 
für die Sicherstellung nicht mehr vor, sind die 
Mobiltelefone wieder herauszugeben. Vor der Si-
cherstellung ist den abzuschiebenden Personen 
die Gelegenheit zu geben, sich relevante Telefon-
nummern zu notieren.

1.17 – Verpflegung

Getränke und Essen müssen in ausreichender 
Menge während der Abschiebungsmaßnahme 
verfügbar sein.

2 – Abschiebungshaft
2.1 – Ärztliche Zugangsuntersuchung

Bei jeder ausreisepflichtigen Person muss in 
der Abschiebungshaft oder im Ausreisegewahr-
sam eine ärztliche Zugangsuntersuchung durch-
geführt werden. Es soll sichergestellt sein, dass 
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Hinweise auf Traumatisierungen und psychische 
Erkrankungen erkannt werden. Bei Verständi-
gungsschwierigkeiten soll ein Dolmetscherdienst 
für die Zugangsuntersuchung hinzugezogen wer-
den. Die Übersetzung durch eine andere aus-
reisepflichtige Person ist aus Gründen der Ver-
traulichkeit nicht geeignet. Außerdem ist bei 
Übersetzungen durch Bedienstete und andere 
ausreisepflichtige Personen nicht sichergestellt, 
dass Fachbegriffe und Sachzusammenhänge rich-
tig in die andere Sprache übersetzt werden.

2.2 – Außenkontakte

Ausreisepflichtigen soll möglichst uneinge-
schränkter Besuch, insbesondere von Angehö-
rigen, ermöglicht werden. Um den Kontakt zu 
ihrer Familie und dem Heimatland aufrechtzu-
erhalten oder aufzunehmen und die Rückkehr zu 
erleichtern, sollen sie zudem Mobiltelefone be-
nutzen dürfen und Internetzugang haben.

2.3 – Beschäftigung und Freizeitgestaltung

Ausreisepflichtige sollen ihre Zeit sinnvoll ge-
stalten können. Hierzu sollen täglich ausreichend 
Möglichkeiten angeboten werden. Dies umfasst 
auch den Zugang zu Gemeinschaftsräumen, Ge-
betsräumen und die Nutzung einer Küche zur 
eigenen Essenszubereitung.

2.4 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar. Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen, und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nachvoll-
ziehbar dokumentiert werden. Die Durchsu-
chung soll zudem so schonend wie möglich er-
folgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine 
Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht gleichge-
schlechtliche Bedienstete dürfen hierbei nicht 
anwesend sein.

2.5 – Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen 

im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen 
Person soll die Möglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette 
benutzt.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Al-
lenfalls bei einer Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im 
Einzelfall abgewogene, begründete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar, 
einen Haftraum ohne Einschränkung zu über-
wachen. Bei jeder Kameraüberwachung, die den 
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schließlich eine Person desselben Geschlechts 
die Überwachung vornehmen.

2.6 – Fixierung

Die Nationale Stelle definiert den Begriff der 
Fixierung als die Entziehung der Bewegungsfrei-
heit durch das Festbinden von Armen, Beinen 
und ggf. der Körpermitte mit dem Ergebnis, dass 
die betroffene Person ihre Sitz- oder Liegeposi-
tion nicht oder nur unwesentlich selbstständig 
verändern kann. Sie stellt hierfür folgende Forde-
rungen auf:

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio und 
unter klaren und engen Voraussetzungen anzu-
ordnen sowie auf den kürzest möglichen Zeit-
raum zu beschränken. Für eine möglichst scho-
nende Durchführung einer Fixierung ist ein 
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung 
des Schamgefühls soll die fixierte Person ange-
messen bekleidet werden. Es ist eine regelmäßige 
ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Die fixier-
te Person muss zudem ständig und persönlich 
durch therapeutisches oder pflegerisches Perso-
nal überwacht werden, welches sich in der un-
mittelbaren Nähe befindet (Eins-zu-eins-Betreu-
ung). Für eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist 
eine richterliche Entscheidung erforderlich.214  
Die Maßnahme soll mit der betroffenen Person 
nachbesprochen werden.215 Außerdem ist sie nach 
Beendigung der Maßnahme auf die Möglichkeit 
hinzuweisen, die Zulässigkeit der durchgeführten 

214	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
215	DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang: 
Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwach-
senen“.
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Fixierung gerichtlich überprüfen zu lassen.216

Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die 
Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

2.7 – Kameraüberwachung

Eine Kameraüberwachung soll nur erfolgen, 
wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Person un-
erlässlich ist. Die Gründe für die Kameraüber-
wachung sollen nachvollziehbar und vollständig 
dokumentiert werden. Zudem muss die betrof-
fene Person auf die Kameraüberwachung hin-
gewiesen werden. Die bloße Sichtbarkeit der 
Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für 
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

2.8 – Kleidung

Es soll den Ausreisepflichtigen grundsätzlich 
gestattet sein, eigene Kleidung zu tragen.

2.9 – Personal

Das Personal einer Einrichtung zum Vollzug 
von Abschiebungshaft oder Ausreisegewahrsam 
soll speziell für diesen Bereich ausgewählt und 
fortgebildet sein.

2.10 – Psychologische und psychiatrische 
Betreuung

Die Einrichtung soll sicherstellen, dass bei Be-
darf eine Psychologin oder ein Psychologe bzw. 
eine Psychiaterin oder ein Psychiater hinzugezo-
gen wird.

2.11 – Rechtsberatung

Ausreisepflichtigen muss die Gelegenheit ge-
geben werden, eine Rechtsberatung in Anspruch 
zu nehmen.

2.12 – Rechtsgrundlage

Da sich Abschiebungshaft und Ausreisege-
wahrsam hinsichtlich der Unterbringungsbe-
dingungen von der Strafhaft unterscheiden sol-
len217 und Grundrechtseingriffe, die über die 

216	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
217	Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über gemeinsame Normen und Ver-
fahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhäl-
tiger Drittstaatsangehöriger vom 16. Dezember 2008.

Unterbringung in einer solchen Einrichtung hi-
nausgehen, einer eigenen gesetzlichen Grund-
lage bedürfen,218 ist für den Vollzug von Abschie-
bungshaft und Ausreisegewahrsam eine spezielle 
Rechtsgrundlage zu schaffen.

2.13 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Abschiebungshäftlingen 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
grundsätzlich auch, dass sie mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Haftraums bemerk-
bar machen.

2.14 – Unterbringung Minderjähriger

Unbegleitete Minderjährige sollen nicht in Ab-
schiebungshaft oder Ausreisegewahrsam, son-
dern in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe untergebracht werden. Bei der Unterbringung 
von Minderjährigen gemeinsam mit ihren Er-
ziehungsberechtigten in Abschiebungshaft oder 
einem Ausreisegewahrsam ist darauf zu achten, 
dass sie dem Kindeswohl entspricht.

2.15 – Waffen im Gewahrsam

In Einrichtungen der Abschiebungshaft oder 
Ausreisegewahrsamen sollen Schusswaffen vor 
dem Betreten des Gewahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen 
Räumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken in keinem Fall verhältnismä-
ßig und soll daher innerhalb von Einrichtungen 
unterlassen werden.219

2.16 – Zugangsgespräch

Mit jeder neu aufgenommenen Person muss ein 
Zugangsgespräch geführt und hierbei der Grund 
für ihre Unterbringung erklärt werden. Zudem 
muss sie über ihre Rechte informiert werden.

Im Rahmen des Zugangsgesprächs soll in be-
sonderem Maße auf Anhaltspunkte für eine psy-
chische Erkrankung geachtet werden. Ggf. soll 
eine Psychologin oder ein Psychologe hinzugezo-
gen werden.

Daher sollen diejenigen Bediensteten einer 
Einrichtung, denen die Führung des Zugangsge-
sprächs obliegt, speziell dafür fortgebildet wer-

218	BVerfG, Urteil vom 31.05.2006, Az.: 2 BvR 1673/04.
219	EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individual-
beschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86, 
https://rm.coe.int/1680697fb3 (abgerufen am 01.05.2025).
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den, Anhaltspunkte für Traumatisierungen und 
psychische Erkrankungen zu erkennen. Auch 
beim Zugangsgespräch muss bei Verständigungs-
schwierigkeiten ein Dolmetscherdienst hinzuge-
zogen werden.

3 – Bundes- und Landespoli-
zei, Zoll

3.1 – Ausstattung und Zustand der Gewahr-
samsräume

Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die 
Ausstattung und der Zustand der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigen. Die Ge-
wahrsamsräume sollen jeweils mit einem Rauch-
melder, Notrufknopf, regulierbarem Licht, einer 
schwer entflammbaren, abwaschbaren Matratze, 
einer Decke und einer Kopfunterlage ausgestat-
tet sein. Wenn lediglich eine niedrige Liege zur 
Verfügung steht, soll zusätzlich eine Sitzgelegen-
heit in üblicher Höhe vorhanden sein.

Um den Schutz der im Gewahrsam unterge-
brachten Personen im Falle eines Feuers zu ge-
währleisten, ist es notwendig, die Gewahrsams-
räume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen 
im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf be-
merkbar machen können. Die Funktionsfähig-
keit der Notrufanlage muss gewährleistet sein 
und soll vor jeder Belegung überprüft werden.

Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit 
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu 
erleichtern, soll in Gewahrsamsräumen die Mög-
lichkeit bestehen, die Beleuchtung zu regulieren.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam 
soll natürlicher Lichteinfall vorhanden sein. Au-
ßerdem soll die Raumtemperatur im Gewahrsam 
angemessen sein.

3.2 – Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverzüglich 
und in jedem Fall über ihre Rechte zu belehren. 
Belehrungsformulare sind hierzu in verschiede-
nen Sprachen bereit zu halten. Die Formulare 
müssen zumindest Informationen darüber ent-
halten, dass die Betroffenen das Recht haben, 
sich ärztlich untersuchen zu lassen, einen Rechts-
beistand zu konsultieren und eine Vertrauensper-
son sowie ggf. das Konsulat ihres Heimatstaates 

zu informieren. Belehrungen sollen im Gewahr-
samsbuch dokumentiert werden, damit bei 
Schichtwechseln den übernehmenden Bediens-
teten auf einen Blick ersichtlich ist, in welchen 
Fällen eine Belehrung aus bestimmten Gründen 
noch nicht stattgefunden hat. Hat eine Beleh-
rung bei Aufnahme nicht stattgefunden, ist sie 
nachzuholen.

3.3 – Dokumentation

In Polizei- und Zolldienststellen soll die Ge-
wahrsamsdokumentation aussagekräftig und 
nachvollziehbar sein. Dies dient dem Schutz der 
im Gewahrsam untergebrachten Personen, aber 
auch dem der zuständigen Bediensteten.

Dokumentiert werden sollen folgende Anga-
ben:

	- die Personalien,
	- der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsent-

zuges,
	- die verantwortlichen Bediensteten bei der 

Einlieferung in das Gewahrsam und der Be-
treuung im Gewahrsam,

	- der gesundheitliche Zustand der Person,
	- ob die Person über ihre Rechte belehrt wur-

de,
	- ob die Person über den Grund des Freiheits-

entzuges aufgeklärt wurde,
	- ob eine richterliche Anordnung eingeholt 

wurde,
	- die Begründung im Falle einer Durchsu-

chung mit Entkleidung,
	- Name der oder des durchsuchenden Be-

diensteten,
	- die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Na-

menskürzel der jeweiligen Bediensteten,
	- der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,
	- die Abnahme und die spätere Aushändigung 

von persönlichen Gegenständen,
	- der Entlassungszeitpunkt.
	- War eine Belehrung zu Beginn des Freiheits-

entzuges nicht möglich, soll dokumentiert 
werden, ob diese spätestens zum Zeitpunkt 
der Entlassung nachgeholt wurde.

Die Dokumentation soll in regelmäßigen Ab-
ständen von Vorgesetzten auf vollständige Füh-
rung hin überprüft werden. Diese Kontrollen sol-
len vermerkt werden.
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3.4 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar.220 Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen, und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.221

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nachvoll-
ziehbar und vollständig dokumentiert werden. 
Die Durchsuchung soll zudem so schonend wie 
möglich erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass je-
weils eine Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht 
gleichgeschlechtliche Bedienstete dürfen hierbei 
nicht anwesend sein.

3.5 – Einsehbarkeit des Gewahrsams

Das Gewahrsam darf nicht von Dritten einseh-
bar sein.

3.6 – Einsicht in den Toilettenbereich

Es ist auf jeden Fall sicherzustellen, dass in Ge-
wahrsam genommene Personen nicht bei der To-
ilettennutzung beobachtet werden. Beispielswei-
se kann ein Sichtschutz so angebracht werden, 
dass keine Einsicht in den Toilettenbereich mög-
lich ist.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allein 
in Fällen akuter Selbstverletzungs- oder Suizid-
gefahr erscheint eine im Einzelfall abgewogene, 
begründete und nachvollziehbar dokumentierte 
Entscheidung denkbar, den Gewahrsamsraum 
ohne Einschränkung zu überwachen. Bei jeder 
Kameraüberwachung, die den Toilettenbereich 
unverpixelt umfasst, soll ausschließlich eine Per-
son desselben Geschlechts die Überwachung 
vornehmen.

3.7 – Fesselung

Im Unterschied zu einer Fixierung versteht die 
Nationale Stelle unter einer Fesselung das Ein-

220	BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33.
221	VG Köln, Urteil vom 25.11.2015, Az.: 20 K 2624/14, Rn. 115 ff.

schränken der Bewegungsfreiheit durch das An-
binden oder Aneinanderbinden der Arme oder 
Beine.

Das Anbinden von Personen an der Wand oder 
an einen sonstigen Gegenstand beeinträchtigt 
die Menschenwürde und ist zu unterlassen.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen für Fesselungen im Gewahr-
sam sog. Handfixiergürtel aus Textil222 vorgehal-
ten und verwendet werden.

3.8 – Fixierung

Auf Fixierungen ist im Gewahrsam der Polizei 
und des Zolls vollständig zu verzichten.

3.9 – Größe von Gewahrsamsräumen

Im Gewahrsam muss eine menschenwürdige 
Unterbringung gewährleistet sein.

Ein Einzelgewahrsamsraum muss über eine 
Grundfläche von mindestens 4,5 qm verfügen. In 
Sammelgewahrsamsräumen muss jeder Person 
eine Grundfläche von mindestens 3,5 qm zur Ver-
fügung stehen.

Die gegenüberliegenden Wände eines Gewahr-
samsraums müssen mindestens 2 m Abstand von-
einander aufweisen und die Deckenhöhe muss 
deutlich mehr als 2 m betragen.

3.10 – Kameraüberwachung

In Polizei- und Zolldienststellen soll eine Ka-
meraüberwachung nur erfolgen, wenn sie im Ein-
zelfall zum Schutz der Person unerlässlich ist. Die 
Gründe für die Kameraüberwachung sollen nach-
vollziehbar und vollständig dokumentiert wer-
den. Zudem muss die betroffene Person auf die 
Kameraüberwachung hingewiesen werden. Die 
bloße Sichtbarkeit der Überwachungskamera 
ist nicht ausreichend. Für die betroffene Person 
soll erkennbar sein, ob die Überwachungskamera 
eingeschaltet ist.

3.11 – Mehrfachbelegung von Gewahrsams-
räumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung ist 
es unabdingbar, dass bei Mehrfachbelegung von 
Gewahrsamsräumen die Toilette vollständig ab-
getrennt und gesondert entlüftet ist.

222	Es wird z.B. auf den Handfixiergürtel der Firma Segufix ver-
wiesen.
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3.12 – Recht auf ärztliche Untersuchung

Jede in Haft genommene Person hat einen An-
spruch darauf, eine Ärztin oder einen Arzt zu 
konsultieren.

3.12A – Medizinische Überwachung beim 
Ausscheiden von Drogenpäckchen

Aufgrund des Gefährdungspotentials und um 
das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit bestmöglich zu schützen, soll eine sich 
in Gewahrsam befindende Person, welche Dro-
gen inkorporiert hat, vor, während und nach dem 
Ausscheiden der Fremdkörper medizinisch über-
wacht werden.

3.13 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
auch, dass sie grundsätzlich mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Gewahrsamsraums 
bemerkbar machen.

3.14 – Unabhängige Beschwerdestellen und 
Ermittlungsstellen

Ein wesentliches Element der Prävention von 
Übergriffen durch Bedienstete ist, dass Fehlver-
halten aufgedeckt, verfolgt und bestraft wird.

Es sollen in allen Bundesländern unabhängige 
Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen ge-
schaffen werden.223

3.15 – Vertraulichkeit von Gesprächen

Vertrauliche Gespräche zwischen der betroffe-
nen Person und ihrem Rechtsbeistand sind zu er-
möglichen. Auch die Gespräche mit einer Ärztin 
oder einem Arzt sowie mit Angehörigen sollen 
vertraulich sein.

3.16 – Waffen im Gewahrsam

Schusswaffen sollen vor dem Betreten des Ge-
wahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen 
Räumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken in keinem Fall verhältnismäßig 
und soll daher innerhalb von Polizei- und Zoll-

223	Siehe u.a. EGMR, Kummer ./. Tschechische Republik, 
Urteil vom 25.07.2013, Individualbeschwerde Nr. 32133/11, Rn. 
83; Eremiášova und Pechová ./. Tschechische Republik, Urteil 
vom 16.02.2012, Individualbeschwerde Nr. 23944/04, Rn. 135.

dienststellen unterlassen werden.224

4 – Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe

4.1 – Beschwerdemöglichkeiten

Die Kinder und Jugendlichen müssen in die 
Lage versetzt werden, Beschwerden bei einer ge-
eigneten Stelle vorzubringen. Neben Ansprech-
personen innerhalb der Einrichtung sind hier-
zu entsprechend § 9a SGB VIII in den Ländern 
Ombudsstellen einzurichten, an die sich junge 
Menschen und ihre Familien zur Beratung in 
und zur Klärung von Konflikten wenden können. 
Landesrechtlich sind hierzu die nötigen Voraus-
setzungen zu schaffen.

Es muss gewährleistet sein, dass Kinder und Ju-
gendliche ungehindert und vertraulich Kontakt 
zu einer solchen Ombudsstelle aufnehmen kön-
nen. Die Beschwerdewege einschließlich der nö-
tigen Kontaktdaten sollen in einem altersgerecht 
formulierten Merkblatt oder der Hausordnung 
aufgeführt und den jungen Menschen zu Beginn 
ihrer Aufnahme in der Einrichtung erklärt wer-
den.

4.2 – Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
ist, soll täglich mindestens eine Stunde die Mög-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden. 
Kindern und Jugendlichen soll dies noch deutlich 
umfangreicher ermöglicht werden.

4.3 – Informationen über Rechte

Kinder und Jugendliche müssen bei ihrer Auf-
nahme in die Einrichtung schriftlich über die 
ihnen zustehenden Rechte informiert werden. 
Diese Informationen müssen in altersgerechter 
Form vermittelt werden.

4.4 – Kameraüberwachung

In Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
soll eine Kameraüberwachung nur erfolgen, wenn 
sie im Einzelfall zum Schutz der Person unerläss-
lich ist. In keinem Fall kann und darf die Kame-
raüberwachung die Präsenz der Mitarbeitenden 
ersetzen. Die Gründe für die Kameraüberwa-

224	EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individual-
beschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86.
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chung sollen nachvollziehbar und vollständig 
dokumentiert werden. Zudem müssen die be-
troffenen Personen auf die Kameraüberwachung 
hingewiesen werden. Die bloße Sichtbarkeit der 
Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für 
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

5 – Justizvollzug
5.1 – Bekleidung im besonders gesicherten 

Haftraum

In einem besonders gesicherten Haftraum un-
tergebrachten Personen ist eine angemessene, 
undurchsichtige Bekleidung auszuhändigen.

5.2 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen 
des Bundesverfassungsgerichts einen schwer-
wiegenden Eingriff in das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht dar.225 Eine routinemäßige Durch-
führung, unabhängig von einzelfallbezogenen 
Verdachtsgründen, ist nicht zulässig.226 Um dieser 
Voraussetzung gerecht zu werden, müssen allge-
meine Anordnungen über Durchsuchungen mit 
Entkleidung unter Verhältnismäßigkeitsaspek-
ten Raum für Ausnahmeentscheidungen lassen. 
Das Personal muss dafür sensibilisiert sein, dass 
im Einzelfall auf eine vollständige Entkleidung 
verzichtet werden kann.

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nachvoll-
ziehbar dokumentiert werden. Ist eine vollstän-
dige Entkleidung erforderlich, soll eine die In-
timsphäre schonende Praxis der Entkleidung, 
z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei der jeweils 
eine Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht gleich-
geschlechtliche Bedienstete dürfen hierbei nicht 
anwesend sein.

5.3 – Duschen

Personen, denen die Freiheit entzogen wird, 
sollen die Möglichkeit haben, auf Wunsch alleine 
zu duschen. In Gemeinschaftsduschräumen soll 

225	BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33.
226	BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn. 
16.

zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein.

5.4 – Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen 
im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen 
Person soll die Möglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette 
benutzt.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Al-
lenfalls bei einer Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im 
Einzelfall abgewogene, begründete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar, 
einen Haftraum ohne Einschränkung zu über-
wachen. Bei jeder Kameraüberwachung, die den 
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schließlich eine Person desselben Geschlechts 
die Überwachung vornehmen.

5.5 – Einzelhaft

Um die negativen Auswirkungen der Einzelhaft 
auf die psychische und physische Gesundheit 
der Betroffenen abzumildern, soll ihnen ausrei-
chend Gelegenheit zu Kontakt zu anderen Perso-
nen (z.B. durch erweiterte Besuchszeiten) und zu 
sinnvoller Betätigung gegeben werden. Auch sind 
Betroffene regelmäßig psychiatrisch oder psy-
chologisch zu betreuen. Dies soll in einem ange-
messenen und vertraulichen Rahmen stattfinden.

5.6 – Fixierung

Fixierungen227 sind lediglich als ultima ratio und 
unter klaren und engen Voraussetzungen anzu-
ordnen sowie auf den kürzest möglichen Zeit-
raum zu beschränken. Für eine möglichst scho-
nende Durchführung einer Fixierung ist ein 
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung 
des Schamgefühls soll die fixierte Person ange-
messen bekleidet werden. Es ist eine regelmäßige 
ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Die fixierte 
Person muss zudem ständig und persönlich durch 
therapeutisches oder pflegerisches Personal 
überwacht werden, welches sich in der unmittel-
baren Nähe befindet (Eins-zu-eins-Betreuung). 
Für eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist eine 

227	Definition: Siehe unter VIII 2.6 - Fixierung.
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richterliche Entscheidung erforderlich.228 Die 
Maßnahme soll mit der betroffenen Person nach-
besprochen werden.229 Außerdem ist sie nach 
Beendigung der Maßnahme auf die Möglichkeit 
hinzuweisen, die Zulässigkeit der durchgeführten 
Fixierung gerichtlich überprüfen zu lassen.230

Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die 
Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

5.7 – Größe von Hafträumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm231 exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen. Für den Fall, dass der Sanitärbereich 
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für den Sani-
tärbereich zu addieren, sodass die Gesamtfläche 
mindestens 7 qm beträgt. Bei Mehrfachbelegung 
muss eine Fläche von 4 qm für jede weitere Per-
son exklusive des Sanitärbereichs hinzukommen.

5.8 – Kameraüberwachung

In Justizvollzugsanstalten soll eine Kamera-
überwachung nur erfolgen, wenn sie im Einzelfall 
zum Schutz der Person unerlässlich ist. In keinem 
Fall kann und darf die Kameraüberwachung die 
Präsenz der Mitarbeitenden ersetzen. Die Grün-
de für die Kameraüberwachung sollen nachvoll-
ziehbar und vollständig dokumentiert werden. 
Zudem muss die betroffene Person auf die Kame-
raüberwachung hingewiesen werden. Die bloße 
Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht 
ausreichend. Für die betroffene Person soll er-
kennbar sein, ob die Überwachungskamera ein-
geschaltet ist.

5.9 – Mehrfachbelegung von Hafträumen 
ohne abgetrennte Toilette

Hafträume, in denen mehr als eine Person un-
tergebracht wird, müssen nach Rechtsprechung 

228	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
229	DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang: 
Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwach-
senen“.
230	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
231	6 qm stellen den absoluten Mindeststandard dar. Kleinere 
Hafträume verstoßen nach Auffassung der Nationalen Stelle 
gegen Art. 1 des Grundgesetzes. Darüberhinausgehende ge-
setzliche Anforderungen sind zu beachten und werden be-
grüßt.

des Bundesverfassungsgerichts232 über eine voll-
ständig abgetrennte und gesondert entlüfte-
te Toilette verfügen. Eine Unterbringung ohne 
eine solche Abtrennung verstößt gegen die Men-
schenwürde.

5.10 – Nutzung von Absonderungsräumen

Sind zusätzlich zu dem besonders gesicherten 
Haftraum ohne gefährdende Gegenstände wei-
tere Absonderungsräume vorhanden, deren Aus-
stattung einem besonders gesicherten Haftraum 
entspricht, müssen dieselben Voraussetzungen 
für die Unterbringung erfüllt sein. Darüber hin-
aus muss eine umfassende Dokumentation erfol-
gen, die der für den besonders gesicherten Haft-
raum entspricht.

5.11 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Gefangenen soll respektvoll 
ausgestaltet sein. Hierzu gehört auch, dass sie 
grundsätzlich mit „Sie“ angesprochen werden 
und sich Bedienstete in geeigneter Weise vor dem 
Betreten des Haftraums bemerkbar machen.

5.12 – Türspione und Sichtfenster

Mit Ausnahme von Beobachtungsräumen sol-
len Türspione und Sichtfenster blickdicht ge-
macht werden, um die Privatsphäre der unterge-
brachten Personen zu schützen.

5.13 –  Übersetzung bei ärztlichen Gesprä-
chen

Bei Gesprächen, deren Inhalt der ärztlichen 
Schweigepflicht unterliegt, muss die Vertraulich-
keit gewahrt sein. Zudem müssen Fachbegriffe 
und Sachzusammenhänge richtig in die andere 
Sprache übersetzt werden. Bei Verständigungs-
schwierigkeiten ist ein Dolmetscherdienst in 
Anspruch zu nehmen. Die Übersetzung durch 
Mitgefangene oder nichtärztliches Personal der 
Einrichtung ist ungeeignet.

5.14 – Umgang mit vertraulichen medizini-
schen Informationen

Um die Vertraulichkeit medizinischer Informa-
tionen zu wahren, sind Hinweise, z.B. auf Infek-
tionskrankheiten, ausschließlich in der Kranken-
akte, nicht aber in der Gefangenenpersonalakte, 
zu vermerken. Dadurch wird sichergestellt, dass 

232	BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BvR 409/09, Rn. 
30.
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ausschließlich medizinisches Personal, nicht je-
doch der Allgemeine Vollzugsdienst, Kenntnis 
darüber erhält.

5.15 – Zustand von Hafträumen

In Justizvollzugsanstalten ist Gefangenen in 
ihrem Haftraum Zugang zu natürlichem, unge-
filtertem Licht zu gewähren. Der Blick ins Freie 
darf nicht durch undurchsichtige Plexiglasschei-
ben oder ähnliches verhindert werden.

6 – Psychiatrische Kliniken
6.1 – Absonderung

Absonderungen dürfen nur auf der Grundlage 
einer individuellen Risikobewertung und nur für 
die kürzest mögliche Zeit durchgeführt werden. 
Absonderungen über eine nicht nur kurzfristige 
Dauer bedürfen einer gerichtlichen Genehmi-
gung.233

6.2 – Bekleidung im Kriseninterventions-
raum

In einem Kriseninterventionsraum unterge-
brachten Personen ist eine angemessene, un-
durchsichtige Bekleidung auszuhändigen.

6.3 – Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
ist, soll täglich mindestens eine Stunde die Mög-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden. 
Kindern und Jugendlichen soll dies noch deutlich 
umfangreicher ermöglicht werden.

6.4 – Dokumentation von Zwangsmaßnah-
men

Die Dokumentation von Zwangsmaßnahmen 
soll umfassend, nachvollziehbar und vollstän-
dig sein. Die Gründe für die Maßnahme sollen 
schriftlich ausformuliert werden. Dies beinhaltet 
auch die Dokumentation darüber, welche milde-
ren Mittel vorab eingeleitet wurden und weshalb 
sie gescheitert sind.

6.5 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 

233	Nach § 32 Abs. 3 StrUG NRW sind in psychiatrischen Kli-
niken in Nordrhein-Westfalen alle Formen der Absonderung, 
sofern deren Dauer 24 Stunden überschreitet, an eine gericht-
liche Genehmigung (sog. Richtervorbehalt) gebunden.

und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen 
des Bundesverfassungsgerichts einen schwer-
wiegenden Eingriff in das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht dar.234 Eine routinemäßige Durch-
führung, unabhängig von einzelfallbezogenen 
Verdachtsgründen, ist nicht zulässig.235 Um dieser 
Voraussetzung gerecht zu werden, müssen allge-
meine Anordnungen über Durchsuchungen mit 
Entkleidung unter Verhältnismäßigkeitsaspek-
ten Raum für Ausnahmeentscheidungen lassen. 
Das Personal muss dafür sensibilisiert sein, dass 
im Einzelfall auf eine vollständige Entkleidung 
verzichtet werden kann.

Im Falle einer solchen Durchsuchung sollen 
die Gründe für die Entkleidung nachvollziehbar 
dokumentiert werden. Ist eine vollständige Ent-
kleidung erforderlich, soll eine die Intimsphäre 
schonende Praxis der Entkleidung, z.B. in zwei 
Phasen, stattfinden, bei der jeweils eine Körper-
hälfte bekleidet bleibt. Nicht gleichgeschlecht-
liche Bedienstete dürfen hierbei nicht anwesend 
sein.

6.6 – Einsicht in den Toilettenbereich

Mitarbeitende sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in dem Patientenzimmer eine Toilette 
offen im Raum befindet, vor dem Betreten in ge-
eigneter Weise bemerkbar machen. Der betroffe-
nen Person soll die Möglichkeit gegeben werden, 
darauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toi-
lette benutzt.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allenfalls 
bei einer Unterbringung im Kriseninterventions-
raum aufgrund akuter Selbstverletzungs- oder 
Suizidgefahr erscheint eine im Einzelfall abgewo-
gene, begründete und nachvollziehbar dokumen-
tierte Entscheidung denkbar, den Raum tem-
porär ohne Einschränkung zu überwachen. Bei 
jeder Kameraüberwachung, die den Toilettenbe-
reich unverpixelt umfasst, soll ausschließlich eine 
Person desselben Geschlechts die Überwachung 
vornehmen.

234	BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13, Rn. 
33.
235	BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn. 
16.
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6.7 – Fixierung

Fixierungen236 sind lediglich als ultima ratio 
und unter klaren und engen Voraussetzungen 
anzuordnen sowie auf den kürzest möglichen 
Zeitraum zu beschränken. Zur Wahrung des 
Schamgefühls soll die fixierte Person angemes-
sen bekleidet werden. Es ist eine regelmäßige 
ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Fixierte 
Personen müssen zudem ständig und persönlich 
durch therapeutisches oder pflegerisches Perso-
nal überwacht werden, welches sich in der un-
mittelbaren Nähe befindet (Eins-zu-eins-Betreu-
ung). Für eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist 
eine richterliche Entscheidung erforderlich.237 
Die Maßnahme soll mit der betroffenen Person 
nachbesprochen werden.238 Außerdem ist sie nach 
Beendigung der Maßnahme auf die Möglichkeit 
hinzuweisen, die Zulässigkeit der durchgeführten 
Fixierung gerichtlich überprüfen zu lassen.239

Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die 
Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

6.8 – Informationen über Rechte

Patientinnen und Patienten müssen schriftlich 
über ihre Rechte in der psychiatrischen Einrich-
tung informiert werden. Bei jungen Menschen 
soll dies in altersgerechter Form geschehen.

6.9 – Kameraüberwachung

Eine Kameraüberwachung der Personen, die 
in psychiatrischen Einrichtungen untergebracht 
sind, soll nur erfolgen, wenn sie im Einzelfall un-
erlässlich ist. In keinem Fall kann und darf die 
Kameraüberwachung die Präsenz der Mitarbei-
tenden ersetzen. Die Gründe für die Kamera-
überwachung sollen nachvollziehbar und voll-
ständig dokumentiert werden. Zudem muss die 
betroffene Person auf die Kameraüberwachung 
hingewiesen werden. Die bloße Sichtbarkeit der 
Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für 
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

236	Definition: Siehe unter VIII 2.6 - Fixierung.
237	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
238	DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang: 
Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwach-
senen“.
239	BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.

6.10 – Mehrfachbelegung von Patienten-
zimmern ohne abgetrennte Toilette

Räume, in denen mehr als eine Person unter-
gebracht wird, müssen über eine vollständig ab-
getrennte und gesondert entlüftete Toilette ver-
fügen. Eine Unterbringung ohne eine solche 
Abtrennung verstößt gegen die Menschenwürde.

6.11 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Patientinnen und Patienten 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
grundsätzlich auch, dass die Patientinnen und Pa-
tienten mit „Sie“ angesprochen werden und sich 
das Personal durch Anklopfen an der Zimmertür 
vor dem Eintreten bemerkbar macht.

6.12 – Türspione und Sichtfenster

Es ist darauf zu achten, dass Patientenzimmer, 
Beobachtungs- und Kriseninterventionsräume240 
nicht von Dritten einsehbar sind.

6.13 – Vertraulichkeit von Gesprächen

In psychiatrischen Einrichtungen sollen Mög-
lichkeiten geschaffen werden, die gewährleisten, 
dass persönliche und telefonische Gespräche ver-
traulich geführt werden können.

7 – Vollzugseinrichtungen 
der Bundeswehr

7.1 – Ausstattung und Zustand der Arrest-
räume

In den Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr 
ist darauf zu achten, dass die Ausstattung und der 
Zustand der Räume die Menschenwürde nicht 
beeinträchtigen. Die Arresträume sollen jeweils 
mit einem Rauchmelder, einem Notrufknopf, 
mit regulierbarem Licht, einer schwer entflamm-
baren, abwaschbaren Matratze, einer Decke und 
einer Kopfunterlage ausgestattet sein. Zusätzlich 
müssen eine Sitzgelegenheit in üblicher Höhe 
und ein Tisch vorhanden sein.

Um den Schutz der Arrestpersonen im Falle ei-
nes Feuers zu gewährleisten, ist es notwendig, die 
Arresträume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen 

240	Unter dem Begriff Kriseninterventionsraum wird ein Raum 
verstanden, der bei einer akuten Eigen- oder Fremdgefähr-
dung genutzt wird.
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im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf be-
merkbar machen können. Die Funktionsfähig-
keit der Notrufanlage muss gewährleistet sein 
und soll vor jeder Belegung überprüft werden.

Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit 
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu 
erleichtern, soll in Arresträumen die Möglichkeit 
bestehen, die Beleuchtung zu regulieren.

In Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr ist 
Arrestpersonen in ihrem Arrestraum Zugang zu 
natürlichem, ungefiltertem Licht zu gewähren. 
Der Blick ins Freie darf nicht durch undurchsich-
tige Plexiglasscheiben oder ähnliches verhindert 
werden. Außerdem soll die Raumtemperatur im 
Arrest angemessen sein.

7.2 – Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverzüglich 
und in jedem Fall über ihre Rechte zu belehren. 
Hierzu sind Belehrungsformulare vorzuhalten, 
die zumindest Informationen darüber enthalten, 
dass die Betroffenen das Recht haben, sich ärzt-
lich untersuchen zu lassen, einen Rechtsbeistand 
zu konsultieren und eine Vertrauensperson zu in-
formieren.

7.3 – Besonders gesicherter Arrestraum

In besonders gesicherten Räumen dürfen sich 
keine Gegenstände befinden, die es der Arrest-
person ermöglichen können, sich selbst zu ver-
letzen.

Darüber hinaus sind eine engmaschige Betreu-
ung und eine medizinische Überwachung der Ar-
restperson zu gewährleisten.

Bei einer Unterbringung im besonders gesi-
cherten Raum und der damit verbundenen Iso-
lierung der Arrestperson ist es unerlässlich, dass 
das medizinische Personal besonders auf die Ge-
sundheit der betroffenen Person achtet und dass 
eine regelmäßige ärztliche Kontrolle gewährleis-
tet wird, um dem Eintritt von Gesundheitsschä-
den vorzubeugen. Zudem ist eine engmaschige 
Betreuung sicherzustellen, um deeskalierend auf 
die Arrestperson einzuwirken und eine zeitnahe 
Beendigung der Maßnahme zu begünstigen.

7.4 – Dokumentation

Im Vollzug soll die Dokumentation aussage-
kräftig und nachvollziehbar sein. Zum Schutz der 
Arrestpersonen, aber auch dem der zuständigen 

Soldatinnen und Soldaten (Vollzugsorgane), sol-
len alle im Zusammenhang mit dem Arrest ste-
henden Informationen vollständig dokumentiert 
werden.

Dokumentiert werden sollen folgende Anga-
ben:

 - die Personalien,
 - der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsent-

zuges,
 - die verantwortlichen Soldatinnen und Solda-

ten (Vollzugsorgane) bei der Zuführung der
Arrestperson,

 - die Vollzugstauglichkeit der Person,
 - der gesundheitliche Zustand der Person,
 - ob die Person über ihre Rechte belehrt wur-

de,
 - ob die Person über den Grund des Freiheits-

entzuges aufgeklärt wurde,
 - ob eine richterliche Anordnung eingeholt

wurde,
 - die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Na-

menskürzel der jeweiligen Soldatinnen und
Soldaten,

 - der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,
 - die Bewegung im Freien,
 - der Tagesablauf der Arrestperson (Verlassen

des Arrests für den Dienst oder die ersetzen-
de sinnvolle Beschäftigung),

 - die Abnahme und die spätere Aushändigung
von persönlichen Gegenständen und

 - der Entlassungszeitpunkt.

Die Dokumentation soll in regelmäßigen Ab-
ständen von Vorgesetzten auf vollständige Füh-
rung hin überprüft werden. Diese Kontrollen sol-
len vermerkt werden.

7.5 – Einsicht in den Toilettenbereich

Die zuständigen Soldatinnen und Soldaten 
(Vollzugsorgane) sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in den Arresträumen eine Toilette offen 
im Raum befindet, vor dem Betreten des Arrest-
raums in geeigneter Weise bemerkbar machen. 
Der betroffenen Person soll die Möglichkeit ge-
geben werden, darauf hinzuweisen, dass sie ggf. 
gerade die Toilette benutzt.
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7.6 – Größe von Arresträumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Arrestraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen. Für den Fall, dass der Sanitärbereich 
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für den Sani-
tärbereich zu addieren, sodass die Gesamtfläche 
mindestens 7 qm beträgt.

7.7 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
auch, dass sie grundsätzlich mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Arrestraums be-
merkbar machen. Sofern die Nutzung von Tür-
spionen im begründeten Einzelfall notwendig ist, 
sollen sich die zuständigen Soldatinnen und Sol-
daten (Vollzugsorgane) vor dem Blick durch den 
Spion in geeigneter Weise bemerkbar machen.

7.8 – Vollzugstauglichkeit

Die Vollzugstauglichkeit einer Arrestperson 
soll grundsätzlich im Rahmen einer ärztlichen 
Untersuchung festgestellt werden.
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